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Tributjuſtiz 


„Zuzeiten iſt der menſchen weisheit ſchutt und ſpreu, 
der welt erlöſung kommt nur aus entflammten blut.“ 


Stefan George, 
Aus dem „Neuen Reich“. 


Das Problem der Tributjuſtiz iſt eine zwangsläufige Folge 
ber Annahme des Verſailler Diktats. Zwangsläufig mußten zur 
Ausführung der aus dieſem Diktat ſich ergebenden Verpflichtun⸗ 
gen Geſetze ergehen, zwangsläufig die äußeren Verpflichtungen 
nach innen geſichert, die nach außen verſprochenen Tribute nach 
innen umgelegt und aufgebracht werden. 

Solange erfüllt wurde, mußten notwendig die entſprechenden 
Leiſtungen son den Bürgern des erfüllenden Staates, oder beſſer 
feinen Untertanen eingezogen werben, notfalls unter Zwang, objef- 
tiv zum Nutzen des Feindes. Die durch Unterfchrift verpflichtete 
oder vermeintlich verpflichtete Regierung gab kurzerhand den ihr 
ſelbſt auferlegten Zwang weiter und mußte ihn weitergeben, wenn 
ſie ihren auswärtigen Verpflichtungen nachkommen wollte. 

Schon hieraus ergaben ſich auch pſychologiſch für den geſamten 
Staat und die geſamte Bevölkerung Yolgen, die über den zunächſt 
rein materiellen Begriff von Tributen bezw. echöhten Steuern 
hinausgingen. Die Regierung, bedroht oder vermeintlich bedroht 
durch Sanktionen, bedrohte ihrerfeits für jede Gefährdung ihrer 
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Erfüllungspolicit jeder Untertan mit Strafe, beginnend mit Ab⸗ 
gabenzwang, Abgabenftrafen und Kampf gegen Steuerſtreik, ſich 
fortfegend anf noch wefentlich weitere, vielleicht alle Lebensgebiete. 
Und je mehr die Regierung eine Politik der Erfüllung niche nur 
aus Zwang durchführte, fondern zugleich ans innerem Glauben, 
damit Feinde zu gewinnen, um jo mehr identifizierte fie fich mit der 
Ttorwendigkeit der Erfüllung. Und damit mußte fie gegen jeden 
Gegner der Erfüllung und Verſklavung als Gegner nicht nur des 
feindlichen, fondern nun auch des eigenen Willens vorgehen. 

Hier beginnt der tragifche Konflikt zur legten Kriſe zur reifen, 
der Konflikt, inwieweit eine Regierung fich zur Vollſtreckerin des 
Veindiwillens machen darf, aus Zwang, aus innerer Überzeugung, 
oder gar — ſchattenhaft durchleuchtend bei diefer oder jener Anße- 
rung aus Kreifen der ſozialdemokratiſchen Partei — im Jutereſſe 
der Erhaltung eigener interpolitifcher Machtſtellung. 

Hier reift das Problem der Tributjuſtiz — der Juſtizmaſchine 
objektiv im Dienfte der Erfüllung und damit zum mindeften zu- 
nächſt einmal auch im Dienfte des Feindes gegenüber freiheite- 
begehrenden Volksgliedern — über die Gefährdung einzelner Ie- 
gierungen hinaus zu Bedrohlichfter Gefahr für den Beftand des 
ganzen Gtaatswefens. 

Hier zeigt fich, daß ein verſklavter Staat folgerichtig in allen 
feinen Deganen den Fremdoolk zu Willen fein muß, letzten 
Endes mit Hilfe entfprechender Gefege auch anf dem Gebiete des 
Rechts. . 

Hier zeigt fih, daß Kein Staat fein eigenes Recht aufgeben 
kann, ohne damit zugleich das perfünliche Recht jedes einzelnen 
Volksgliedes in Frage zu fielen. 

‚Hier müffen dann fchließlich eigene Gerichte entfcheiden zwi⸗ 
fchen dem fonft mit Phrafen aller Demokratien und Revolutionen 
serbrämten und verbrieften Menſchenrecht des einzelnen und 
andererfeits dem Fremdrecht. Und dies Fremdrecht iſt zwangs- 
läufig geſchützt durch den Buchſtaben des zu feinem Schutz erft 
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geſchaffenen Gefeges oder: der aus normalen Zeiten und anderen 
Verhältniffen noch vorhandenen „Rechtsordnung“, die rein be: 
grifflich betrachtet die jeweils beftehende Ordnung zur unverrüd: 
baren Grundlage macht, alfo num die Yeindordnung. 

Daf dies fortfehreitend feit Derfailles der Weg der Gefege 
und Gefegesanwvendung in Deutſchland ift, fol diefe Schrift 
zeigen. Daß ein folder Weg, ebenfo zwangsläufig, wie er 
zunächft befchritten wurde, immer weiteren . Kreifen das. ©e- 
fühl nehmen muß, überhaupt noch ein eigenes Recht und einen 
eigenen Staat zu haben, bedarf als warnende Gchlußfolgerung 
und als Erlebnis immer weiterer Kreife kaum einer Begründung. 

Alles Verftändnis einer Wolksregierung, Die vorübergehend 
unter Zwang Feindmaßnahmen durchführt, flets der Stunde 
harrend, wo der gejunde Teil des Volkes fich erhebt und ihr zu 
eigenftern freudigem Erlebnis weitere „Erfüllung unmöglich) 
macht! Wird aber, gleichviel aus welchem Meotiv, anf lange 
Zeitdauer gerade diefes Empfinden verfolgt, unterdrückt und in 
die Gefängniffe geworfen, fo ſcheint das Ende nahe. 

* * 


So wird als „Triburjufliz” gezeigt die der Juſtiz im weite: 
ften Sinne geftellte untragbare Aufgabe, die Erfüllung des Ver— 
failler Unrechts im Namen des Rechts mittelbar oder unmittel⸗ 
bar zu ſichern. So wird unter dieſem Namen in rein objektiv 
feſtſtellendem Sinne an Hand von Beiſpielen zugleich jener Teil 
der Tätigkeit deutſcher Juſtiz gefehildert, der zeirlich mit folcher 
Aufgabe befaßt ift, allmählich immer mehr in Zufammenhang 
mit befonderer Gefeßgebung. 

Und es wird fich nicht vermeiden laſſen feftzuftellen, daß diefes 
oder jenes deutſche Gericht fo ſchwerer Aufgabe nicht gewachſen 
geweſen iſt und ſolche Sage nicht voll erkannt hat, vielleicht aus 
beften Willen zur „Objektivität“. Aber es gibt Fein Hecht im 


Iuftleeren Raum und Keine Rechtsanwendung. Und die Luft 
des deutſchen Raumes heißt jest Verfailles. Ihre Berückfich- 
tigung macht die Objektivität erſt sollftändig. 

Heute freilich, foweit wie wir find, kaun Erkenntnis diefer Lage 
allein die Juſtiz nicht mehr retten; dafür ift jetzt der Weg mehr 
als ı2 Jahre lang. Heute muß die Erkenntnis dazu führen, daß 
man den deutjchen Richter völlig son folchen Aufgaben befreit 
und ganz davon abſieht, Verfailles durch die Juſtiz zu ſchützen, 
die doch zue Wahrung der Gerechtigkeit berufen ift. 

Das aber geht nur, wenn der Weg der Erfüllung beendet wird. 

Und auch deshalb muß er beendet werden. 

So mag dein Erkenntnis diefer Dinge die bürgerliche Ruhe 
und Hoffnung gründlichft flören, als wenn Juſtiz und Volk in 
refignierter Berufung auf die „fchlechten Zeiten“ fich ſolchem mög⸗ 
lichft verfchleierten Zuſtand lange fügen könnten, ohne Schaden 
an der Geele, Schaden am Charakter zu nehmen. Iſt doch Er- 
kenutnis erſter Schritt zu nenem Werden und vielleicht ſchon der 
Wille zur Wahrheit befreiend in einer Zeit allgemeiner Angft- 
fichEeit, ja Feigheit. 

Und fo follen diefe Ausführungen nicht Elagen, fondern helfen; 
belfen zu der Erkenntnis, daß unter Feindzwang Eein eigenes 
Recht, ohne eigenes Recht auf die Dauer Eein Volk und Staat 
denkbar ift. Helfen zu dem Mut die Yolgerung zu ziehen aus 
folcher Erkenntnis, der auch einſichtsvolles Ausland fich nicht ent- 
ziehen Kann. Und anf anderes Rückſicht zu nehmen wird die 
Verantwortung nicht tragbar fein, wenn es nun wirklich um das 
Ende geht. 

Moöge fo der deutſche Richter feine hervorragenden Eigenfchof: 
ten alsbald nicht mehr an unlösbarer Aufgabe zermürben und 
Tributjuſtiz mit den Tributen ſchwinden, flatt Wegbereiter 
drohender ſtaatlicher Auflöſung zu ſein! 
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ber die Schilderung deutſcher Tributjuſtiz hat noch eine 
andere Geite. Ebenſo zwangsläufig, wie das Feinddiktat und feine 
Erfüllung den Staat und mit ihm zugleich die Juſtiz in Feſſeln 
ſchlägt und die inneren Werhäleniffe ein Gpiegelbild der äußeren 
werden, ebenfo zwangsläufig ift die Schilderung denrfcher Tribut⸗ 
juftiz vom anderen Standpunkte die Öefchichte der deutſchen Akti- 
viſten aller Volkskreiſe. Mag diefer oder jener im Überfchwang 
hinansgegangen fein über die im Einzelfalle nach fpäterer Mei— 
nung gebotenen Grenzen — Not kennt kein Gebot, und wer das 
ganze Gelbft feiner jungen deutſchen Perfönlichkeit zu ſelbſtloſem 
Opfer einfegt, der wird fir ſolchen Einſatz andy mit anderen 
Mafftab gemeffen werden dürfen, Ohne ſolchen Einzelfall des- 
balb billigen zu müſſen, ift jedenfalls Verſtehen das, was zum mir: 
deften verlangt werden kann und muß. 

Mag eine fpätere Zeit, mag hoffentlich vorher Die wiederer- 
rungene Freiheit und alfo dee Erfolg lehren, auf welcher Geite 
das „richtige Recht“ im legten Sinne lag, wofern Optimismus 
heute noch an den Erfolg des Re ch £ 5 glanben laſſen mag. 

Eins aber Liegt ſchon heute Elar, ohne damit der formaljurifti- 
fehen, vielleicht gelegentlich tributjuriſtiſchen Beurteilung vorzu- 
greifen: daß wefentliche Teile des deutſchen Volkes Leben und Frei⸗ 
heit bejahen, auch auf dem Wege letter perfönlicher Opfer, das ift 
das wefentliche Spiegelbild alles deſſen, was als Tributgeſetz, 
Tributjuſtiz zu ſpüren iſt. 

Und ſchon damit hat die aktiviſtiſche Jugend Deutſchlands ein 
Anrecht darauf, daß in dieſer Urt auf Onfertafeln zugleich auch 
ihre Geſchichte geſchrieben wird. 


| 
Kämpfer des Reichs 


„Sa der Heimat — da gibt's ein Wiederſeh'n!“ 
(Deutfches Soldatenlied.) 


1. 
„Kriegsverbrecher“ 


Als auf Geheiß des Feindes in Deutſchland zum Staatsgrund⸗ 
geſetz das parlamentariſche Syſtem geworden war, das Präſident 
Wilſon in feinen bekannten Noten als Vorausſetzung für Frie⸗ 
deusverhandlungen gefordert hatte, und als demgemäß dann 
durch die fogenannte Mationalverfammlung am 11. Anguft 
1919 die Verfaſſung der deutſchen Republik endgültig als Gan: 
zes befchloffen worden war, da glaubte man, anknüpfend ar 
frühere Maßſtäbe ausländifcher Staaten das Erftehen der „freie: 
ſten Republif der Welt“ verkünden zu Eönnen. Man hatte 
vergeffen, daß das deutfche Staatsgrundgeſetz in letzter Wahrheit 
feit fechs Wochen Werfailles hieß, und der Yeind war rückſichts⸗ 
los genug, ein Bekenntnis zu diefer auch ohnehin nicht zu um⸗ 
gehenden Tatſache ausdrücklich im YDerf von Weimar zu ver- 
langen. 

Go mußte denn Artikel 178 II ©. 2 der geltenden deutſchen 
Reichsverfaffung Fraft nachträglicher Cinfügung auf Yeind- 
verlangen ausdrücklich und wörtlich befagen: 

„Die Beſtimmungen des am 28. Juni 1919 in Ver— 
failles unterzeichneten Friedensvertrages werden durch die 
Verfaffung nicht berührt.“ 

Alle verfaffungsmäßigen Rechte und Pflichten der Regierung 
und des Reichstages, alle Befugniffe des Reichspräfidenten, ja 
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auch alle jo ſchön und ausführlich erdachten Rechte des einzelnen 
‘fanden folchem Geifte nach ihre Grenze und ihre Ende an Ver: 
failles und feinen Folgegeſetzen. Wo die Ausführung von Ver- 
failles durch die deutſche Reichsverfaffung in Frage geftellt war, 
hatte Verfailles ein tarfächliches und nun auch verfaffungs- 
mäßiges Vorrecht. 

Unmittelbarer Aulaß zu diefem Verlangen des Veindbundes 
war wohl diejenige Verfaſſungsbeſtimmung gewefen, die danu 
im Verlaufe zu den erften Progeffen führte, welche mit vollem 
Recht als „Tributjuſtiz“, als Gerichtsbarkeit ansfchließlich im 
Dienfte und anf Verlangen des Feindbundes, feftzuftellen waren: 
die Prozeſſe der fogenannten „Kriegsverbrecher”. 

Artikel 112 der Verfaffung befagte, daß Eein Deutfcher einer 
auswärtigen Macht ausgeliefert werden dürfe. Sechs Wochen 
vorher haften die Väter der gleichen Verfaſſung fich der Entente 
gegenüber zur Auslieferung hervorragender Kämpfer des Welt⸗ 
Frieges aller Dienftgrade und Wolksfchichten verpflichten müſſen. 
Sechs Wochen fpäter wurde der Verfaffungsartikel daher 
wunſchgemäß infoweit wieder aufgehoben. 

Die Empörung in Deutfchland machte nun aber eine Durch- 
führung dieſer Alnslieferungspflicht unmöglich; hatte doch fogar 
tie Reichswehr von führender Gtelle durch Geheimbefehl Ver- 
weigerung jeder Mitwirkung an etwaiger Feſtnahme - und 
darüber hinaus aktive Befreiung etwa von der Schutzpolizei 
oder fonft fefigenommiener fogenannter Kriegsverbrecher ange- 
ordner! 

Und das sölferrechrliche Kompromiß ging auf Koften der deut⸗ 
ſchen Juſtiz, die nun auf Feinddiktat hin ihrerfeits diefe angeb- 
lichen „Kriegsverbrecher“ abzunrteilen hatte. 

&s wurde mit einem Senat des Reichsgerichts zu dieſem Zweck 
ein Gondergericht gefchaffen — obwohl nach Artikel 105 der 
Reichsverfaffung niemand feinem gefeglichen Richter entzogen 
werden darf. Es wurde das eigene AUnmeftiegefeß der Wolksbe- 
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aufiragten, das Landesverrätern, Meuterern und Deferteuren 
zugute Fam, für die fogenannten Kriegsverbrecher. als nicht vor- 
handen angefehen. Inzwiſchen eingefretene Verjährung, ja felbft 
ein etwa früher bereits flattgehabtes Verfahren fland der nenen 
Verfolgung nicht entgegen. Alle ſolche in jedem Kulturſtaat 
fonft felbftverftändlichen NRechtsgarantien fielen kraft nach = 
träglichen Gondergefeges fort. Kurz es war eine Elare Ver⸗ 
legung geumdlegendfter Gedanken jeden Rechts, aber ebenfo Elar 
damals noch unter fehwerften Zwang des Yeindes, Damals 
noch Tributjuſtiz, Juſtiz im Dienfte des Yeindes und des Ver: 
failler Diktats offenfichtlich in den Augen jedes einzelnen, damals 
trotz aller empörenden Einzelheiten ihrer Urſache und Durchfüh— 
rung noch nicht das fchleichende Gift von Verfahren, die — 
äußerlich ordnungsgemäß im Gewande des Rechts — letzten 
Endes auch nicht anders denn als Tributjuſtiz gewertet werden 
können. 

Immerhin wird feſtgeſtellt werden müſſen, daß dieſe vom 
Feinde gegenüber der Regierung erzwungenen rechtswidrigen 
Verfahren von dem unabhängigen Reichsgericht in ihre Gegen: 
teil zu Kehren waren. Hätte nicht vielleicht das Reichsgericht 
einem Gondergefeg folchen Inhalts überhaupt jede Wirkſam— 
keit abfprechen und mir Cinſtellung oder Freiſpruch ein Ende 
machen Eönnen? Hätte nicht womöglich darüber hinaus das 
Reichsgericht fogar die Beftimmung des Artikel 178 der Reichs⸗ 
verfaffung mit dem ganzen Friedensdiktat und nun auch dem 
neuen Gondergefeg als erzwungen und nichtig, das fonft geltende 
dentfche Gefeg aber als maßgebend feftftellen Finnen? 

In jedem Falle beftand hier auch fonft die Möglichkeit, 
das Gegenteil von dem’ zu erreichen, was die Entente ſich 
wünſchte. 

Niemand hätte etwas dagegen einwenden können, wenn wahre 
Miſſetaten entjprechend geahndet worden wären, wie fie ja in 
Eeinem Millionenheere Feines Staates der Welt ausbleiben Fön- 
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nen; hatte doch beifpielsweife auch mancher Meuterer, Defer- 
teur und Verräter den grauen Rock getragen. ber man wird 
davon ausgehen können, daß, wo ſolche Dinge vor dem 9. No— 
vember 1918 im Laufe des Krieges vorkamen, entjprechende 
Verfahren zur Erhaltung der Sauberkeit der Armee im dent: 
ſchen Heere fchneller und fehärfer durchgeführt worden find, als 
in irgendeinem Feindheer, das Deutſchland nachher anf eigenem 
Boden Eennenzulernen die Chre hatte. In diefer Richtung ift 
ja fpeziell die Juſtiz der franzöfifchen Kriegsgerichte ansgiebig 
bekannt geworden. Won ſolcher Geite waren unferem Volke 
Vorwürfe ganz gewiß nicht zu machen. Uber auch bei AUmmwen- 
dung alltäglichften deutſchen Rechtes beftand für das Reiche: 
gericht die Möglichkeit umd vielleicht fogar die Notwendigkeit, 
die Prozeffe jo zu führen, daß man dem Feind die Freude an 
der Verfolgung angeblicher deutſcher Kriegsverbrechen ein für 
allemal nahm und vor allee Welt Elarftellte, auf welcher 
Seite im Weltkriege derartige Schuld zu fuchen war. Das 
Megaphon von Leipzig wurde damals auf der ganzen Erde 
gehört. 

Es erfolgten im wefentlichen drei Vernrteilungen zu fechs bis 
zehn Monaten Gefängnis wegen Beleidigung und Mißhand⸗ 
Iung von Gefangenen. Weiterhin wurde ein deutſcher Major 
wegen „fahrläffiger Tötung“ zu zwei Jahren Gefängnis vernr- 
teilt, weil ex in den Anguſtſchlachten 1914 einen vermeintlichen 
Brigadebefehl weitergegeben hatte, Feine Gefangenen zu machen. 
Schließlich — der Yall, der in der Öffentlichkeit die größte Er- 
regung hervorrief — wurden die beiden Unterſeebootsoffiziere 
Dberleutnant Boldt und Dittmar zu je vier Nahren Gefängnis 
verurteilt, weil fie bei der Verſenkung eines torpedierten Gchiffes 
im Mittelmeer angeblidy auf Befehl des Unterſeebootskomman⸗ 
danten, Kapitänleutnant Paagig, auch die Rettungsboote be 
fchoffen haben follten. 

Tun fol gewiß niche abgeftritten werden, daß in einem 
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Millionenheer vielleicht diefer oder jener widerfpenftige Gefau— 
gene wirklich einmal mit dem Kolben einen Stoß ins Kreuz er- 
halten hat, oder mit dem Eriegerijchen Wort „Schwein“ titu⸗ 
liert worden iſt. 

Aber es lagen ja ſchließlich im Kriege auch beſondere Ver— 
hältniffe vor; und dafür hatte das Volk ein ſehr viel feineres 
Gmpfinden als vielleicht mancher hochgelehrte Mann. Dentfch- 
Yand war von allen Geiten umftellt. Da konnte es für den Ge— 
fangenendienft ſchon vein körperlich nicht die beften Kräfte frei: 
machen. Im übrigen war es nur allzu verftändlich, wenn bei 
Widerſpenſtigkeiten und Unbormäßigkeiten, ja Meutereien unter: 
ſtellter Gefangener dieſem oder jenem braven Landwehrmann 
ſchließlich die Galle überlief. Und es wurde vielfach, wenn auch 
nicht vom Meichsgericht, der Standpunkt vertreten, daß in fol 
chem Kriege, wo der Feind Feine anderen Bezeichnungen für 
jeden einzelnen deutſchen Wolksangehörigen kanute als „Hunne” 
oder „Boche”, die im Unmut gefallene viel harmlofere Auße⸗ 
ung „Schwein“ überhaupt Feine hochnotpeinlich zu beftrafende 
Beleidigung darftellen konnte. 

Hier beftand aber vor allem, felbft wenn man in den genann- 
ten drei Fällen zu einer Verurteilung Eommen zu müffen glaubte, 
die Möglichkeit, alle die unzähligen und maßlofen Gefangenen: 
mißhandlungen in feindlichen Lagern während des Krieges gegen- 
beweislich vorzuführen. Davon wußte in Deutſchland doc) jedes 
Kind, auch der deutſche Wachmann, der angeblich ans ber Rolle 
gefallen war. Und diefes Wiffen um das Schickſal der eigenen 
Landsleute und die dadurch bedingte Erregung waren in jedem 
Falle firafmildernd zu bewerten. So beſtand and) rein rechrlich 
fogar die Notwendigkeit, diefe Dinge vorzuführen und zu wür⸗ 
digen. Und auch wenn der Vorſitzende des Strafſenats von vorn⸗ 
herein betont hatte, daß bei allen dieſen Verhandlungen jede Po⸗ 
litik ausſcheiden müſſe und es ſich mr objektiv um die Feſtſtellung 
perſönlicher Schuld des einzelnen Angeklagten handele, fo muß: 
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ten folche umfaſſenden Beweiſe gerade zur Yeftftelung und Be 
wertung folcher angeblichen „Schuld“ getroffen werden. 

Es geſchah nicht. 

Über es war ja wohl auch jede Ansfcheidung von Politik 
in folcjem Verfahren gerade som objektiven Standpunkt menfch- 
lich unmöglich, wenn man der Sache nicht Gewalt antu 
wollte, 

‚Der einzige Yall, der zur Verurteilung eines deutſchen Front⸗ 
foldaten des Landheeres führte, hätte nach foldatifcher und Hiel- 
fach auch juriftifeher Auffaſſung gleichfalls nicht mit einer Ver- 
urteilung zu zwei Jahren Gefängnis zu enden brauchen, In zahl: 
reichen Fällen haften verwundete Yeinde auf die vorgehenden deut⸗ 
ſchen Truppen noch son hinten gefchoffen, in anderen Yällen fid) 
ſogar nur verwundet geftellt. Cs war mehr als berechtigt, gegen- 
über ſolchem nachweisbaren Verhalten der feindlichen Truppe die 
für angeeifende Infanterie einzig mögliche Gegenmaßregel zu 
treffen und feindliche Verwundete unjchädlich zu machen, da fie 
fih eben leider erfahrungsgemäß nicht wie Verwundete benah- 
men. Da ging denn doch das Leben des deutſchen Goldaten dem 
eines feindlichen Verwundeten sor, der fi) bet denen bedanken 
durfte, die durch Mißbrauch ihres Werwundetenzuflandes und) 
ihn in gleichen Verdacht gebracht hatten. Und wenn ein deutſcher 
Major bei ſolcher Lage in ſchwerem Kampfe den Befehl gab, 
Feine Gefangenen zu machen, fo war. dies hart, aber Exmefjens- 
fache, Der Krieg iſt nun einmal hart. 

Im übrigen ließen ſich auch hier gegenbeweislich unzählige 
Beifpiele ganz anderer Urt auf Yeindesfeite finden und durch 
Zeugen Elarftellen. Die „Nettoyeurs“, welche die eroberten deut⸗ 
ſchen Gräben von Lebenden „fünberten”, zahlloſe Einzelfälle, wie 
fie damals in deutfchen Gegenliften und Zeitungen veröffentlicht 
wurden, hätten dem Reichsgericht Gelegenheit geben können Klar- 
zuftellen, was in diefem Kriege auf Yeindesfeite üblich wer. Und 
wer man fchon in Verkennung der Erforderniffe der Front den 
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Major verurteilen wollte, fo hätten ihm diefe Tatfachen weit- 
- gehend zugute gehalten werden müſſen. 

So aber hatte ſich denn nun tatfächlich nach höchſtrichterlicher 
Entſcheidung ein einzelner deutſcher Major mitten in der 
Schlacht der fahrläffigen Tötung von Feinden ſchuldig gemacht! 

Und man wanderte fi) womöglich noch, wenn der Frontfoldat 
diefer für einen Laien grotesken dee nicht folgen Eonnte und den 
guten Willen zu höchſter Objektivität als im höchften Maße 
fronsfremd Exitifierte, 

Es war das Vorfpiel zum Prozeß gegen die Oberleutnants 
Dittmar und Boldt, dem am befannteften gewordenen „Kriegs: 
serbrecher "Prozeß. Schon der Arbeiter Nenmann, der nachher 
wegen Gefangenenmißhandlung und Gebrauch des Wortes 
„Schwein“ zu fechs Monaten Gefängnis verurteilt wurde, 
hatte feine Reife nach Leipzig in einem Gammelverbrechertrang- 
port von fünfzehn Menſchen in einem Wagen vierter Klaffe 
nach Leipzig antreten müffen. Auf dem Bahnhof in Leipzig war 
dann einem von ihnen eine Kette um den Leib gelegt und auf beiden 
Seiten je ein Gefangener angefchloffen worden. In diefem Auf: 
zuge war Neumann durch die Stadt Leipzig transportiert worden 
und hatte dann dort drei Monate anf den Beginn feines Pro- 
zefles in Einzelbaft warten dürfen. 

"Den Unterfeebootsfämpfer Boldt transportierte man, wie es 
nachher in amtlicher Werlantbarung hieß, „nach den für Mord⸗ 
häftlinge gültigen Vorfchriften” in Ketten von Hamburg nad) 
Seipzig. Mit Rüdfiche anf die angebliche Schwere feines Yalles 
Batte man ihm eine ange Kette um ein Fußgelenk gelegt... 

Boldt und Dittmar ftanden überhaupt nicht auf der AUns- 
lieferungslifte des Yeindes, anf der Lifte derer, denen auf Yeindes- 
geheif der Prozeß gemacht wurde. Jene Lifte erwähnte nur den 
U-Bootstommandanten KRapitänlentnant Paagig, den nach lan⸗ 
gen Keiegsjahren das irdifche Gericht nicht mehr zitieren konnte. 
Aber die deutſche Gtrafverfolgungsbehörde war objektiv und 
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zeigte, daß man dieſe ganzen Prozeſſe gar nicht anf Yeindesgeheiß 
führte, fondern ans eigenem Rechtsempfinden. Sie brachte nun 
die beiden Sentnants jenes U-Bootskommandanten vor das Reiche- 
gericht. 

Der U-Bootstommandant hatte ein angebliches Hofpitalfchiff 
im Mittelmeer verſenkt. In unzähligen Yällen waren folche 
Hofpitalichiffe me die Maske gewefen für umfangreiche Mluni- 
fionstransporte. Zeugen über diefe allgemein bekannte und von 
der Verteidigung sorgefragene Tatfache zu hören, lehnte das 
Reichsgericht als nicht zur Gache gehörend ab. Gchließlich Ind 
die Verteidigung die Zeugen, und fie mußten dennoch gehöre 
werden. 

Nun ift möglicherweife wirklich hier einmal ein Hofpitalfchiff 
verſenkt worden, welches Feine Munition trug; nun hat mög- 
licherweife Kapitänlentnant Paasig, um diefen im Kriege ent 
ſchuldbaren Fehlgriff zu decken, befohlen, auch die Rettungsboote 
zu vernichten, um für Dentfchland aus .diefer Tat feine völfer- 
rechtlichen Volgen beranfzubefchwören. Man weiß ja, wie ver- 
antwortungsvoll und gefährlich der Dienſt der Unterſeebootsbe⸗ 
ſatzungen damals war; man weiß auch, wie ängftlich die hohe 
Politik dariiber wachte, daß nicht irgendeinmal ein politiſch un— 
bequemes Schiff verfenke würde, Wo aber gehobelt wird, da 
fallen Späne. Und andy bier mußte jenes Hofpitalfchiff, wenn 
es wirklich ein folches geweſen ift, tragen, was andere als Hofpi- 
talfchiffe masfierte Kriegs- und Minnitionsfchiffe ihm einge 
tragen hatten. Und jedenfalls war verftändlich, daß Paatzig fo 
handelte, wie es geſchah. Maucher hätte geradefo gehandelt wie 
er, gerade aus legten Werantwortungsbemußrfein. 

Ebenſo haben offenbar und vom Standpunkte des Frontfol- 
daten felbftverftändlich anch feine beiden Leutnants Bolde und 
Dittmar gedacht, als fie ihrem Kommandanten befehlsgemäß beim 
Aufſuchen der Ziele halfen. Dies ftellte das Reichsgericht feft; 
Boldt und Dietmar weigersen ſich grundfäglich etwas zu ihrer 
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Verteidigung über die Tat auszufagen, weil fie ihrem Komman- 
danten damals das Wort gegeben hatten, zu ſchweigen. 

Der Dberreichsanwalt aber und das Reichsgericht ftellten fich 
anf den Standpunkt, daß diefer Befehl des Kommandanten „ein 
Verbrechen bezweckte“, und daß die beiden Lentnants Dies wiffen 
mußten. 

So verurteilte das RKeichsgericht jeden zu vier Fahren Ge: 
fängnis. 

Der Oberreichsanwalt hatte für jeden vier Jahre Zuchthans 
beantragt, nachden er in feinem Plädoyer längere Ausführungen 
darüber gemacht hatte, daß der Mißbrauch von Hofpitalfchiffen 
durch die Engländer niche hinreichend geklärt jei... 

Mag fein, daß abftrafte Jurisprudenz wirklich zu folchen Ent- 
fcheidungen kommen zu müffen glaubte, in einer von beftem Wil⸗ 
len befeelten, aber dennoch vom Verlaufe der onrangegangenen 
Kriegsjahre kaum befehwerten Weltfremdheit. Gicher if, daß 
die genannten Sprüche weitgehend ſo wie hier gejchildert emp: 
funden wurden: Weltfremd, volksfremd, feontfeemd. Und es 
war zweifellos ein höchſt unglückliches Vorzeichen, daß ein ſo 
empfundenes Beiſpiel am Anfang der Entwicklung fand, die 
der Juſtiz im Zeichen von Werfailles beſchieden war. Und nicht 
‘ein Beifpiel wie das des Preußiſchen Kammergerichts gegenüber 
König Friedrich dem Großen, deffen Richter für eine damals vom 
fiaatlichen Machthaber abweichende Rechtsauffaſſung Lieber felbft 
perſönlich ſchwerſte Folgen auf fich nehmen. 

. Warum ging das Reichsgericht als unabhängiger höchfter Ge- 
richtshof des Reiche, der in diefer Richtung noch nicht tribut⸗ 
hörig war, nicht, wie angedentet, zum Gegenangriff über und er- 
bob die umfafjendften Beweiſe über Yeindestaten, die zum min- 

. deften für das Strafmaß auch juriſtiſch unbedingt erheblich waren? 
. Hier lag die Möglichkeit vor, die Unmöglichkeit der Erfüllung 
der übernommenen Yeindverpflichtung darzutun und der Regie: 
zung damit ans dem eigenen Volk und Staat die befte Waffe 
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in die Hand zu geben, die unter damaligen Verhältniſſen möglich 
war. Mochte der Yeind fich an Unmöglichkeiten gewöhnen! 
Wahrfcheinlich wäre bei ſolchem Vorgehen fehon der erſte Prozeß 
niemals zu Ende geführt worden, weil in ihm der höchfte deutſche 
Gerichtshof zur Anklagebehörde über die geſamte Art der feind- 
lichen Kriegführung geworden wäre. Das wäre juriftifch richtig 
und politifch das einzig Richtige geweſen! 

Aber man war „unpolitifch” und damit notwendigerweife in 
folchen Fällen einfeitig, „objektiv“ gegen eigene deutſche Volks- 
genoſſen und damit notwendigerweiſe in folchen Fällen ungerecht. 

Man war deutſch. 

Und doch empfand jeder, daß die Rache des Feindes hier ſchließ— 
lich gar nicht jenen einzelnen galt, die durch Zufall auf die Alus- 
Vieferungslifte gefegt, auf die Anklagebank gefchleppt worden 
waren, fondern daß es dem Feinde darum ging, hiermit in einzel- 
nen feiner Glieder das ganze deutſche Heer für eine Reihe jahre- 
langer Giege zu ſtrafen, die isn Felde zu vergelten Eeine Gelegen- 
heit. gemwefen war. 

So fühlte jeder alte Soldat fich mitverurteilt durch das höchfte 
Bericht des eigenen Heimatlands. 

Und der Gegenfas von Heer und Heimat hatte feine Krönung 
gefunden. 

Aber noch ein anderes ift fehon hier feftzuftellen — ein Tribur- 
gerichtsverfahren hat das nächfte im Gefolge; hier zeigt fich dies 
noch befonders feharf. Denn diefe Prozeſſe wurden allein auf das 
Verlangen des Yeindes unternommen nnd hätten fonft, trotz der 
nachträglich behaupteten angeblichen Gefegesverlegung, nach Lage 
der Cache nie flattgefunden. Aber die Befreier der verurteilten 
Frontſoldaten, jene Männer, die Oberleutnant Dittmar und 
Boldt ans dem Gefängnis herausholten, um ihnen die Freiheit 
wiederzugeben, für die fie gekämpft hatten, verſtießen nun ſchon 
unmittelbar und offenfichtlich gegen eigene deutſche Gefege und 
wurden ihrerfeits verfolge, weil nun eine Verfehlung gegen ein 
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deutſches Urteil und deutſches Gefe vorlag. Und fo war zwangs- 
länfig auch diefe Verfolgung nur ein folgerichtiger weiterer 
Schritt auf dem nun einmal unter Zwang begonnenen Wege 
der Tributjuſtiz, ein freiwilliger Schritt, der des erſten Zwauges 
nicht mehr gedachte. 

Und doch war legten Endes anch diefe firafbare Gefangenen: 
befreiung nicht gegen das eigene Wolf, in defien Namen man 
Recht fprach, fondern nur gegen den Feind und feine Vollſtrecker 
gerichtet. 

Das konnte Die deutſche Regierung jegt auch von fich ans nicht 
mehr dulden. 

Die Tragödie des Tributſchickſals hatte begonnen und fehon 
jest zeichnete fich die Eommende Entwicklung ab. 
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2. 
„Frieden“ im befegten Gebiet 


Auch das Gerichtsverfahren, welches im Sommer 1924 vor 
dem Schwurgericht in Stettin gegen die preußiſchen Schutzpoli⸗ 
ziften Kaws und Cugeler flattfand, war legten Endes mit Nück- 
ficht auf das Ausland eröffnee worden. Ein Verfahren, das vom 
Auslande verlangt wurde, und ohne deſſen Durchführung einige 
rechtswidrig in belgifchen Gewahrfam genommene Dentjche nicht 
freigelaffen werden follten. Immerhin mag dabingeftellt bleiben, 
inwieweit deutſche Objektivität hier bereits and) ohnedies in der 
Handlungsweife des Unteroffiziees Kaws ein Werbrechen gefehen 
und ein hochnotpeinliches Verfahren gegen ihn eingeleitet hätte. 
Da der Ankläger ebenfo wie das zur Urteilsfindung berufene Ge: 
richt in Stettin faß und nicht im befeßten Gebiet, wo man die 
Verhältniffe Fannte, wäre vielleicht damit zu rechnen gewefen. 

Uber von den Kriegsverbrecherprozeffen führt ein gerader Weg 
zum Kaws- Prozeß, diefer gegenüber jenen nur gefteigert nach Tat: 
beftand und Behandlungsart. Und fo darf in der Gefchichte def- 
fen, was wir rückblickend und gegenwärtig als Tributjuſtiz emp⸗ 
finden, der Yall Kaws als charakteriſtiſches Merkmal dafür nicht 
fehlen, daß anf dem einmal befchristenen Wege eine Umkehr 
immer fehwerer, die Gewohnheit immer größer wird, 

Im beſetzten deutſchen Rheinland hatte die deutſche Schutz⸗ 
polizei unter den ſtändigen Schikauen der Beſatzung beſonders zu 
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leiden. Wie oft Fam es vor, daf diefer oder jener Schutzpoliziſt 
wegen fchlechten Grüßens zur Rede geftellt und mit der Reitz 
peitfehe oder. ähnlichen Juſtrumenten mißhandelt wurde. Am 
20. März 1921 war der deutſche Polizeiwachtmeifter Chmie⸗ 
lewſki von dem belgifchen Polizeiagenten Schmitz im Laufe eines 
Worswechiels Eurzerhand erfchoffen worden in einer Weiſe, die 
fegar der vorfichtige Generalflaatsanwalt in Stettin fpäter nad) 
Zeitungsberichten als „gemeinen Meuchelmord“ bezeichnete. 

Die hochgradige Erregung in der deutſchen Schutzpolizei führte 
dazu, daß zwei Tage fpäter der belgiſche Leutnant Graff er- 
{hoffen wurde, der dem genannten Schmitz zum Verwechſeln 
ähnlich ſah und mit ihm verwechſelt wurde. 

Der deutſche Schutzpoliziſt Kaws, der zufammen mit feinem 
Kameraden Engeler diefe Tat ausgeführt hatte, war im Cinver- 
nehmen mit feinen Worgefesten in das unbefegte Gebiet ver- 
ſchwunden. Belgifcherfeits hatte man fpäter mangels Ermitt⸗ 
lung der wahren Täter vier andere Polizeibeamte zum Tode und 
vier weitere Perſonen zu langjährigen Freiheitsftrafen verurteilt. 
Darauf flellte fi) Kaws freiwillig bei der Staatsamvaltſchaft 
in Gtettin. 

Die erfte Folge war, daß Kaws verhaftee wurde, obwohl man 
vielleicht in Anbetracht feiner Gelbfigeftellung auch auf den Ge- 
danken hätte kommen Können, daß bier von Fluchtverdacht Keine 
Rede war. Die zweite Folge war ein ungehenrer Drud auf Kaws 
und den Mitbeſchuldigten Engeler im Ginne einer Berichtigung 
ihres bisherigen „Geftänöniffes". Kaws und Engeler erflärten, in 
ungeheuer Erregung über die Ermordung des Chmielewffi ge- 
handelt zu haben, als fie den vermeintlichen Schmitz wiedererfann- 
ten. Aber es wurde ihnen bedentet, daß nicht ein Totſchlag — im 
Affekt —, fondern ein planmäßiger, überlegter Mord vorgelegen 
haben müffe, und daß fie diefen zugeben müßten. Die deutfche 
Strafprozefordnung kennt Vernehmungen der Alngeflagten wohl- 
weiglich sur durch den Unterfuchungsrichter und in Abweſenheit 
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von Staatsamwaltſchaft und Verteidigung. Es gibt wohl kaum 
einen Verbrecher, demgegenüber mar nicht für peinlichfte Wah— 
rung diefer Rechtsgarantie beforgt gemwefen wäre. Hier aber wur- 
den die Angeklagten in Gegenwart eines eigens hierzu aus Berlin 
erfchienenen Miniſterialrats, des Generalſtaatsamwalts und des 
Dberflaatsanwalts in fpäten Abendſtunden beſtürmt, ein folches 
Geftändnis abzulegen; hier fiel gegenüber einem JNlanne wie 
Kaws, der fich felbft geftellt hatte, fogar das Wort „Lüge”! 

Auch in der Hauptverhandlung, bis zu deren Beginn die An⸗ 
geklagten faft 115 Jahre im Unterſuchungsgefängnis figen muß- 
ten, ging es wefentlich um die Frage, ob Totſchlag oder Mord 
vorlag. Nach drei Wochen langer Werhandlung wurden Kaws 
und Engeler wegen Mordes zum Tode verurteilt. 

In dem 228 Seiten umfaſſenden Urteil wurde abermals von 
„Rügen“ der Angeklagten gefprochen, die nicht in Erregung, fon- 
dern überlegt, planmäßig gehandelt hätten. Das Wort „Lüge” 
gile vor Strafgerichten fonft regelmäßig als bewußt verlegende 
Beleidigung, die über die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
hinausgeht und deshalb firafbar bleibe, felbft wenn Unwahrheit 
nachgemwiefen wird! Diefen Männern gegenüber glaubte man 
es dennoch anwenden zu Eönnen! 

Wenn man sun fchon die Gtrafbarkeit der Handlung als. 
ſelbſtverſtändlich hinnehmen will, fo bleibt dem Yernerftehenden 
unverfländlich, weshalb das Gericht unter foldhen Verhältniſſen 
an der Yeftftellung von Mord und der darans folgenden Todes: 
ſtrafe fefthalten zu müſſen glaubte. Das Urteil erElärt felbft: 
„Kaws hatte nad) feinem Temperament und feiner ganzen ans 
nationalem Empfinden heraus feindfeligen Auffaſſung son dem 
Verhältniffe zu den Belgiern die Erregung über die Tötung des 
Chmielewſki ſtark auf fich wirken laſſen und war nach feiner glaub- 
haften Angabe entfchloffen, Schmi zu töten, wenn er ihn auträfe.“ 
Der Vorfigende des Kaws-Prozeſſes war fpäter Worfigender des 
gleichen Schwurgerichts, das im Fememordprozeß gegen den Leut⸗ 
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nant Heines den Torfchlagsparagraphen zur Anwendung brachte 
und damals das Vorliegen von Mord verneinte. Dort hatte nach 
den Feſtſtellungen des Schwurgerichts Heines den Mann, der 
alg Verräter getötet werden follte, in diefer Abſicht durch den 
Wald geführt, den Plan einmal wieder fallen laſſen, dann wie: 
der aufgenommen und fehließlich ausgeführt. Und trotz diefer von 
der Verteidigung übrigens beftrittenen Yeftftelungen hatte das 
Schwurgericht damals keinen planmäßig überlegten Mord, fon- 
dern Totſchlag im Affekt feftftellen zu Können geglaubt, weil die 

Erregung über den drohenden Verrat in den Beteiligten noch 
fo lange nachzitterte. 

Sollte nicht gleiches für Kaws gegolten haben, dem Tempera- 
ment, nationales Empfinden, feindjelige Anffaffung und flarke 
Erregung im Urteil noch befonders befcheinigt wird? Uber das 
Gericht hat es nicht für nötig gehalten, alle jene Urfachen ſtändig 
gefteigerter Erregung, alle jene Schikauen aus der Befegungszeit 
im Wege von Zengenvernehmungen zu ergründen; man ſuchte 
fegar dem Zeugen Major Moog, der von folchen Dingen ſprach, 
das Wort abzufchreiden, weil dies nicht zur Sache gehöre. Und 
zwifchen allem dem lag das Jahr 1923, der paffive Widerſtand 
und alle jene Feindhandlungen, deren Kenntnis längſt Gemeingut 
des dentfchen Volkes geworden war! Trotzdem war alfo in der 
glücklich wiederhergeftellten Dednung des Sommers 1924, ja 
ſchon vorher während der ganzen Vorunterfuchung des Wider: 
ftandsjahres 1923, als man fo gern das Mordgeſtändnis gewin- 
nen wollte, nad) folcher Auffaffung die Erregung deutſcher Schu: 
polizeibeamter über fländige Schikanen und gemeinen Meuchel⸗ 
mord an einem Kameraden nicht fo groß, daß fie die Überlegung 
ausfchloß und aus dem Mord ein Torfchlag wurde. 

Der beigifche Polizeiagent Schmitz hat für den „gemeinen 
Menchelmord“ vor dem belgifchen Kriegsgericht fechs Mongte 
Gefängnis erhalten; Kaws und Engeler wurden von einem deut⸗ 
{chen Gericht zum Tode verurteilt. Mag diefe Gegenüberftellung 
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weitere Kritik erübrigen, nicht ohne die Yeftftellung, daß felbit- 
serftändlich das deutſche Gericht fein Urteil für richtig hielt. Aber 
dieſe Einftellung ift es ja gerade, die fo ſchwer verflanden werden 
kann. 

Auch hier legten Endes ein „Kriegsverbrecher" Prozeß. „Fort⸗ 
fegung des Krieges mit anderen Mitteln” nannte man das 
auf der Gegenfeite. Uber das son den deutſchen Schutzpoli⸗ 
ziften in der Gegenwehr gewählte Mittel wurde deutſcherſeits be- 
anftandet. 

Tach deutſcher Auffaſſung war ja auch gar Fein „Krieg“. 
„Wennm auch”, fo befagt das deutſche Urteil, „auf der Gegen- 
feite Rriegsgerichte fätig geworden waren”, wenn and) 
nach Auffaſſung diefer Kriegsgerichte „ Hamborn als befegtes Ge⸗ 
biet anzufehen war“, jo werden Dadurch „die abweichenden Auf: 
faſſungen der deutſchen Behörden nicht widerlege.” Und charakte⸗ 
ziftifcherweife fährt das deutſche Urteil fort, und das fol bier 
feftgehalten werden: „Es kommt aber anf die Entfcheidung diefer 
Frage hier nicht an, da jedenfalls ein Kriegszuſtand oder ein Die- 
ſem rechtlich gleich zu achtender Zuſtand zwiſchen Deutſchland 
und Belgien nicht beftand, auch nicht etwa für das hier in Be- 
tracht kommende Stadtgebiet Hamborn. Aucch wenn die 
Anſchauungen der belgiſchen und deutſchen 
Regierung über das Recht zur Beſetzung der 
hierfraglichen Gebietedurch die Belgierans 
dem Verſailler BVertrage und dem Londoner 
Protokollvoneinanderabgewichenſind, fo hat 
fich daraus eine Veränderung des Verhältniſſes zwifchen den bei- 
den Ötaaten in ihrem völkerrechtlichen Verkehr nicht ergeben. 
Sonach fehlt es an dem Anusgangspunkte, um an ſich ſtrafbare 
Gewalttätigkeiten gegen in Hamborn damals fich aufhaltende An⸗ 
gehörige der belgifchen Beſatzungsarmee, wie es Leutnaut Graff 
war, nach anderen Gefichtspunkten als denen im dentfchen Gtraf- 
gefegbuche niedergelegten zu beurteilen und etwa die völkerrecht⸗ 
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lichen Grundſätze über eine gegen Yeinde gerichtete Abwehr hier 
zur Unwendung zu bringen.” 

Die Feinde befegten mit feindlichem Militär. Die Feinde 
ließen Kriegsgerichte tätig werden. Aber für Deutfchland war 
Frieden. &s lag eben der abfonderliche Yall vor, daß ein Staat 
Friegerifche Handlungen vornehmen kann, und der vergewaltigte 
Staat erklärt, das fei gar kein Krieg. Es lag der abfonderliche 
Fall vor, daß Handlungen feindlicher Angehöriger durch Kriegs: 
gerichte und Kriegsrecht von jenem Staat gedeckt werden. Der 
eigene Staat aber erklärt, es fei Frieden, es gelte das deutſche 
Strafgeſetzbuch, und berückfichtige den Willen irgendwelcher 
Feindabwehr nicht. Mochten die Belgier jede Woche oder jeden 
Tag einen deutſchen Gchugpoliziften sor den Kopf ſchießen — 
nicht die zufällig itbrigbleibenden Gchußpoliziften oder deutfchen 
Männer waren befugt, durch Gegenmaßnahmen Fünffigen der: 
arfigen Creigniffen vorzubeugen, abzuſchrecken. Taten fie das 
und warden fie im befeßten Gebiet gefaßt, fo wurden fie vom 
Feind verurzeilt. Entkamen fie ins unbeſetzte Gebiet, ſo erledigte 
das der eigene Staat. 

Gute Gründe harten der Schugpolizift Kaws und fein Kame- 
rad Engeler für das, was fie taten, vor fich felbft und vor Gore. 
Vielgünftiger ſchien ihre Lage wie einft vor hundert Jahren, als 
der Gänger ſang!): 


„Schlagt ihn tot, das Weltgericht fragt euch nach den 
Gründen nicht.” ’ 


Uber das Stettiner Gericht hätte Heinrich von Kleift folge 
richtig wegen Aufforderung zum Morde verurteilen müffen .. . 

Es muß um der Gerechtigkeit willen hinzugefügt werden, daß 
das Stettiner Gericht fich einmütig für einen Gnadenermweis ein- 
fegte. Wie diefer ausfah, folgt. Die Todesſtrafe wurde in — 





2) Heinrich von Kleift, „Germania an ihre Kinder“. 
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zehnjährige Gefängnisſtrafe umgewandelt. Arch die fogenannte 
Hindenburg⸗Ammeſtie 1928 brachte nicht die Freiheit. Cie fegte 
folche Strafen nur auf die Hälfte, alfo anf fünf Jahre Gefäng- 
nig herab. Wer aber im befegten Gebiet anf Yeindesfeite gegen 
das eigene Waterland mitgewirkt hatte, war bereits 1924 fofort 
amneſtiert worden. 

Auf Feindes Geheiß. 

Negative Tributjuſtiz! 

Kaws erwartete dieſen Gnadenerweis nicht mehr. Die Txa- 
gödie war noch nicht beendet. Zuſammen mit Engeler und zwei 
anderen feflelte er im Geptermber 1924 den Gefängnisbeamten 
und entfam über die Mauer. Doch die deutſche Objektivität 
bleibt beträchtlich, wenn es flüchtige Verbrecher gilt, gleichviel 
welcher Art. Steckbriefe, hohe Belohnungen jagten hinter ihm 
her. Dreigehn Monate fpäter gelang es endlich, ihn in Steier⸗ 
mark aufzuſpüren und feierlich zur Auslieferung zu bringen. Ein 
Jahr Zuchthaus, gnadenweiſe umgewandelt in fieben Monate 
Gefüängnis war das Ergebnis eines weiteren Verfahrens wegen 
Gefangenenmenterei. Wiederum war die deutſche Juſtiz folge- 
zichtig den einmal befchrittenen Weg zu Ende gegangen. Wieder⸗ 
um war eine Handlung, über die man recht verſchieden denken 
konnte und dachte, zur Urſache einer anderen geworden, die be- 
reits objeftio zweifelsfrei Verlegung deutſchen Gefeges war. Die 
dentjche Norm, eingefest gegen feindbedrohende Taten eigener 
Volksgenoſſen, hatte zu ſchwerſter Beftrafung geführte. Aber 
wenn der Werurteilte fich folcher Strafe zu entziehen ſuchte, fo 
war nun bereits das deutſche Hecht, die deutſche Ordnung, un⸗ 
mittelbar verlegt, Tosgelöft von dem unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hange mit der urjprünglichen Frage, ob die deutfche Juſtiz dem 
deutſchen Staate dient, went fie in ſolcher Weiſe Handlungen 
verfolgt, die gegen den Reichsfeind zur Abwehr von Volksnot ge: 
richtet find, 

Es wäre beffer gewefen, wenn das Gericht diefe Dinge gewür- 
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dige hätte. Nur damit, daß inan Kaws und Engeler die bürger: 
lichen Ehrenrechte beließ, war die Sache nicht gemacht. 

Ohne Verfailles, ohne Feindzwang, ohne Beſatung war alles 
dies, was geſchah, nicht denkbar. 

Aber hier zeigte ſich die Werfänglichkeit der ſchönen Freiwillig⸗ 
keit und Objektivität ſolcher Verfahren. Verurteilte das Reichs: 
gericht die augeklagten, Mörder“ im Kriege, Oberleutnaut Boldt 
und Dittmar noch zu vier Jahren Gefängnis und wurde diefer- 
halb mit empörten und fchmerzerfüllten Vorwürfen überſchüttet, 
— der Schutzpoliziſt Kaws wurde zum Tode verurteilt. 

Und es war nicht mehr viel Geſchrei um ihn. 

Man fing ſich zu gewöhnen an. 
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3. 
Die „Fememörder“ 


Die „Kriegsverbrecher” hatten noch den alten Staat verteidigt. 
Schutzpoliziſt Kaws hatte für den neuen Staat und die Rechte 
feiner Bevölkerung, aber außerhalb feiner eigentlichen Berufs- 
pflichten und darüber hinaus in felbfländigem Kampfe fich einge- 
fegt. Die Aburteilung wurde in beiden Fällen, wenn auch mit 
ſchwindendem Eindruck, noch als Tributjuſtiz auf Auslandsgeheiß 
empfunden. 

Die fogenannten „ememörder” waren bereits unzweifelhaft 
und ansfohließlich im Staatsdienſt der nenen Ordnung tätig ge: 
worden, Umgekehrt wurden fie ohne jeden ansländifchen Zwang 
— ſchon mangels Kenntnis diefer Dinge im Ausland — zunächft 
aus rein innerpolitifchen Gründen verfolgt, obſchon eigentlich die 
Enthüllung diefer Dinge damals Landesverrat bedeutete. Aber 
sicht die Landesverräter wurden verfolgt, fondern die eigenen Hel- 
fer son ehedem. 

Somit wirden bier nicht mir unmittelbar eigenfte Gtaats- 
diener verfolge, fondern diefer Verfolgung fehlte mangels jeg- 
lichen erfichtlichen äußeren Zwanges in der öffentlichen Meinung 
auch der Charakter als Tributjuſtiz. So Eonnte zunächft Todes: 
urteil anf Todesurteil folgen, umgewandelt in jahrelange Yrei- 
heitsftrafen entehrenöfter Art. Go folgte hier auch jahrelang 
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Feine Gnade. So unterblieb hier in allen Fällen auch jeder Befrei- 
ungsverſuch. Blieb doch bei ver Art der Infzenierung jener Pro- 
zeffe zunächft möglicherweife fogar alten Frontkämpfern jenes 
ſonſt fofort verfpürte Zufammengehörigkeitsgefühl fern, jenes ©e- 
fühl, daß bier unter nichtigen Gründen Blut vom eigenen Blur 
verfolgt wurde. 

Und doch lag auch das, was ſubjektiv bei jenen Fememördern 
als Schuld im frafrechtlichen Sinne angefehen wurde, allein in 
Verfailles. Und doch ging auch hier die Verfolgung legten Endes 
auf Verfailles zurück — hier allerdings befonders ſchmählich der 
wefentliche Teil der dahinterftehenden Hege vorwiegend aus inner- 
politifchem Machtſtreben, das ſich mit Werfailles identifizierte. 
Der Sozialdemokratie, Trägerin der Hege, die erfi mehr als ein 
Jahr nach den Ereigniffen felbft entftand, ging es offenfichtlich 
darum, jene damaligen Kämpfer ans der Zeit des Ruhrwider- 
flandes und ihre Hintermänner aus den führenden Kreifen der 
Reichswehr zu treffen und zu vernichten. Co Eonnte man hoffen 
die Truppe ein für allemal zu demoralifieren und die Führung im 
eigenen pazififtifehen Sinne in die Hand zu nehmen. Co Eonnte 
man zugleich dem Auslaude zeigen, daß man nunmehr feine, aber 
auch gar Keine Geheimniffe im entwaffneten Tributdeutſchland 
mehr hatte, daß Deutſchland materiell und willensmäßig mora- 
liſch umvidereuflih und endgültig abgerüfter war, daß, wie 
Scheidemann eg einmal fpäter ausgedrückt hat, es in Dentfchland 
Kreife gab, die eine Umgehung des Derfailler Vertrages unter 
gar Keinen Bedingungen dulden wollten. 

Demnach widerfprach ammweifungsgemäß in allen Yällen mit 
folcher Begründung die Gtaatsamwaltfchaft den wiederholten und 
dringlichen Anträgen der Verteidigung, bei Erörterung fo fehwer- 
wiegender aufßenpolitifcher ragen und Gtaatsgeheimniffe des 
Jahres 1923 die Öffentlichkeit auszufchließen. Und fo fanden 
auch Ausſchlüſſe der Öffentlichkeit nicht mehr flatt, feitdem das 
Preußiſche Juſtizminiſterium den auch in diefer Richtung nicht 
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willfährigen Landgerichtsdireftor Bombe unter allgemein für 
nichtig gehaltenen Vorwänden ausgefchalter und durch den Land⸗ 
gerichtsdirektor Giegert erfeßt hatte. Damit wurde diefen Pro- 
zeſſen in aller ‚Öffentlichkeit der Charakter von Reinigungspro- 
zeſſen gegenüber jegt Gott fei Dank läugſt überholten leichtfertigen 
Gefährdungen oder Verlegungen des Verfailler Diktats gegeben, 
Damit war anch diefen Progeffen der Stempel der Tributjnſtiz 
aufgedrückt, deffen man fich erſt mit fortfchreitender Klarftellung 
der gefamten Wahrheit in erforderlichen Umfange bewußt 
wurde. 

Die tatſächlichen Verhältniſſe find inzwiſchen jo bekannt ge- 
worden, daß bier zuſammenfaſſende Andeutungen genügen. Nach⸗ 
dem gegen den völkerrechtswidrigen Einbruch der Franzoſen in 
dag Ruhrgebiet der paffivre Widerſtand aufgenommen und feine 
zwangsläufig allmählich eintretende Aktivierung von maßgeb⸗ 
lichen Regierungsftellen geduldet und gefördert worden war, mußte 
fi) eine vorſichtige Reichswehrleitung auf Komplikationen aller 
Art gefaße machen. Cie ſchuf fich über die im Werfailler Diktar 
zugelaffenen Beftände hinaus Vorräte an Waffen, Munition 
und fonftigem Kriegsmaterial, inftandgehalten von Männern, 
deren Aufgabe fehnell darüber hinaus zur Vorbereitung eigener 
Eriegerifcher Werwendung erweitert wurde. Somit wurden in be 
f&heidenen Grenzen auch Referven an Goldaten neben den late: 
rialoorräten gefchaffen. Gie waren, abgefehen von fländigem 
Wechſel zwiſchen dieſen ſogenannten ſchwarzen, d. h. unſichtbaren 
und geheimen Öoldaten und den Sabotagetrupps des paffio-aktivi- 
ſtiſchen Widerſtandes im Ruhrgebiet, weſentlich beſtimmt, im 
Falle von Verwicklungen mit öſtlichen Nachbarn den erforder⸗ 
lichen Grenzſchutz zu bilden. Ein großer Teil dieſer Männer ent- 
ſtammte den Freikorps, denen folche Aufgaben aus dem Baltikum, 
aus Pofen und aus Kämpfen in Dberfchlefien mehr als geläufig 
waren. 

Waffen und Männer gehörten dem Feinde gegenüber zu dem 
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Geheimſten, was es damals in Deutſchland zu bewahren gab. 
So waren denn auch von der Reichswehr Anordnungen ergangen, 
wonach alle diefe Dinge mit allen Mitteln geheim zu halten 
waren. Dies verfland man in der „[chwarzen” Reichswehr fo, 
daß man zur Verhinderung drohenden Verrats Perfönlichkeiten, 
die man als Verräter feftftellen zu müfjen glaubte, kurzerhand 
befeitigte — ein Verfahren, das fowohl bereits in Dberfchlefien 
wie im Ruhrkampfe befolgt, wenn auch der Öffentlichkeit unbe: 
kaunut geblieben war. 

Um die juriſtiſche Rechtfertigung diefer Handlungen machte 
man ſich damals felbftverftändlich Feinerlei Gedanken. Man 
kannte die Aufgabe, die erfüllt werden mußte und nicht anders 
zu erfüllen war, da alle diefe Dinge auch den zivilen Gerichten un⸗ 
bekannt und geheim waren, und darüber hinaus die Polizei in der 
Truppe als unzuverläffig galt. Man wußte aus dem Kriege, daß 
es nur darum ging, Aufträge mit Erfolg durchzuführen und daß 
für den Erfolg — das einzige Ziel — jedes dafür gebotene 
Mittel anch recht war. Allan wußte ans dent Kriege, daß der 
Wert des einzelnen Menſchenlebens gering war gegenüber der 
hohen Aufgabe, gering gegenüber der Gicherung unendlich vieler 
Menſchenleben. Wieviel mehr mußte das gelten, wenn das ges 
opferte Menſchenleben nicht wie im Kriege ein capferer Patrouil⸗ 
lengänger, ſondern ein Verräter war. 

Es möchte fcheinen, als wenn der Boden, den die Linkohehe 
gegen die „Fememörder“ zunächſt auch in weiten Kreiſen des nicht 
linksſtehenden deutſchen Bürgertums fand, ſeine Grundlage nicht 
nur in jenen Greuelmärchen viehiſcher und grauſamer Hiuterhäl⸗ 
tigkeit zwifchen „Kameraden“ hatte, ſondern als wenn das man⸗ 
gende Werftändnig ſich auch etwas ans der mangelnden Aufklä⸗ 
rung ergab, die bei der gewählten Prozeßtaktik notwendig znnächſt 
nicht in dem gebotenen Umfange erfolgen Eonnte. 

Zunächft leugnete alles! 

Die Angeklagten lengneten, ſoweit möglich, grundſätzlich. 
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Wer aber leugnet, wird flets die Vermutung gegen ſich gelten 
Yaffen müſſen, daß irgend etwas zu verbergen iſt. 

Daf man von den andern längſt nicht mehr bewahrte Staats- 
geheininiffe zunächft noch weiter verbergen zu müffen glaubte, das 
Eonnte die Öffentlichkeit nicht ahnen. 

Die Folge war, daß nicht nur die Angeklagten Iengneten. 

Auch die Reichswehr leugnete. 

Auch die Regierung leuguete. 

Daß die Angeklagten Goldaten geweſen waren, wenn and, über 
den Etat von Verſailles hinaus, ift mit Gpisfindigkeiten von 
ſeiten der vorgefegten Reichswehrſtellen bis zulegt beſtritten wor- 
den. Daß fie ſich „als Goldaten fühlen“ durften, wurde fehließ- 
Yich freundlichſt eingeräumt. Von der Verantwortung der Reiche: 
wehr ſprach General von Geeckt, der Befehlshaber aus jenen Zei⸗ 
ten, erſt im Jahr 1928. Erſt gegen Ende der Prozeſſe wurde 
diefe Mitverantwortung and, von den Reichswehrfachverftändi- 
gen vernünftig und richtig zugegeben. 

So ging es nicht in erfter Linie um die Verteidigung ſtaats⸗ 
politiſch notwendiger Taten, die von übrigens höchſt beſcheidenen 
und braven Männern der ärmſten Volksſchichten ausgeführt 
waren, ſondern um Überführung augeklagter Verbrecher. Und 
fe hatte die Linke ein leichtes Gpiel, das Thema zu verfchieben 
und den Kampf nur um die Mberführung oder: Trichrüberführung 
der Angeklagten, insbefondere aber jchließlich des Führers der 
Schwarzen Reichswehr, Oberlentnant Schulz, gehen zu laſſen. 

Man Eanıı aber nicht gleichzeitig leugnen und nur hilfsweiſe 
zum Ausdruck bringen, daß — wenn man dem Lengnenden ſchon 
nicht glauben wolle, — diefe und jene Motive und Verhältniffe 
maßgeblich geweſen fein müſſen; denn wer es gar nicht geweſen 
fein will, bat auch keine Motive und Gründe für das, was er gar 
nicht getan hat. Man kann auch nicht leugnen und gleichzeitig 
Hilfsweife und mit Recht folche gerade geleugneten Taten für 
verdienſtvoll und im Intereſſe des Staates notwendig erklären; 
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denn warum follte man Taten nicht begangen haben, die man 
felbft für verdienftooll erklärte, gerade wenn man im beften Sinne 
ein ganzer Mann war. 

An folder Halbheit mußte man Leiden, and) wenn fie im Ein. 
zelfalle durch höhere Zwecke bedingt war. 

Den Höhepunkt in der Entwiclung der Femeprozeſſe bildete 
der fogenannte Wilmsprozeß in Berlin. Man hatte, fo ſchrieb 
jedenfalls eine an der Femehetze maßgeblich beteilige gewefene 
Zeitſchrift, „das Recht umgangen, um Öerechtigkeit üben zu Eön- 
nen.” Man hatte den unbequenten Landgerichtsdireftor Bombe 
‘als Vorfigenden ausgeſchaltet. Warum hatte auch Bombe ent- 
gegen ben Anträgen der Staatsanwaltſchaft mit Rückſicht anf die 
Erörterung dee Verhältniffe in der Schwarzen Reichswehr die 
Öffentlichkeit ausgejchloffen! Warum hatte er ebenfo wie das 
Sandsberger Schwurgericht entgegen den Wünſchen der Linken 
Oberleutnant Schulz freigefprochen, weil ihm die Indizienbeweiſe 
nicht ausreichten! So wurde mit Rückſicht anf angebliche Über- 
laſtung des ordentlichen Schwurgerichts die Sache Wilms der 
Strafkammer Bombe entzogen und dem Landgerichtsdirektor Sie⸗ 
gert als Vorſitzenden übertragen, obwohl Bombe als ſtändiger Zu- 
hörer dieſes Prozeſſes die Behauptung feiner angeblichen Über- 
laſtung nachdrücklich widerlegte. Landgerichtsdirektor Siegert 
hatte den elf Aktenbünde umfaſſenden Prozeßſtoff in wenigen 
Wochen bewältigen zu können geglaubt, verhandelte die Verhält- 
niſſe der Schwarzen Reichswehr entgegen den Anträgen der Ver: 
teidigung in aller Öffentlichkeit und Eonnte zum Gchluffe der 
Sitzung vier Todesurteile, darunter das von der Linken gewünfchte 
Todesurteil gegen Oberleutnant Schulz und ein gleiches Todes 
urteil gegen den Feldwebel Umhofer verfünden, deſſen Unſchuld 
ſpäter durch Zengnis des aus Amerika heimgeholten Feldwebels 
Fahlbuſch erwieſen wurde. Und auch das Todesurteil Schulz 
ſchien von vorneherein auf ſchwachen Füßen zu ſtehen und wurde 
gleichfalls ſpäterhin durch Fahlbuſch entfcheidend erſchüttert. 
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Die Verhältniffe der Schwarzen Reichewehr aber waren unn 
bekannt geworden. Und weitergehend wurde in dem fogenannten 
Stettiner Prozeß gegen Lentnant Heines, Feldwebel Ottow und 
andere Angehörige des früheren Freikorps Roßbach beſchworen, 
daß ſchon in den oberfchlefifchen Kämpfen über 200 Verräter 
im Wege der Gelbftjuftiz getötet worden waren, zunächft ohne 
alle Einzelheiten zu nennen. 

Die Verhältniffe in dee Schwarzen Reichswehr und in Ober- 
fchlefien, wo maßgebliche Führer des Zentrums und der Lin- 
fen durch Kenntnis, Duldung und womöglich Anordnung von 
Fememorden bloßgeftellt fehienen, waren nun Gegenftand allge: 
meiner Erörterung. Und zugleich unter dem Eindruck des den Ans 
geklagten übelmollenden und diefe Einftellung unverkennbar zei- 
genden Werhaltens des Reichswehrfachverftändigen General von 
Pawelſz, deffen provozierende und mit den übrigen Keichswehrzen- 
gen alles leugnende Art die Empörung der Öffentlichkeit weckte, 
wandte fi) die Sympathie weitefter Kreife nunmehr fpontan den 
gerlengneten „ememördern“ zu. Co endete der Stettiner Prozeß 
als erſter Femeprozeß mit keinem Vodesurteil — hätte um ein 
Haar fogar mit einem Freiſpruch geendet. Die Zuchthausftrafen 
Diefes erſten Prozeſſes wurden in einer weiteren Verhandlung durch 
‚zeitlich wefentlich geringere Gefängnisftrafen erfest. 

Und nun gelangte auch in Berlin ein Femeprozeß ohne Todes: 
urteil zu Ende — das Verfahren gegen Lentnant Reim, der deut- 
fcherfeits big nach Gizilien verfolgt und dort gefaßt worden war. 

Femeamneſtie war die Parole auch bürgerlichfter Kreife der 
Sffenglichkeit, die von diefen Dingen nun nichts mehr hören 
mollte, 1 

Uber man mollte von feiten der Linken den Kampf nicht be- 
enden, ohne wenigfteng die Frage Schulz in erwünfchtem Sinne zu 
Ende zu führen. Ein Zufall hatte in Amerika den Aufenthalt des 
früheren Unteroffiziers Fahlbuſch der Kriminalpolizei bekannt 
werden laſſen, der, zuſammen mit dem Feldwebel Büfching, ab: 
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lenkungsweiſe in allen Prozeſſen als rauher Henkersknecht der 
meiften Femetaten gejchildert worden war. 

Die Welt war ja das Feld für folche Verfolgung. Auch der 
„Hememörder” Lentnant Eckermaunn war bis nach Gnatemala und 
Mexiko aufgefpürt und in entwürdigendſter Form nad) Deutſch⸗ 
land heimgeholt worden. Fahlbuſch follte nach der Einlafjung der 
Angeklagten des Wilmsprozeſſes auch an der Tötung des Yeld- 
webels YSilms beteiligt gewefen fein; ee mußte aljo auch über die 
Beteiligung von Schulz im Yalle Wilms genan Beſcheid wiffen. 

Noch konnte man regierungsfeitig ſich anfcheinend felber nicht 
entfchließen, ob man ihn branchen und die ganze Femenot nod) ein- 
mal in geoßem Prozeß der Öffentlichkeit gegenwärtig machen 
wollte, Und vier Monate lang faß Fahlbuſch drüben in Haft, 
bis die für feine „Repatriterung” notwendigen Päffe von der deut⸗ 
{chen Regierung eintrafen, da eine „Auslieferung“ im ſtraftech⸗ 
nifchen Sinne mit Rückſicht anf den politifchen Charakter der An- 
Hage nicht möglich war. Monatelang hat man alfo diefe Frage 
Hin und her erwogen. Aber als die Angriffe der Verfeidigung 
des Oberlentnauts Schulz und der politifchen Rechten gegen das 
Wilmsurteil immer heftiger wurden, da neigte fich die Waage 
zugunften einer Neuaufrollung der Prozeſſe im Intereſſe der ge: 
wünfchten rüchaltlofen Überführung. Und am gleichen Tage, 
als Anfang April 1928 im Rechtsausſchuß der Onadenantrag 
Schulz beraten werden follte, teilte ver Iuftizminifter Dr. Schmidt 
mit, daß zufällig gerade Fahlbuſch in Amerika verhaftet und anf 
einem Lloyddampfer bereits nach Deutſchland unterwegs fei. 

„Dex Ießte Femeprozeß!“, ſchrieb die Linkspreſſe. 

Man hatte genug; man wollte hiermit die Cache regiernngs- 
feitig endgültig mit dem Siege liquidieren. 

War es aber der legte Prozeß, fo ging es nun wirklich beider- 
feits ums Ganze. 

Man mag verftehen, wenn ich bei dem Falle diefes Mannes 
länger als ſouſt verweile, deſſen tragifches Schickſal mir perfünlich 
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als feinem Verteidiger zu befonderem Erlebnis geworden ift, und 
deffen Name verdient feftgehalten zu werden. Iſt doch fein Schick⸗ 
ſal typifch dafür, wie Deutſchland im Notzeichen von Verſailles 
mit ſeinem letzten Reichtum, der eigenen Volkskraft, umzugehen 
fähig iſt. | 

Fahlbufch, der Gefreite — Unteroffizier — Feldwebel der 
Schwarzen Reichswehr — er erinnerte gern an diefe Beförderun⸗ 
gen, wenn man die Coldateneigenfchaft der Schwarzen Reichs⸗ 
wehr bezweifelte — war ſchon im Jannar 1924 in Kotfbus ver- 
haftet, aber von der Polizei mit der vielfagenden Außerung ent: 
laſſen worden: „Wir fuchen einen anderen Fahlbuſch, aber Ihre 
Weſte ift auch nicht ganz rein; heute Fönnen Gie gehen.” 

Daraufhin erft hatte er fich entfchloffen, gemeinfam mit feinem 
Fremde Büſching diefe Heimat zu verlaffen. Und ſchon wenige 
Monate fpäter hatte er in Amerika die Tochter eines Pächters ge- 
heiratet und bewirtfchaftete ſeitdem die Farm des Schwieger⸗ 
baters. Als dann nach faſt 5 Jahren plötzlich die amerikaniſche 
Polizei ihn auf Betreiben der deutſchen Kriminalpolizei verhaften 
wollte — das Deutfche Auswärtige Amt hatte jede Maßnahme 
abgelehnt, aber die Berliner Kriminalpolizei die Cache in Die 
eigene Hand genommen — da konute der amerikanifche Gendarm 
nur der Frau des anf dem Felde bei der Prübenernte befindlichen 
Mannes mitteilen, daß ihr Mann verhaftet werden folle wegen 
granfamer Morde im Kampfe ber Kaiser-Party gegen Die 
Communist-Party! Bei der Heimkehr erfuhr Fahlbuſch bier- 
von und erklärte feiner Frau, daß das offenbar jene Ereigniſſe 
wären, von denen er ihr ſchon vor der Ehe erzählt hatte, die fie 
aber dennoch son der Eheſchließung nicht abgehalten hatten. Er 
fei entſchloſſen, fich zu ftellen und im Gefühl feines guten Gewil- 
ſens diefer fonft fein Leben laug ihn bedrohenden Sache nun end» 
lich ein Ende zu machen. 

„Geh',“ erwiderte die Frau, „wenn es zehn Jahre, wenn es 
zwanzig Jahre dauert, ich warte.“ 
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Und Fahlbuſch ſtellte fich. 

Zwei amerikanifche Nachbarn boten fich fofort an, die im Haft: 
befehl oorgefehene Kaution von 1000 Dollar für Fahlbufeh zu 
zahlen, gewiß ein Zeichen für die allgemeine Achtung, die er fich 
erworben hatte. Die Kaution wurde auf 3000 Dollar erhöht, 
und als auch diefe geftellt werden follten, der Haftbefehlbedingunge- 
los anfrechterhaften. Nach monatelangem Warten, als ſchon die 
ameriEanifche Polizei nach Deutfchland gefchrieben hatte, daß eine 
längere Verwahrung nicht mehr zu rechtfertigen fei, Kamen die 
Päffe; noch nicht zwei Wochen fpäter Tief der Lloyddampfer mit 
Fahlbuſch in Weſermünde ein. 

Die ſofort nach Ankunft an Det und elle vorge: 
nommene DVernehmung lieferte das erwünfchte Ergebnis im 
Wilmsfalle nicht, um deſſentwillen wohl allein die Heim 
holung erfolge war. Fahlbuſch erkläte ſofort, daß im Falle 
Wilms er ſelbſt die tödlichen Kugeln abgefenert habe und gab 
genau die gleiche Darſtellung, welche die Angeklagten im Wilms⸗ 
prozeß an einem fpäteren Verhandlungstage richtig gegeben hatten, 
nachdem ihre erfte Verteidigung widerlegt war, und die das Ge⸗ 
richt ihnen nun nicht mehr geglaubt hatte. „ Umbofer”, fo erklärte 
Fahlbuſch, „ift unſchuldig zum Tode verurteilt, ſitzt unfchuldig 
feie Jahren im Zuchthaus oder Gefängnis, und von einer Betei⸗ 
ligung des Oberleutnants Schulz iſt mir, dem eigentlichen Tüter, 
nichts bekannt.“ 

Auch von den ſonſtigen Ergebniſſen der Femeunterſuchung, die 
ihm vorgehalten wurden — viel war es ſowieſo nicht — gab Fahl⸗ 
buſch alles ſofort zu, was ihn betraf; auch ven Unteroffizier Brauer 
erklärte er perfönlich getötet zu haben; Ebenfo unbedenklich und 
felbftverftändlich offenbarte er fofort und gleichzeitig, was ihn zu 
jenen Handlungen veranlaßte: er hatte als Soldat dem Befehl 
des Oberleutnants Fuhrmann, im Falle Brauer dem Befehl des 
Dberlentnants Schulz gehorcht und nur feine ſelbſtverſtändliche 
Pflicht getan, wenn er auf ſolchen Befehl einen Verräter fehnell- 
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fiens befeitigte. Fünf Jahre fern ven der Heimat und von Diefer 
gertrieben, erklärte diefer Alan am Ende feiner Vernehmung 
zu Protokoll: 


„Ich war von jeher national gefinnt und haßte Leute, die 
ihr Vaterland verraten wollten. Bei Eintritt in die 
Schwarze Reichswehr wurde uns gefagt, daß wir beſtimmt 
wären, im Valle eines Krieges mit Frankreich die Reiche- 
wehr zu unterflügen ..... und mein ganzer Haß richtete 
ſich gegen folche Leute, die diefen Zweck durch Verrat an die 
Kommumniften oder die ehemaligen Yeinde durchkreuzen woll- 
ten. Als ich erfuhr, daß Wilms ein ſolcher Mann fei, 
richtete fich mein Haß auch gegen ihn, obwohl ex mir nichts 
zuleide getan hatte. Nein Haßgefühl hätte mich allein nicht 
dazu gebracht; als ich aber von Oberleutnant Fuhrmann 
unter Bezugnahme daranf, daß Wilms ein Verräter fei, den 
Befehl erhielt, bei der. Befeitigung von Wilms mitzuwirken 
Een, glaubte ich als Goldat dieſem Befehl nachkommen zu 
müffen und durch feine Ausführung im Ginne meiner Vor- 
gefeßten, insbefondere der Leitung der Schwarzen Reiche: 
wehr zu handeln.“ 


Staatsnotſtand, Staatsnotwehr, Handeln anf Befehl, alle 
dieſe Verteidigungen der legten Prozefje waren in dieſem von der 
Femeatmoſphäre in glücklicher Ferne völlig unberührten Manne 
ſchlicht und ſelbſtverſtändlich Blut und Leben geworden. 


Noch kaum zwei Tage nad) feiner Ankunft wurde mir als 
Verteidiger unbedenklich vom Unterfuchnngsrichter die unbe— 
fehränkte Sprecherlaubnis unter vier Augen erteilt; jo reftlos harte 
Fahlbufch fich bereits offenbart, der für feine Perfon nur die eine 
Sorge hatte, daß er etwa von Weſermünde weiter transportiert 
werden Könnte, ohne feine Mutter gefehen zu haben. Zwei Tage 
daranf wurde in Berlin auf Veranlaffung ver Gtaatsamwalt- 
ſchaft diefe Maßnahme des Unterfuchungsrichters geändert und 
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tie Sprecherlaubnis durch Gegenwart von Gerichtsperfonen be- 
ſchräukt. Man fürchtere wohl, daß die nach bisheriger Praxis an- 
ſcheinend ficher zu erwartenden zwei Todesurteile gegen Fahlbuſch 
und das Verfahren gegen Schulz, das zwar nicht im Falle 
Wilms, aber nun völlig überrafehend anfcheinend im Yalle 
Brauer möglich wurde, durch anfenfeits beeinflußte abgeänderte 
Ausfagen gefährdet werden Fönnten. 

Unnötige Sorge! Um das von der Linken künſtlich gefchaffene 
Problem Schulz, um alle diefe Fragen ging es jetzt nicht mehr. 
Nicht noch ein Femeprozeß wie viele anderen mit dem Kampf 
nm Überführung oder Michrüberführung im Cinzelfalle, mit dem 
Kampf um geänderte Ausſagen der Vorunterfuchung — der an- 
geblich legte Feneprozeß mußte den Großangeiff bringen, um wirk⸗ 
lich der letzte zu ſein. 

Nicht wir hatten zu verheimlichen und zu beſchönigen, ſondern 
die anderen. 

Dazu war Fahlbuſch in feiner ganzen Art der richtige Manm. 
Klug genug, den nun einmal entflandenen Brand auf die ihn be: 
treffenden Taten der bisherigen Unterfuchungsergebniffe zu loka⸗ 
liſieren, war ex reſtlos ficher im vollen Gefühl feines guten Gewif- 
fens. „Wenn ich Lügen wollte, hätten fie mich doch ſpäteſtens in 
einer halben Stunde,“ fagte er mir im übrigen. Und fo gewann 
ex fich durch feine offene Art aller Herzen. Der militärifehe Zenge, _ 
General Gudovius, mit entfchieden vorgefaßter Meinung infolge 
ser verfehiedenen Belaftungen ans den Vorprozeſſen gegenüber 
dem fernen Fahlbuſch, war fichtlich überraſcht, diefen Angeklagten 
zu fehen und zu hören. Und als die Rede daranf Fam, daß Fahl⸗ 
buſch und Büſching gelegentlich in der Trunkenheit ein Auto in 
den Chanffeegraben gefahren hatten, fügte Gudovius fofort be: 
ſchönigend hinzu, daß er natürlich nicht wiſſe, ob nicht etwa Bü⸗ 
ſching die Schuld an jenem Vorfall treffe. Aber Fahlbuſ ch unter⸗ 
brach: „Ich will mich hier gar nicht auf Koſten von Büſching rein⸗ 
waſchen. Wenn fo etwas paſſiert, haben immer beide Schuld. Aber 
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wenn man mix ſchon mit Recht aus dem Betrinken einen Vor: 
wurf sachen kann, fo ift es ja dann doch fchließlich Fein Ann: 
der, wenn ich in diefem Zuſtande das Auto in den Graben fuhr. 
Wenn man fehon angetrunken iſt, kann man natürlich nicht 
fahren.“ 

Der Staatsamwalt ſuchte an fein gutes Herz zu appellieren, 
indem er. von der Mutter des getöteten Feldwebels Legner ſprach, 
die ſo ſehr das Grab ihres Sohnes zu wiſſen wünſche. Fahlbuſch, 
im Falle Legner unbeteiligt, bedauerte die Mutter lebhaft, er⸗ 
klärte aber zu gleichmäßigem Bedanern des Staatsanwalts von 
dieſem Grabe Feine Kenntnis zu haben, da er ja an dieſem Falle 
unbeteiligt fei. Hier war nichts zu verheimlichen, und and) ſolche 
Verſuche mußten hinſichtlich des Fahlbuſch perſönlich betreffenden 
Teiles ohne Ergebnis bleiben. 

Außer gutem Gewiſſen, klarem Kopf und Mut, gepaart mit 
der Naivität eines Kindes, außer ſeiner tatbeſtandsmäßig klaren 
und wahren Ausſage, die vor einem Schwurgericht alle Theo⸗ 
tien zum Leben erwecken mußte, brachte Fahlbuſch, juriftifch be- 
srachtet, für den Prozeß noch ein wefentliches Aktivum mit: er 
war Oberfchlefienkänipfer! Alter Ehrhardtmann, kanute er aus 
den oberfchlefifchen Kämpfen zwei Fälle von, wie man fpäter 
fagte, Fememorden. Er, der junge Nachkriegsſoldat, der, 1902 
geboren, für den Krieg zu jung erſt in der Bürgerfriegsatmofphäre 
ver Nachkriegszeit und Oberſchleſien feine militärifche Ansbildung 
erhalten hatte! Hier Konnte Fein Bericht anf die Idee Eommen, 
ven Befehl zur Tötung eines Verräters mit längft vergeſſenen 
Friedensmaßſtäben als etwas ſo Ungewöhnliches zu werten, daß 
der ansführende Soldat im Sinne des Militärſtrafgeſetzbuches 
wiffen mußte, daß ein folcher Befehl von feiten des Vorgefegten 
„ein Verbrechen bezweckte”. Denn nur wenn er ein Werbrechen 
bezweckte, und nur wenn der ansführende Goldat dies bewieſener⸗ 
maßen wußte, nur dann konnte er verurteilt werden. Wer aber 
in ſeiner eigenen Ausbildung das Gegenteil gelernt hatte, dem 
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Eonnte dies niemals bewieſen werden, und in der allgemein gün⸗ 
fliger gewordenen Femeatmoſphäre war bei einigem Optimismus 
mit Freiſpruch in beiden Fällen zu rechnen, | 

Sollte aber das Gericht in diefer Richtung wirklich offenficht- 
lich nicht folgen, fo gab es noch einen letzten Trumpf, der bie Srei- 
ſprechung erzwingen mußte. Bei Fahlbuſch war zu beweilen, daß 
er in einem Falle die Ausführung eines Tötungsbefehls — 
nicht des Oberleutnants Schulz — verweigert hatte. Bei Fahl⸗ 
buſch war zu beweifen, daß er mit diefer Weigerung wahrfchein: 
Yich . einer hochgeftellten Perfönlichfeit des damaligen Gtaats- 
wefens das Leben gerettet hatte. Damit war erwielen, daß er 
unterſchied, und daß er alfo in den Fällen, wo er handelte, Be: 
denken nicht gehabt hatte. Mag jener all ruhen, deffen Klar: 
ftellung ſchon damals nur im äußerſten Notfalle beabſichtigt und 
— ſelbſtverſtändlich ohne Nennung von Namen mitbeteiligter 
Perſonen — möglich war. Aber wo war das Gericht, das einen 
jungen Soldaten ſolcher Art, der nach der einen wie nach der 
anderen Seite die Staatsintereſſen abgewogen und in beiden Yal- 
Ien nur zum Beſten des Staates gehandelt hatte, zweimal zum 
Tode vernrteilt hätte! 

Denn darum ging es. Die Einlaffung irgendwie auf Totſchlag 
abzufchwächen Iehnten wir ab. Es kamen nur zwei Todesurteile 
oder Freifprechung in Frage. Mochte Juſtiz und Offentlichteit 
Farbe bekennen! 

Die Juſtiz hatte aber, enttäuſcht über den Fall Wilmss, ihr 
Intereſſe am Prozeß verloren. Der Unterfuchungsrichter arbeitete 
noch gründlich und ſchnell. Ende Juni war Die Vorunterſuchung 
beendet. Aber ein Staatsanwalt nach dem anderen ging auf Alr⸗ 
laub, ohne daß Anklage erhoben wurde, und es bedurfte erſt einer 
Beſchwerde des Angeklagten — gewiß ein ungewöhnlicher Fall — 
um endlich die Anklage im Oktober, alfo nach vier Monaten, zu 
erzwingen. Wenn man denkt, wie eilig man im Stettiner Prozeß 
vorunterſucht und angeflaat hatte, alles in allem in noch nicht vier 
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Wochen — allerdings unmittelbar vor der Reichstagswahl! — 
dann fiel dies umgekehrte Tempo auf. 

Auch die Exöffnungsſtrafkammer kam niche zum Schluß. 
Schulz war nach jahrelanger Haft Frank und verhandlungsun⸗ 
fähig geworden, und es bedurfte erft etlicher weiterer Wochen und 
ärztlicher Gutachten, um die Strafkammer davon zu überzeugen, 
daß man Fahlbuſch nicht bis zur Wiedergeneſung von Schulz 
figen und gleichfalls Eranf werden laſſen könne, fondern fein Ver— 
fahren abtrennen mitffe. 

Das Stichwort Dberfchlefien war in dee Gache Fahlbuſch noch 
nicht gefallen. 

Da fiel dies Stichwort son außen ber. Der Eommuniftifche 
Schriftſteller Lampel und mit ihm zwei andere frühere Angehörige 
des Freikorps Oberland wurden wegen eines angeblichen Feme— 
mordes ans der oberfchlefifchen Zeit verhafter, und ihre Wertei- 
digung einfchließlich der gefamten Preffe von Links bis rechts — 
por Lampel Ins man’s anders — kündigte die Notwendigkeit der 
verteidigungsweifen Aufrollung der ganzen oberſchleſiſchen Einzel: 
beiten an! 

Der Erfolg war verblüffend. XIenige Wochen nach ſeiner Ver⸗ 
haftung waren Lampel und die anderen gegen Kaution auf freien 
Fuß, nachdem vorher infolge nachrräglich geänderter Ausſagen der 
Beſchuldigten öffentlich bemerkt worden war, daß es ſich um gar 
Feinen Fememord gehandelt habe, fondern um einen fpontanen 
Trorwehrakt. Das Verfahren Lampel drohte in dem bekannten 
Sande zu verlaufen. 

Haftentlaffung Fahlbuſchs und Einftellung des Verfahrens 
gegen ihn waren die felbftverfländlich folgenden Anträge. Das 
Gericht lehnte ab. Die Staatsanwaltfchaft, die im Yalle Lampel 
zugeſtimmt hatte, verweigerte. Der Referent des Juſtizminiſte⸗ 
riums verweigerte gleichfalls entiprerhende AUnmweifung an die 
Staatsanwaltjehaft und fand durchaus Feine Ühnlichkeit der bei⸗ 
den Verfahren. Der Zuftizminifter, den ich perfünlich anfjuchte, 
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und der mich mit den Worten begrüßte: „Es ift ein fehr ungewöhn- 
licher Weg, den Cie gehen, Herr Rechtsanwalt,” verneinte in 
gleicher Weiſe, fchließlich mit dem Argument, „bei Fahlbuſch 
find es ja doch auch zwei Fälle.” Meine Ermwiderung „gerade das 
fpricht für fein gutes Gewiſſen“, blieb ebenfo ungehörr wie alles 
andere. 

Wir aber fanden auf dem Standpunkt, daß das, was dem 
Lentnant Lampel Recht war, nicht nur nach den Öefichtspunkten 
der alten Armee, fondern auch nad) „nengzeitlichen Begriffen” dem 
früheren WWerftarbeiter und Unteroffizier Fahlbuſch zum minde⸗ 
ften billig fein mußte. 

Und nunmehr drohten auch wir mit Oberfchlefien. Wir ftellten 
ar, daß ohne unfere Zuftimmung der Fall Lampel nicht mehr 
im Sande verlaufen könne, daß neben den im einzelnen zu erörfern- 
den etwa zweihundert oberfchlefifchen Yemefällen nun auch der ung 
bis dahin unbekannt gebliebene Fall Lampel als 201. Fall von 
der Verteidigung hinzugeladen werden würde! Mochten dann die 
Zeugen und Angeklagten, die im Prozeß Lampel nicht gehört wer- 
den follten, unter Eid als Zengen im Fahlbuſchprozeß ihre Aus— 
fagen aufrechterhalten oder wieder zurüdländern! Es ging ja nicht 
um Sampel und feine früheren Freunde, ebenfomenig wie um 
Fahlbuſch perfünlich und um Schulz, fondern es ging um die 
Sache felbft. 

Das Kammergericht, treu feinem alten Ruf, ſetzte anf meine 
Befchwerde auch Fahlbuſch anf freien Fuß gegen Kaution von 
5000 RI. die ich in Kenntnis der Eigenfchaften von Fahlbuſch 
unbedenklich perfönlich ſtellen konnte. Und faft mie den gleichen. 
Worten fagten mir wenige Stunden fpäter Richter und Gtaats- 
anwalt: „Nun iſt ja ver Fahlbuſchprozeß nicht mehr fo eilig!” 
Nein Hinweis, daß Fahlbuſch ja nicht in Dentfchland fondern in 
Amerika zu Haufe fei, und feine Familie in Amerika inzwifchen 
zugrunde gebe, fruchtete nichts. Die ſchon in Ansficht genommene 
Abtrennung des Verfahrens Fahlbuſch wurde nun abgelehnt. 
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Um die Cache wieder zur eiligen Haftfache zu machen und den 
Prozeß zu erzivingen, zog ich im Einvernehmen mit Fahlbuſch die 
Kaution zuriick und kündigte das- Wiedereintreffen von Fahlbuſch 
im Moabiter Gefängnis an. Das Gericht, das früher die Ent: 
haftung mit Kaution abgelehnt hatte, Hob nunmehr auch die Not⸗ 
wendigkeit der Kaution auf und ſchickte Fahlbuſch wieder nad) 
Hauſe. Aus der „eiligen Haftfache” war nichts geworden. 

Wiederum fehien die Hauptverhandlung anf Monate, wenn 
nicht ad calendas graecas bis zur Amneſtie vertagt, son der 
damals die Rede war. Von der Ammeſtie ſprach man ftändig, ohne 
daß die reſtloſe Löſung näherzurücken ſchien. Wollte man ſie frei⸗ 
willig gewähren, ſo wäre ſie längft verfügt geweſen. Und ſo ſchien 
es auch hier des Drucks zu bedürfen, der Klarftellung, was ohne 
Amneſtie bevorftand und wer allein folche Hanptverhandlung zit 
{chenen hatte. Außerdem wollte Fahlbuſch nach Möglichkeit 
nicht Gnade, fondern fein Recht, fchon um durch Freiſpruch feine 
Heimkehr nach Amerika zu ſichern. Und im Einvernehmen mit ihm 
ſchrieb ich in der Deutſchen Zeitung einen ſcharfen Aufſatz gegen 
die Amneſtie, welche jetzt im weſentlichen der Linken und dem Yen 
trum, nicht.ung dienen folle, und welche die anderen vor dem Gegen- 
angriff, vor Dberfchlefien, ſchützen folfe, ohne wirklich reinen Tiſch 
zu machen, ohne beifpielsmeife die Erzbergermörder gleichfalls mit 
einzubegreifen. 

„... In jedem Falle die Feſtſtellung, daß kein Nationa⸗ 
liſt von Ehre ſich die Gnadenſonne erkaufen will und kann 
mit einem Ausnahmegeſetz, das mit dem engſtirnigen Haß des 
Großinquiſators opferfreudige, tapfere Jugend fern der Hei⸗ 
mat dem raſtloſen Lebensſchickſal des ewigen Juden aus: 
liefert.“ 

Wieder war es das Kammergericht, das im Mai auf meine 
Beſchwerde die Abtrennung des Verfahrens Fahlbuſch anorduete, 
ſo daß auf den 14. Juni 1930 Termin zur Hauptverhandlung 
wegen zweifachen Mordes gegen den kautionslos auf freiem 
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Fuß befindlichen Unteroffizier Fahlbuſch anberaume werden 
kounte. 

Für bereits wenige Tage ſpäter ſetzte der Reichstag die Unme- 
ſtieabſtimmung anf die Tagesordnung. 

Bei diefer Entwicklung ſchien erneute Vertagung bie zur Ab⸗ 
ſtimmung nur vernünftig, die dann and) im Sinne der Amneſtie 
ausfiel. Der Termin wurde abgefegt. Aber der ſozialdemokratiſche 
Minifterpräfident Braum Iehnte für Preußen die notwendige Zu- 
ſtimmung im Reichsrat ab, obwohl anläßlich der Rheinlandrän- 
mung — negative Tributjuſtiz — Ammneftie für die feparatifli- 
ſchen Landesverräter ſchon bewilligt worden war. 

So fiel das Gefeg, und trotz dringlichen Antrages Fam ein 
nener Hanptverhandlungstermin erſt für den ı4. Oktober zu- 
flande, 

Im Reichstag der Wahl des 14. Geptember 1930 war die er⸗ 
forderliche 2/, Mehrheit von vornherein gefichert. Der Termin zur 
Hauptverhandlung fiel endgültig. Und die nunmehr Geſetz ge: 
wordene Amneſtie breitete Wergeffen über das Vergangene, Ver- 
geffen auch iiber Oberfchleften. Werfailles brauchte nicht beſchei— 
nigt zu fehen, daß Notwehrakte gegen fein Syſtem von einem 
deutſchen Gericht für berechtigt erklärt werden Fonnten, Die 
Tributjuſtiz fand ihr Ende, als fie zwangsläufig und endlich in 
ihr Gegenteil verkehrt werden mußte, 

Nicht vergeffen war die ungehenerliche Anklage in Amerika. 
Amerika verweigerte auf wiederholte Eingaben der Verteidigung 
ebenfo wiederholt die Genehmigung zur Heimkehr des von der eige: 
nen Heimat bezichtigten „Mlörders” zu Fran und Kind und 
Farm. 

Es war zu Ende. 

Noch ohne Kenntnis dieſer Tatſache ereilte Fahlbuſch ein jäher 
Tod durch Kohlenoxydgasvergiftung im Schlafraum eines 
Motorbootes; Tag für Tag war er zur Poſt gegangen, um Die er- 
wartete Reifeerlaubnis abzuholen. 
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Geine Zeit war erfüllt. Dem Feldwebel Umbofer hatte er ſchon 
bei feiner Ankunft, nunmehr anch den anderen die Freiheit bringen 
helfen. Um die Heimaterde, die zu Lebzeiten keinen Pla für ihn 
gehabt haste, nicht zu befchweren, wurde er in Bremen eingeäfchert, 
gefolgt son Taufenden, die von ihm mußten und doch nur ahnten, 
daß hier befte Volkskraft verkorenging. War fein Water noch als 
ein Großer in der Gemwerffchaft 1914 mit der roten Fahne zu 
Grabe getragen worden, hier erklang leiſe die Weiſe feines alten 
Ehrhardtliedes: „Einſt ſollt auch Ihr erkennen...“ 

Soweit die Perſönlichkeit von Fahlbuſch als Symbol dafür, 


daß kein Einzelner gilt, wenn es heißt erfüllen; daß politiſch ver⸗ 


änderte Zeiten in ſolchem Deutſchland unter Umftänden auch 
letzten Einſatz für den Staat verleugnen und vergeſſen, wenn es 
gilt, Erfüllungswillen zu beweifen, wenn es gilt, Exfüllungsgeg- 
ner zu vernichten. \ 

Grauſame Juſtiz, erft recht, wenn ihr die Binde von Feind 
und feindlichen Gemwalten umgetan! 

Aber Eein Volk der Welt kaun anf die Daner ſtraflos feine 
Beften „irn Namen des Volkes“ über die ganze Erde jagen laffen! 
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4* 


I 
Bürger des Öfaafs 


„In unferem Lager ift Deutſchland.“ 





a 


4. 
„Tyrannenmord?“ 


Neben dem Heldentum des Leonidas, der ſich zum Schutze des 
Steaates vor äußeren Feinden opferte, lehrte man jedem deutſchen 
Gymnaſiaſten als Heroentum die Tat des Harmodios und Axifto- 
geiton, welche Thrafibul töteten und Athen vom Iprannen be: 
freiten. Auch das Elaffifche Nom fieht in der Tat des Brutus 
höchſte republikauiſche Tugend und läßt für ihn die Herzen höher 
ſchlagen als für feinen großen Widerſacher Cäſar. Für den 
deutſchen Klaſſiker Friedrich von Schiller verfteht es fich von ſelbſt, 
daß Möros, den Dolch im Gewande, die Gtadt vom Tyrannen 
befreien will und fittlich betrachtet andy darf, Und es gibt wohl 
Feine größere Werherrlichung der Tötung des Tyraunnen, in diefem 
Falle zugleich des auswärtigen Gewalthabers und Gtatthalters, 
als im „Wilhelm Tel”. 

Weniger ideale Einzelfälle waren es, die der internationalen, 
insbefondere auch der deutſchen Sozialdemokratie vor dem Kriege 
zu gleichen Bekenntnis der Zuläffigkeit des Tyrauuenmordes, ja 
darüber hinaus der Tötung jedes Einzelgewalthabers, Monarchen 
oder gar Mlinifters laufend Anlaß gaben. Bekannt ift der „Nor- 
würts⸗Kalender“, in welchen jeder Königsmord als Gedenktag 
feine des Gedenkens werte Stätte fand. Bekannt find die ent- 
fprechenden, ſolche Taten verherrlichenden Zitate der ſozialdemo⸗ 
Eratifchen Preffe anläßlich der wiederholten Attentate auf vuf- 
fiiche Zaren, Großfürften oder Mlinifter, Könige von Portugal 
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md Spanien, und man möchte faft fagen, anläßlich jeden einzelnen 
Falles diefer Art. Und der ſpätere Minifter Adler, der. als 
Sozialdemokrat den öfterreichifchen Minifterpräfidenten Grafen 
Stürgk erſchoß, war zum ſozialdemokratiſchen Volkshelden ge⸗ 
worden. 

So ſchien ans der Geſchichte der klaſſiſchen Republik des Alter⸗ 
ums, ans dem Bekenntnis des deutſchen Klaſſizismus und aus 
der Grundauffaſſung der internationalen, insbefonderen dentſchen 
republikaniſchen Parteien der politiſche Mord zum begriffsmäßi⸗ 
gen eiſernen Inventar des republikaniſchen Staatsweſens zu 
gehören. Es war nad) folcher Auffaffung die Staatsnotwehr im 
höchſten Sinne von feiten des die Freiheit als Höchftes Gut retten- 
den eigentlichen Staatsbürgers in der Vollendung. 

Als von den nachnovernberlichen Machthabern der bayrifche 
Miniſterpräſident Kunr t Eigner durch den jungen Grafen Arco 
anf offener Straße erſchoſſen wurde, hatte dieſer das Verfländnis 
der damaligen herrfhenden Meinung, insbefondere feines Heimat: 
ſtaates, Hinter fich. Der Sachverhalt lag klar. Ein angemaßtes per 
fönliches Diktaturregiment eines landfremden Gewalthabers lieferte 
gleichzeitig Material gegen das eigene Vaterland an den damals 
nach Vorwänden für die weitere Verſklavung Deutſchlands ſuchen⸗ 
den Feind. Auch die Sache des Grafen Arco war nicht zu trennen 
von der Untragbarkeit des Yeindzwanges, hier kurz ansgeführr 
und zuſammengefaßt in dem genndfäglichen orte Tribut. And) 
Graf Arco befeitigte nicht nur den bolfchewiftifchen Gewalthaber, 
ſoudern glaubte ſicherlich damit zugleich auch dem landesverräte⸗ 
riſchen Statthalter der Entente ſein irdiſches Ziel zu ſetzen. Und 
es ſpricht vielleicht für die ſoliden, weder in klaſſiſcher Zeit noch 
in ſozialdemokratiſcher Ideologie wurzelnden Maßſtäbe des bay⸗ 
riſchen Gerichts, vielleicht auch ſchon für die zur Zeit des Urteils⸗ 
ſpruchs veränderten Zeitverhältniſſe, daß es von dem Freiſpruch 
abſah, der unter den beſonderen Umftänden diefes Yalles auch 
juriſtiſch zum mindeften aus ſubjektiven Gründen nicht völlig aus⸗ 
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gefchloffen fehien. Wurde doch noch 1921 der geftändige Mörder 
des türkifchen Staatsmannes Talaat Pafcha von einem Berliner 
Schwurgericht unter dem Beifall insbefondere der Linken frei- 
gefprochen. Hier kam es zu einer Verurteilung Arcos, die dann 
bald durch die auch gerichtsfeitig mit Recht erwartete Begnadigung 
Eortigiere wurde, — 

Es ift bekannt, daß die Ermordung der beiden in den Yolge- 
jahren von Nationaliſten getöteten politifchen Machthaber, die 
allerdings keine politifchen Anßenfeiter waren wie Eisner, fondern 
führende Erponenten ihrer Machtgruppen, wefentlich anders be- 
urteilt wurde und ja auch in Einzelheiten erheblich abwich. Aber 
man kann nicht von Tributjuſtiz fprechen, ohne auch diefe Fälle 
zu erwähnen, wenngleich man fie deshalb gleichfalls nicht zu billigen 
braucht; denn ſubjektiv galt der Angriff in ihnen zugleich und in 
erfter Linie nur dem Syſtem von Verfailles, 

Segen die Mörder des Minifters Erzberger hat das eigent- 
liche Gerichtsverfahren ja bekanntlich niemals ftattgefunden. Aber 
ebenfo bekannt ift, daß es noch hente ſchwebt und noch heute alle 
politifchen Ammeftien gegenüber diefen Männern politifche Aus: 
nahmegefege darftellen. Dennoch kann anch hier Bein Zweifel fein, 
worum es ging. Nicht die dem Miniſter vorgeworfene Korruption 
zu ftrafen, deren Beanftandung ja auch für Helfferich nur ein 
Mittel zu dem Zweck gemwefen war, die politifch für unheilvoll 
gehaltene Tätigkeit Erzbergers in Zukunft unmöglich zu machen, 
ſondern gleichfalls eben diefe Tätigkeit zu hindern, mar das Ziel, 
das in diefer Abſicht weiteſtem Volkswillen entiprach. Hätten die 
Täter fi) nur gegen die Korruption wenden wollen, fo hätte man 
im nachrevolutionären Deutſchland allzusiele Ziele gehabt, die 
- mangels politifcher Bedentung unbehellige blieben. Hier ging es 
ausfchließlich um den Mann, der während des Krieges in einer 
halben Stunde mit Lloyd George über den Frieden einig werden 
wollte, der dann den Waffenftillftand unterſchrieb, mit einem 
Federſtrich die deutſche Handelsflotte anslieferte, die Unterzeich- 
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nung des Friedeusvertrages veranlaßte und dann in unverſtänd⸗ 
licher Verblendung fein eigenes Zengnis im Weimarer Gäftebuch 
mit den Worten niederlegen Eonnte: 

„Erſt ſchaff' dein Sach', dann trink und lach'.“ 
Die fo eutſtandene wachſende Erregung um die Perſon dieſes 
Minifters war es, die dann plöglich in den tödlichen Gchüffen 
ihre durch die Jugend der Täter beſtimmte legte Löſung fand. 

Es ift bekannt, daß dem Miniſter auch der Huf der Befltech- 
lichkeit nachging, und daß mancher fich fragte, ob folche dem Feinde 
faft ohne Widerftand überlaffenen Vorteile nicht ihre Erklärung 
in entfprechenden perfönlichen Worteilen des Illinifters fanden. 
Die im Helfferich-Erzberger-Progeß gerichtsfeitig feftgeftellte Ver⸗ 
mifchung von Gefchäft und Politik mußte folchen Gerichten 
Trahrung geben, zumal der Aufwand des aus Eleinften Werhält- 
niſſen flammenden Miniſters, die Möglichkeit von Auslandsreiſen 
zur Zeit ſtärkſter Entwertung der deutſchen Mark auffiel. Ebenſo 
aber iſt hinzuzufügen, daß ſich in dieſer Richtung nichts ber 
weiſen ließ. 

Doch auch wenn über dieſe Tat das letzte Wort vielleicht nie 
geſprochen werden wird — die Perſon der Täter verdient Wür⸗ 
digung aus den Verhältniſſen jener Zeit genau wie andere. 
Auch dieſe Tat wäre ohne Feinddiktat, zu deſſen Ausführern 
Erzberger in hervorragendem Maße gehörte, nie geſchehen — 
zur Verhinderung weiterer Selbſtvernichtung Deutſchlands. 
Und es kann jedenfalls nicht verftanden werden, wenn dieſer 
Manm noch nach dem Tode von feinen politifchen Freunden fo- 
zuſagen heilig gefprochen wirede, und wenn die Männer, die ihn 
töteten, noch heute nach zehn Jahren gejagt werden, wo fich poli- 
tifche Schädlinge größten Ausmaßes längft beguadigt oder amme- 
ſtiert anf freiem Fuße befinden, Und es ſcheint eine Ironie des 
Schickſals, daß diefe hartnädige Gnadenweigerung legten Endes 
mer der „allerchriftlichften” Partei, dem Zentrum, zu danken oder 
nicht zu danken iſt. 
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Miniſter Rathenan wird nur am des. Hauptzuſammen⸗ 
hanges willen bier mie dem Miniſter Erzberger gleichzeitig ge⸗ 
nannt; gegen ihn find Vorwürfe eigennügiger Handlungen be- 
kanntlich nie erhoben worden. 

Uber wenn auch zu feinem Tode Tanfende fozialiftifcher Ar⸗ 
beiter anf Befehl ihrer Führer feierten, fo galt Rathenan dennoch 
als Vertreter des WeltEapitalismus, als Mitglied jener von ihm 
felbft fo bezeichneten Dreihundert, die unſichtbar an goldenen 
Ketten die Welt regieren. 

So ift er Har und zweifelsfrei als Erponent diefer Richtung 
getötet worden von deutſcher Jugend, die von genau enfgegen- 
gefegtem Standpunkt die Herrſchaft des Weltkapitals über Hun⸗ 
derte von Millionen lebender Menſchen als gegen götrliches und 
menfchliches Recht verftoßend anfahen und die Leitung auswär⸗ 
tiger Belange Dentfchlands von folcher Geite als Iebensgefährlich 
für den Staat erachteten. Wenn man fo will, war eg die erſte 
Tat gegen Damwes- und Youngplan, gegen eine wirtfchaftliche und 
private nicht mehr zu trennende Interefjenverflechtung mit INTäch- 
figeren. 

Auch hier wird der Hiftorifer das Urteil fprechen, von Haß und 
Guuſt der Zeit unverwirrt, und wird mutmaßlich einen vielleicht 
nicht notwendigen tragifchen Zuſammenſtoß zweier unverſöhnbarer 
Richtungen, des fozialen Nationalismus und des in gewiſſem 
Sinne internationalen Hochkapitalismus feftftellen, deſſen beider- 
feitige Opfer, fich felbft getren bis zum Letzten, kaum zu bedauern, 
fondern jeder in feiner Art zu achten find. 

Anders — ſchon in feiner Zuſammenſetzung von der Parteien 
Gunft und Haß verwirrt — das Gericht, dem das zeitliche Urteil 
zu fällen oblag. Durch befonderes, anläßlich diefes Falles befchlof- 
fenes Gefeg als Gondergericht berufen — „Gtaatsgerichtshof zum 
Schutz der Republik“ — vereinigte es fechs Politiker aus den 
Reihen der regierenden Parteien, alfo politiſche Freunde des Mi— 
nifters, und drei Berufsrichter, die jedenfalls nach Damaliger Res 
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gierungserflärung auch unter Berücfichtigung politifcher Geſichts⸗ 
punkte ausgewählt werden follten. 

Das rächende Todesurteil zu fällen, fanden fie Feine Gelegen⸗ 
heit; Fiſcher und Kern waren irdifcher Verfolgung eutrückt; 
Fiſcher neben feinem Freunde von eigener Hand gefallen, nachdem 
Kern die Kugel eines Kriminalbeamten gefroffen hatte. Aber die 
Helfershelfer wurden drakoniſch mit bis zu 13 Jahren Zuchthaus 
beftraft, ihr Kreis fo weit gezogen, daß fogar Ernft von Salomon 
und Niedrig über die bisherige Rechtſprechung hinaus als ©e- 
hilfen zu je 5 Jahren Zuchthaus verurteilt wurden, obwohl Sa⸗ 
lomon lediglich den Niedrig für die Todesfahrt als Chauffeur 
beforge und zur Antwort erhalten hatte, daß man ihn nicht 
nehmen wolle, Und — bier vielleicht som Gtandpunkt des Eriti« 
fierenden Beobachters das Wefentliche, wenngleich es den Betei- 
ligten nur den weltanfchanlichen Abgrund gezeigt haben mag — 
die bürgerlichen Chrenrechte wurden aberfannt. Kein Geringerer 
als der ficherlich Eeinem der Täter politifch naheftehende Rechts- 
anwalt Dr. Alsberg hat fehon damals in der, Deutſchen Juriften: 
Zeitung” diefe hier heransgegriffenen Tatſachen als höchft bedenk⸗ 
lich hervorgehoben, 

Und übrigens gerade der erfchoffene Rathenau, der sielfeitige 
frühere Prophet der lev&e en masse, des nationalen Widerſtandes 
im Herbft 1918, hätte dieſe Geite der Behandlung des Falles felbft 
kaum gebilligt! 

Wenn hier die ſchwere, anf die Dauer befriedigend nicht lösbare 
und deshalb flaatlich untragbare Aufgabe der deutſchen Gerichte 
gefchildert wird, anf dem Boden des Verſailler Diktats erwach⸗ 
fene Konflikte zu fchlichten, fo Eanıı ver Rathenau⸗Mrord nicht 
fehlen, Exft Werfailles führte dazu in der. deutſchen Gefchichte, 
daß ſtaatsbejahende, jederzeit für den Stant bis zum legten Ein- 
fag opferbereite Männer zu bintigen Attentaten auf derzeitige 
Führer des eigenen Staates fchreiten zu müffen glaubten. Golche 
Tatjachen und die Motive und perfönlichen Erwägungen im Ein- 


58 


zelfalle mußte ein Gericht im Tribut⸗ Deutſchland eingehend wür- 
digen. Niemand wird annehmen, daß hier etwa gerichtsfeitig 
damals bei anderer Zuſammenſetzung des Gerichts ein Freiſpruch 
hätte erfolgen Können und müffen. Denn der Gefallene und feine 
Drdnung herrſchte vorher und hinterher. Und es war auch Fein 
Tod etwa in einem son Erfolg gefrönten und nach bekannten 
Muſter mindeftens hinterher mit Amneſtie gefegnetem Kampfe 
um die Macht, fondern es war eine Einzeltat. Und die zu ihrer 
juriftifchen Rechtfertigung erforderlichen TTotrechtsgründe waren 
in allen notwendigen Einzelheiten nicht darzutun. Aber das, was 
aus Verfailles Fam, das hätte ein inmerpolitifch unbefangenes 
Gericht anders würdigen müffen. Und erft recht ein außeupolitiſch 
befangenes, d. h. im deutſchen Sinne wahrhaft objektives Gericht, 
dag die deutfchen Dinge fo fieht, wie fie Liegen. Ein Gericht, das 
nicht das Beftehen und Ergehen formaler Gefege zum Anlaß 
nimmt, normale Verhäftnifie, „tiefften Yrieden“ feftzuftellen und 
von einer äußeren Ordnung auszugehen, die in Wahrheit Längft 
keine Ordnung mehr ift. 
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5. 
MWiderftand 


Aber auch Tribute konnten ans eigener Gubftanz nur bezahlt 
werden, folange etwas zum Bezahlen vorhanden und greifbar war. 

Tauſende Eleiner und großer Unternehmungen in den Städten 
brachen unter der eigenen Laft und dem durch die Laſten der anderen 
bedingten Abfag- oder Beſchäftigungsrückgang zuſammen, gingen, 
bürgerlich ausgedrückt, in Konkurs oder leiſteten Dffenbarungs- 
eide, fehieden einer nach dem anderen „mangels Maſſe“ als tribut- 
fähige Objekte aus. 

Millionen deutſcher AUrbeitslofer mußten vom Staate unter 
balten werden. Mangels Beichäftigungsmöglichkeit war auch 
ihre Arbeitskraft nicht mehr tributfähig. 

Kein Wunder, wenn es auf dem flachen Lande anders geweſen 
wäre. Aber ein Geſchäft kann man zur Not verlaſſen und bei 
guter Gelegenheit sen genden, nicht fo den vom Water und Groß- 
vater ererbten Hof. Und perfönliche Einfchränkfungen, Ein- 
engung des Wirtfchaftsrifitos durch Verminderung des produl: 
tiven Aufwandes, ertenfive Wirtſchaft harten über Wirtfchafte- 
kriſen in den meiften Fällen ernften Wollens früher immer noch 
binweggeholfen. 

Hier plöglich ging es nicht mehr um bloße Wirtſchaftskriſe. 
Hier ging es um die Notwendigkeit, mangels aller Einkünfte, ja 
trotz nachmweisbarer Verluſte, immer. noch und Immer wieder 
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Steuern aufzubringen und flüffig zu machen — irgendwoher 
mußten ja ſchließlich die Tribute Eommen, und hier war ſichtbares 
und geeifbares Eigentum. Beichwerden auf dem Rechtswege, 
Vorſtellungen in Berlin halfen läugſt nicht mehr. Hier ſchien 
_ tatfächlich nichts anderes zu helfen als offene Tributverweigerung 
ven Banern zum Staat — das, was man vom Ctaat im Ver: 
hältnis zum Feinde immer erwartet und verlangt hatte. Hier 
fehien nichts mehr zu helfen, als offene Auflehnung gegen Ver: 
failles, gegen Erfüllungspolitik nnd eigene Regierung, die zu: 
gunften der Erfüllung von Feindforderungen zu Ealter Enteignung 
uralten dentfchen Bauerubeſitzes zu fehreiten ſchien. 

Man glanbte auch einen Rechtsboden zu haben im Artikel 164 
der Reichsverfaffung, welcher der Regierung den Schutz des Mit⸗ 
telftandes in Laudwirtchaft, Gewerbe und Handel vor Über- 
laſtung und Aufſaugung zur verfaffungsmäßigen Pflicht macht. 
Man überſah, daß vor jeder verfaffungsmäßigen Beftimmmuug 
der Gedanke des Artikels 178, vor dem deutſchen Rechte das Recht 
von Verfailles fand. 

Im Werlanf folcher Entwiclung und Gedanken kam es zu den 
bekannten Bewegungen im Landvolk Schleswig-Holſteins und 
weiterer deutſcher Agrarprovinzen, wie fie fich hinterher vom 
Standpunkte der ftrafenden Staatsgewalt in unzähligen Prozeſſen 
wegen Aufforderung zum Steuerſtreik, Pfandbruch, Nötigung, 
Widerſtaudes gegen die Staatsgewalt, Landfriedensbruch und zu⸗ 
letzt im großen und kleinen Bombenlegerprozeß abſpielten. Auch 
hier zeigte ſich das alte Leid, wie eine Handlung die andere, | ein 
Tributprozeß den nächften nach fich zieht. 

Denn dies waren Tributprozeſſe in des Wortes engfter Be 
deutung. Wie zeigten fie den Abſtand zu den Kriegsverbrecher⸗ 
progeffen und die gefährliche Entwicklung des dentfchen Staates auf 
dem Wege der Erfüllung in allen feinen Drganen! Dort noch eine . 
Regierung, Die offenfichtlich gezwungen eigenes Recht vergewaltigte, 
um auf Feindesgeheiß dentſchen Männern den Prozeß zu machen, 
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ein Prozeßverfahren, das bereits als folches Tribut, bewilligte und 
erfüllte Yeindforderung war. Hier inzwifchen die Klarftellung und 
Drganifierung des beftehenden Zuſtandes als „gefegliche Orduung“, 
die Gewöhnung au den Feindzwang und feine Folgen als aner- 
kanntes eigenes Recht. Noch waren es die unmittelbaren Yolgen 
der Yeindforderung, noch ging es um Das, was der Feind verlangte, 
was die Regierung fire ihn forderte, was der Bauer verweigerte, 
Noch war es fichtbar und erkennbar ein innerdentfcher Tribut⸗ 
Kampf, der Prozeß folgerichtig Tributjuſtiz, wenn auch bier ſchon 
der Mantel des eigenen geltenden deutſchen Rechts die Weigerer 
mit dem Schein des Unrechts, ja mit dent Klaren Vorwurf offen- 
barer Verlegung und Auflöſung beftehender Ordnung und Rechts 
umgab. Gchwerer und bedenklicher noch für ein Volk mußte 
diefer Zuſtand werden, wenn and) die unmittelbare Beziehung der 
Tat zur Tributnot verloren ging, wenn Yolgen und Aberfolgen 
der Erfüllung fo weit griffen und verftrickten, daß das Bewußt⸗ 
fein von Tribut, Tributjuſtiz, Fremdrecht, Feindzwang in weite: 
rer Yolge mie noch verſteckt, nicht mehr ohne weiteres handgreifs 
lich fühlbar und umgekehrt Tributſyſtem und innerdeutſche Drd- 
nung immer enger verkettet nnd immer unlösbarer fchien. 
Denn um die Tribute allein ging es nach dem Ergebnis aller 
Prozeffe dem ſteuerweigernden und fchließlich mit Bomben demon- 
firierenden Landvolk. Die in jeder Steuexforderung enthaltenen 
eigenen faatlichen Bedürfniſſe und Notwendigkeiten waren für 
den Gtenerzahler nicht zu £rennen, nachdem man in unverſtänd⸗ 
lichee Gorge vor wachſendem Tributhaß das im Parlament 
geftellte Verlangen abgelehnt hatte, bei Steuern, Yahrkarten, 
Briefmarken und allen öffentlichen Forderungen befonders kenut⸗ 
lich zu machen, wieviel Prozent der Staat felbft benötigte, wieviel 
weiter an den Feindbund vollten. Aber im übrigen waren diefe 
rechneriſch nicht trennbaren eigenftaatlichen Notwendigkeiten in 
der Augen manches Angeklagten auch fachlich nicht mehr trenu⸗ 
bar, ſchienen bei der Einftellung der Regierung zum Feinde, bei 
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feiner eigenen Einftellung gegenüber Regierung und Feind Feine 
deutſchen Staatsnotwendigkeiten mehr, fondern nur noch mittel- 
bare Tributlaſten, Tributſpeſen zu fein. 

So gingen unzählige Bauern für Eigentum und Freiheit in die 
Gefängniſſe ihres eigenen Staates. „Der Weg zur Freiheit geht 
durch die Gefängnifje”, lautete ver Landvolkſpruch. 

Und doch war diefer Widerſtand ein geradezu charakteriſtiſch 
deutfcher, ein Widerſtand in verhältnisinäßig fchlichter und alles 
andere als anarchiftifcher Yorm: 

Ein trotziges „Mein”; „Wir können nicht”. 

Verhinderung von Pfändungen mit Bauernſchlauheit zunächſt 
ohne unmittelbare Gewaltanwendung: mit den „Nenerhörnern 
son Beidenflerh” werden die gepfändesen Dchfen wild gemacht 
und entlanfen von felbft den Pfändungsbeamten anf offener 
Straße. 

Weigerung jedes Bietens bei Verſteigerungen. 

Schweigſames Maſſenerſcheinen bei Verſteigerungen, das von 
bietrungsluſtigen Anweſenden als Bedrohung empfunden wird und 
ſchon hierdurch jedes Gebot verhindert. 

Genfen, bekannt aus früheren Banernkriegen, heute nicht mehr 
Waffen, fondern Mittel, die ſchwarze Fahne der Not als laute 
Anklage durch das Land zu tragen. 

Ja, felbft Bomben, als alles dies nichts fruchtete, legten Endes 
nur als Mittel lauter Demonftration. 

Alles andere als geborene Revolutionäre irgendeines anslän- 
difchen Staates oder zuffifch-anarchiftifcher Art kämpften die Land- 
leute mit folchen immer das äußerſte peinlichft sermeidenden Mit⸗ 
teln ſubjektiv legten Endes für nichts anderes als die Drdnung, fo 
wie fie von den Dätern überkommen war. Geſinunungsgemäß noch 
heute die alten „Bauern von geringen Gut dienend ihrem Kur⸗ 
fürften mit Leib und Blut“. 

Aber die Zeiten hatten fich geändert, und zwar gründlich. Hein⸗ 
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rich von Kleift Bann den Großen Kurfürſten nach damaliger Ein- 
flellung noch mit Recht gegeniiber der Fleinen Rebellion des Land⸗ 
junkers Dberft von Kottwitz fagen laſſen: 


„Wenn ic) der Dey von Tunis wäre, 

... führt ich Kanonen und Haubigen auf, 

Doch weils Hans Kottiwig ang der Priegnig ift, 
der fich mir naht, willkürlich, eigenmächtig, 

fo will ich mich anf märk’fche Weiſe faſſen.“ ... 


Man war jetzt dem Dey von Tunis wefentlich nähergefommen! 

Die „Hanbigen“ hießen heute bintiger Angriff anf den Träger 
der ſchwarzen Fahne feitens amtlicher Hüter der Orduung; Gäbel: 
angriff anf unbewaffnete Männer, wie früher nur erlebt im - 
befegten Gebiet, im Ruhrkampf, von Goldatesfa, die im unmittel: 
baren Dienft Frankreichs ftand. Handlungen — wie hinterher 
gerichtsfeitig ansdrücklich und rechtskräftig befcheinige — unbe: 
gründeter und rechtswidriger Art. Die „Hanbigen" hießen Ge 
fängnis und Zuchthaus, perfönliche und wirtfchaftliche Wernich- 
tung der Teile eines felbftändigen Bauernſtandes, die fich den 
Steuern, den Tributen, den Otaatsnotwendigkeiten der Gegen- 
wart ans Sorge um die gefürchtete Falte Enteiguung auf folche 
Weiſe zu entziehen verſucht hatten. Ob das „Hans Kortwig 
ans der Priegnitz“, ob das irgendein an fich alles andere als 
flantsfeindlich gefonnener Bauer war, Eonnte dabei Feine Rolle 
fpielen. 

Hamkens wurde von Prozeß zu Prozeß, von Gefängnis zu 
Gefängnis gefehleppt, wobei immer gerade die Erntezeit — übri- 
gens auch gegenüber anderen verurteilten Bauern — den Behör- 
den als zum Strafautritt befonders geeignet erſchien. Heim wan- 
derte ins Zuchthaus, ohne Gnade, und während er Tüten Flebte, 
drohte feinem Hof, der feit dem 13. Jahrhundert den Heims gehört 
hatte, die Zwangsverſteigerung. Im Bombenprogeß wurden 
fechzehn Angeklagte zu Freiheitsftrafen von 55 Jahren, davon 
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49% Iahren Zuchthaus verurteilt, voran Heim und fein gleicher: 
maßen son idealen Beweggründen getragener Adjutant, der 
Schriftſteller Herbert Volck, mit je 7 Jahren Zuchthaus. Land⸗ 
gerichtgdireftor Dr. Zelenka!) mit feinen Gericht war teilweife noch 
über die Ötrafanträge der Staatsanwaltſchaft hinausgegangen. 
Den drei ländlichen Gerichtsbeifigern, offenbar überſtimmt, fan- 
den während der Urteilsverkündung die Augen voll Tränen, Ein 
Urteil unter teilweifer erheblicher Überfchreitung der felbft bei aller 
Gefegesanmwendung zuläffigen Mindeſtſtrafen — trotz urteils- . 
mäßiger Befcheinigung des Willens der Angeklagten, mit den 

Bomben Leben und Eigentum allerwärts zu fchonen, trotz des 

urteilsmäßig befcheinigten Notſtandes, trotz der Feftftellung un 

eigennütziger Motive. 

Dabei war die Auwendbarkeit des Gprengftsffgefeges keines⸗ 
wegs ganz unzweifelhaft, da dies Geſetz feinerzeit „gegen die ge: 
meingefährliche Anwendung von Sprengſtoffen“ als Novelle zum 
Sozialiſtengeſetz „gegen die gemeingefährlichen Beftrebungen ber 
Sozialdemokratie“ ergangen war. Denn hierbei Eonnte die Be- 
zeichnung „gemeingefährlich” auch nach der Gefegesbegtündung 
kaum etwas anderes bedeuten als ſtaatsauflöſende, international: 
anacchiftifche Beftrebungen, Und da Eonnte felbft das Urteil bei 
den angeflagten Banern nur das genaue Öegenteil feſtſtellen, näm⸗ 
lich den Willen, für Nation und Beftand zu handeln. Das war, 
auch wenn man das gewählte Mittel objektiv nicht billigen Eonnte, 
denn doch in jedem Falle feftzuhalten. Es war auch, um von tat- 
fächlichen Einzelheiten nur noch dies beranszugreifen, keineswegs 
unzweifelhaft, ob man den für die Beſtrafung erforderlichen Ge⸗ 
fährdungsvorſatz, das „Bewußtſein, Perſonen oder Sachen zu ge⸗ 
fährden“, bei allen Angeklagten ohne weiteres feſtſtellen konnte. 
Und die rechtliche Feſiſtellung einer ſtrafſchärfenden, Verbindung” 
im Sinne einer. — politifhen „Dynamitverfchwörung”, eines 
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„Komplotts“ nach anarchiftifher Art mußte nad) dem Ergebnis 
der Hanptverhandlung zu erheblichen Bedenken Anlaß geben. 

So war es noch alles mögliche, daß man im Urteil wenigftens 
den unlengbaren „Notſtaud“ feftftellte. Die Staatsanwaltſchaft 
hatte, vielleicht auf höhere Weiſung, dieſen Notſtaud im Prozeß 
unverftändlicherweife gelengnet und — allerdings erfolglos — 
Gegenbeweife angetreten! Kein Notſtand! Deutſchlaud Fonnte 
alfo erfüllen, wenn es nur wollte! Das war damit mittelbar und 
deutlich duch den Anwalt des eigenen Staats und der Staats⸗ 
intereſſen öffentlich erklärt und eingeräumt! 

Wenn der derngegenüber dennoch gerichtsfeitig fefigeftellte Not⸗ 
ſtand zu einer Freiſprechung nach Auffaſſung des Urteils nicht 
führen Eonnte, fo lag dies nach gleicher Auffaſſung daran, daß die 
angewandten Mittel — Demonftrationen! — nicht geeignet 
waren, den Notſtand unmittelbar zu befeitigen! Eine ge 
fährliche Argumentation, wenn man weiter denkt, was denn nach 
Auffaſſung des Gerichts wohl für Handlungen hätten in Frage 
kommen Können, die zu unmittelbarer Befeitigung des Notſtaudes 
geeignet gewefen wären. Gar zu leicht war durch diefe Art urteils⸗ 
mäßiger Darftellung — die wir ähnlich ſpäter noch bei anderer 
Gelegenheit finden werden — in den nicht juriftifch vorgebildeten 
Angeklagten die Meinung erwedt, als wenn ſtatt Freiſpruchs 
ſchwerſte Strafe zudiktiert worden ſei, weil zur Beſeitigung eines 
feſtgeſtellten Notſtaudes nicht geeignetere, und wie der Angeklagte 
von feinem Standpunkt leicht fehlußfolgern mußte, ſchärfere 
Mittel angewandt worden waren. 

Das ging einem Laienverſtande nicht ein, noch weniger aber 
folgende fehr einfache Erwägungen. 

Zur Zeit des paſſiven Widerſtandes gegenüber der unmittel⸗ 
baren Zwangsbeitreibung durch die Frauzoſen im Ruhrgebiet war 
es Recht geweſen, keine Tribute zu zahlen, die Tribute zu weigern, 
jeden Widerſtand paſſiv und ſogar aktiv zu leiſten; damals war 
gleichfalls ſchließliche Auwendung von Sprengſtoff eine Maß⸗ 
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nahme, die höchftens in die franz ſiſchen Gefängnifje führen 
konute. 04 

Was war hier anders, außer daß nun die Beitreibung nicht 
mehr durch die Franzoſen ſelbſt, ſondern durch die eigene Regierung 
geſchah, die zur Ruhrzeit das gleiche Verhalten gegenüber gleichem 
Verlangen geduldet und fanktioniert hatte. Galt nicht Oleiches 
um fo mehr, wo Sprengſtoff jest nicht einmal mehr als ſchmerz⸗ 
hafte Gewalt, fondern nur noch als Drohung, als Demonftration 
angewendet wurde; gerade mit Rückſicht daranf, daß eg eben nicht 
mehr gegen die Franzoſen unmittelbar ging? 

Klaſſiſch für das, was die angeflagten Bombenleger dachten, 
find die Schlußworte des im kleinen Bombenlegerprozeß zu fünf 
Jahren Zuchthaus verurteilen Dr. Hellmann: 

„Nach Annahme des Yonugplanes herrſchen bei uns völlig 
veränderte Gefeglichkeiten. Man hat unfere politifche Schuld 
in eine privaseechtliche verwandelt. Es ift alfo nicht mehr 
entehrend Tribute zu zahlen, fondern fie zu verweigern 
fol jegt entehrend fein. Alle verfofiungemäßigen Einrich⸗ 
tungen find Funktionen der Fremöherrfchaft geworden, find 
jetzt Mittel zur Ausbeutung des deutſchen Menſchen. Wenn 

aber der Staat zum Inſtrument der Fremdherrſchaft wird, 

wird Illegalität vaterländiſche Pflicht, wird der Wille zur 

Illegalität vaterländiſche Tugend! Auch das ſonſt verwerf⸗ 

lichſte Mittel iſt erlaubt und gut im Befreiungskampf der 

Naͤtion. Gerade die Mittel der Unterdrückten und Verge- 

waltigten find unferer heutigen Sage angemeffen, und das 

find in erſter Linie die primitiven Mittel ver Gewaltanwen- 

dung." ... „Der Sinn ift, die Haltung des Widerftans 

des und der Anflehnung gegen die Ansbentung der 
Nation zu dokumentieren, zum Ausdruck zu bringen!” 

Es ging hier um legte Probleme des Staats; wie weit eine, 

Regierung fich zum Mittler von Feindforderungen und Feind⸗ 

zwang machen kaun gegenüber dem eigenen Volk; wie weit das, 
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was dem Yeinde gegenüber und feiner Gewalt recht und billig ift, 
der den Feindwillen mittelnden eigenen Regierung gegenüber _ 
— nur hierdurch — zum formalen und wahren Untecht wird; wie 
weit aber fchließlich bei folcher Lage eine Regierung Feindwillen 
und Feindzwang mitteln und damit TTorwehrhandlungen des 
eigenen Volkes den Charakter des Rechts nehmen und mit Zucht⸗ 
hansftrafen ahnden darf. 

Hiet: war die politifche Frage der Erfüllungspolitif zur Frage 
des Rechts und der Moral gegenüber dem eigenen Wolf geworden. 

Hier waren die Folgen einer Politif anfgezeige, die unter Zwang 
nicht etwa dem Feinde anheimgeftellt haste, fich jelbft zu holen, 
was er forderte und erlangen zu Eönnen glaubte, auf eigene Gefahr, 
fondern die dies Gefchäft entgegenkommenderweife Jahre hindurch 
in eigene Hände genommen und das Feindunrecht zum deutſchen 
Recht gemacht hatte, 

An einer ©telle hatten die Bombenleger Erfolg gehabt. Erſt 
Gemeindevorfteher, dann auch Landrat hatten von weiteren 
zwangsiweifen Beitreibungen abgefehen und auch ihrerfeits nach 
oben gemeldet: „Wir Eönnen nicht.” Wie, wenn dies Beifpiel 
Nachfolger gehabt hätte bei anderen Gemeinden, Sandräten und 
ſchließlich auch an allerhöchften Gtellen? War das ftaatliche Auf⸗ 
löſung? Nein, nur die Auflöſung des Teiles der beſtehenden Ord⸗ 
nung, der in Wahrheit Verſailles heißen müßte! 

Da aber fegten die „Hanbigen“ ein, 

Verfailles, diefer Teil der beftehenden Drönung war zunächft 
einmal wieder gereftet. 

Reiter in nebelhafter Verne ſchien der „ Weg zu Licht und Frei⸗ 


. heit” , der nach dem Plädoyer des anerkennenswert fachlichen, alten 


Dberflaatsanwalts Dr. Gollnick noch nirgends zu fehen war und 
den die Bombenleger an ihrer Stelle wenigftens hatten zeigen 
wollen — denn Jugend gibt ſich nun einmal nicht mit der Re— 
fignation des Alters zufrieden, und das ift ihr Vorrecht. 

Das Landoolk, fo weit nicht verurteilt, verfuchte man mit Oſt⸗ 
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hilfeverfprechen zu beruhigen — als wenn man gleichzeitig nach 
innen und nach anßen bezahlen könnte. Und wer Augen hatte zu 
fehen und zu Iefen nnd Ohren zu hören, der wußte von diefem und 
jenem, der nun mit den weißen Stock vom Hof ging, diefem und 
jenem, der auf feiner Wäter Hof dies Ende nicht überlebte nnd, wie 
in einem Valle hinterlaffen wurde, für die Chre feines Hofes ſtarb. 
Noch Iegehin Tas man von jenem Banern Hinrich Geedorf in 
Ohlenſtedt, der fich mit feinen vier Kindern und Lieblingspferden 
auf feinem alten Gehöft einfchloß und mit ihnen ein Opfer der 
felbft angelegten Flammen wurde, um die Gewalt neuer Pfändung 
nicht zu erfragen. 

Allzugroße Dptimiften fchienen die Regierenden in dem, was 
dem eigenen Wolke zugemutet werden konute, allzugroße Peffi-- 
miſten in dem, was dem Feinde zuzumuten war. 
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Il 
Youngunferfan 


mer daß ihr .... am lebendigen blute frevelt 
bettler ſchon dem feinde leib und brut verſchachert.“ 
(Stefan George, 
Aus den „Sprüchen an die Toten.) 


„Starke, veiche Länder haben nicht felten arme und 
ſchwache unterjocht. Urfpränglich gefhah dies mit toher 
Gewalt; nämlich durch Befiegung und Sklaverei. Die 
Mittel, die nad) dem letzten Krieg zur Anwendung ges 
langten und auf neugeitlichen Gefhäftsgepflogenheiten 
beruhen, erzielen den gemwollten Erfolg dadurch, daß an 
Stelle der Vaſallenſchaft aufgenötigte Verträge treten 
und pfandgeficherte Schuldverfchreibungen die Verſkla⸗ 
vung vertreten.“ 

(Scott Nearing / Joſeph Freemann, 
„Dollar-Diplomatie”.) 





nn 6. u 
Schaffung des Youngbeamten? 


„An die Bevölkerung der Provinz Pommern! 

Ein Volksbegehren ift mit der irreführenden Bezeichnung 
Freiheitsgeſetz‘ eingebracht worden. 

Durch diefes Volksbegehren fol die Annahme des Yonng⸗ 
planes verhindert werden. 

Das wäre ein Unglück für unſer Volk. 

Nur die Annahme des Voungplanes ſichert die alsbaldige 
Befreiung des Rheinlandes. ; 

Nur die Annahme des Youngplanes vermindert die un⸗ 
tragbaren Laſten des Dawesplanes, und zwar in den erſten 
fünf Jahren um 700 Millionen, ſpäter um eine halbe Mit: 
liarde und darüber pro Jahr. Dann und nur dann Eönnen 
die von der Regierung beabfichtigten Steuerſenkungen, kön⸗ 
nen die beabſi ichtigten Hilfsmaßnahmen für die Landwirt 
ſchaft, kann der Kampf gegen die Not i in den Grenzgebieten 
finanziert werden. 

Nur bei Annahme des Donngplanes fallen ſämtliche 
Kontrollmaßnahmen durch die Glänbigermächte fort. Nur 
daun erlangt Deutſchland die vollfländige Staatehoheit über 
fein Gebiet und feine Verwaltung zurück, 

Nur bei Unnahine des Yonngplanes ift eine ruhige For: 
entwicklung bes wirtichaftlichen Lebens möglich. Hierdurch 
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allein Können die Arbeitsmöglichkeiten und die foziale Für— 
forge aufrechterhalten werden. 

Alles dies würde durch das Volksbegehren, das die 216: 
lehnung des Honngplanes zum Ziele hat, verhindert werden. 

Die Nichtamahme des Houngplanes bedeutet wirtfchaft- 
liches und politifches Chaos. 

Trichtannahme häfte zur Yolge die Fortdauer der untrag- 
baren Laſten des Damwesplanes, hätte zur Folge die Fort⸗ 
dauer der Befegung des Rheinlandes und der Kontrollmaß- 
nahmen der Glänbigermächte, 

Trichtannahme gefährdet die gefamte Wirtſchaft und muß 
eine ftändig fleigende Erwerbsloſigkeit herbeiführen. Nicht⸗ 
annahme macht es Staat und Reich unmöglich, durch Hilfe: 
maßnahmen, Steuerſenkungen und foziale Fürforge helfend 
einzugreifen. 

Das Volksbegehren, das diefen Zuſtand durch Ablehnung 
des Youngplanes herbeiführen würde, ift Kataftrophen- 
politik. 

Hinfichtlich der Stellungnahme zum Youngplan fühlen 
fi) die Unterzeichneten eins mit der Meichsregierung, deren 
Vertretern bei den Verhandlungen im Haag der Herr Reiche: 
präfidene feinen und des Waterlandes Dank für ihre opfer- 
solle und erfolgreiche Tätigkeit ausgefprochen hat. Gie wei- 
fen es mit Entfchiedenheit zuriick, daß das Volksbegehren die 
hingebende Arbeit diefer vaterlandsliebenden und fich ihrer 
Verantwortung bewußten Staatsmänner im Dienfte des 
Volkes als eine Tätigkeit zu werten ſucht, die unter der Gel- 
tung diefes ‚reiheitsgefeßes‘ ein mit Zuchthausftrafe bedroh⸗ 
tes Verbrechen darftellen würde. 

Ver ein ſolches Wolksbegehren unterflügt, nimmt 
ſchwerſte Verantwortung auf ſich.“ 

Dentſchland hatte den Iegten Teil des Dornenweges der Er- 
füllung gegenüber dem Feindbund befchritten. An feinem Beginn 
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fand neben manchem anderen Wort von regierender Stelle in 
Deutſchland auch vorflehender Aufruf des Dberpräfidenten der 
Provinz Pommern; hier gebracht, weil nach Anhalt und Zuftande- 
kommen ſymptomatiſch fir die nene und bisher letzte ‚Periode. Der 
Gedanke diefes Aufrufs und feiner zahlreichen Beamtenunter- 
ſchriften entſtammte nicht dem Ideenkreis eines alten Verwal⸗ 
tungsbeamten, der vielleicht in alter Schule groß geworden nichts 
als Befehlen und Gehorchen Faunte und deshalb glaubte, von 
feinen Untergebenen Gehorfam bis zur Mitunterzeichnung folchen 
Aufrufs fordern zu Können. Oberpräfident Dr. Lippmann, frühe: 
zer Rechtsanwalt, hatte fich immer als Demokraten bekannt, der 
nicht nur verfaffungstren, ſondern weit darüber hinaus geradezit 
Verfaffungsfanatiker fehien. Aber jo weit hatte der Geiſt von 
Verfailles und die damit entſprechend dem legten inne des Ar- 
tikel 178 der Reichsverfaſſung zur Zeit gegebene Hauptaufgabe 
der deutſchen Regierung die Gedankengänge felbft eines alten Pro: 
pheten liberaliſtiſcher Ideale gefangen, daß er — ein halbes Jahr 
vor feiner wegen Altersgrenze bevorftehenden Amtsbeendigung — 
für diefe Hauptaufgabe alles preiszugeben fehien, was man 
gerade von feiner Richtung im Gegenfat zu vergangenen Zeiten 
als neuen und freiheitlichen Geiſt von Weimar verkündet und ver⸗ 
faſſungsrechtlich „verankert“ hatte. Auch hier wiederum der Fluch 
der deutſchen Demokratie, die ſich im Laufe der Jahre auch inner⸗ 
politiſch immer mehr mit einem außenpolitiſchen Syſtem identi⸗ 
fiziert hatte, das eben auf die Dauer Demobratie und Freiheit im 
Innern zwangsläufig nicht zulaſſen konnte. 

Denn wie ſchon angedeutet, mit dem genannten Aufruf hatte 
Dr. Lippmann nicht etwa höchſtperſönlich und allein den Tribut⸗ 
gegnern „Iereführung“ und „KRataftrophenpoliti” vorgeworfen. 
Auch waren darunter außer feinem Namen nicht allein die Unter- 
fehriften anderer von ihm unabhängiger Träger höchſter Staats⸗ 
ämter der Provinz zu leſen, die teilweiſe ſich hinterher gegenfeitig 
darüber Vorwürfe machten, daß einer den anderen durch die Ab: 
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ſicht der Mituuterʒeichnung gleichfalls zu einer „freiwilligen“ 


Unterſchrift moralifch gezwungen hatte. Der Aufruf follte in 


umfaffendfter Weife auch die Namen der dem Oberpräfidenten 
untetftellten politifchen Beamten fragen. Und diefe Mitunter⸗ 
ſchrift hatte Dr. Lippinann, der hier nicht als Demokrat, fondern 
als Vorgefegter erſchien, in bisher ungekannter Weiſe zu erwirken 
verfucht. Stockſchläge anf den Magen“, nannte fo etwas Die 
ſozialdemokratiſche Preſſe. 

Gewiß, ein „Befehl“ zur Unterfchrift war nicht ergangen, Ein 

„ſpontaner Akt“ wurde von den Untergebenen erwartet. Aber er 
wurde eben doch „erwartet”. Jeder Landrat wußte, wag ihm 
drohte, wenn ex folche „Erwartung“ enttänfchte. Und die Folge- 
zeit zeigte, daß dieſes Wiffen richtig geivefen war. 

Gewiß, die Zeiten waren ziviler geworden. An Stelle des Be. 
fehls war die Erwartung getreten. Aber im Grunde genommen 
war es bei Betrachtung von Inhalt und Folgen folchen Anfinnens 
doch genau dasfelbe, was als Kadavergehorfam, als Gehorfam 
gegen eigene innerfte Überzeugung früher gerade von jener Seite 
Gegenſtand ſchärfſter Kritik ſowohl als auch ſchärfſten Spottes 
geweſen war. Und wurde dabei doch hier nicht, wie etwa im Einzel⸗ 
falle im Heer, im Intereſſe ver Difziplin und der Schuganfgabe 
gegenüber dem änßeren Feinde verlangt, fondern in der inneren: 
Verwaltung im Intereſſe der Bekundung einheitlichen Willens 
zur Unterwerfüng unter die Vonngtribute! 

Democh fand Dr. Lippmann die erwünſchte geſchloſſene 


Front bei ſeinen Landräten nicht, obwohl ſie meiſt ohne eigenes 


Vermögen, kinderreich, mehr oder weniger von ihrem Staats⸗ 
amt als Hauptberuf auch in erheblichſter Weiſe wirtſchaft⸗ 
lich abhängig waren. Landrat von Goßler weigerte die Unter⸗ 
ſchrift; Landrat von Bismard erklärte, daß der Name Bismarck 
unter ein folches Dokument nicht Eomme; der alte Landrat des 
Kreifes Greifenhagen, Dr. Köhler, den die Wltersgrenze ähnlich _ 
wiie Dr. Lippmann im Begriff war, vom Amte zu trennen, foll zu 
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feiner Weigerung erklärt haben, daß ex zehn Jahre brauchen 
würde, um das mit folcher Unterſchrift veriorene Vertrauen feines 
Kreijes wiederzuerwerben, daß er aber leider nur noch ein Jahr 
dazu Zeit habe. 

Das legte Spiel hatte begonnen; Yonugjuftiz, Tellutkuſit 
hier in Händen politiſcher und. politiſch abhängiger Behörden 


drohte jedem politiſchen Beamten, der ſich nicht pofitio für 


die Yonngunterwerfung einſetzte, nicht pofitis zum Mitpro⸗ 
pheten des neuen Planes, ver nenen Ordnung machte, poſitiv die 
Tributweigerer und Tributfroude in der von vorgeſetzter Stelle 
gewählten Form mirzubefchimpfen fich eutſchloß. Eutlaſſung? 
Derjegung? Um grundſützliche Neuordnung nicht nur nach 
außen, ſondern unn auch in der Organiſation des Staates ſelbſt, 
vielleicht ganz folgerichtig, ſchien es jetzt zu gehen. 
„Artikel 130 der Reichsverfaffung hatte in bewußtem Gegen- 

ſatz zu: früheren und von den Vätern der Derfaffung fters belümpf⸗ 

ten Verhältuiſſen verkündet: 


„Die Beamten fi nd “Diener. der Geſamtheit, nicht einer 
Partei. = 
Allen Beamten wird die Freiheit ihrer politiſchen Geſi mung - 
und die Vereinigungsfreiheit gewährleiſtet.“ 


Gerade die erſtgenannte Beſtimmung war von einem demokra⸗ 
tiſchen Kommentator der Verfaſſung, Dr. Auſchütz, als „auge⸗ 
ſichts des mit dem parlamentariſchen Regierungsſyſtem unvermeid⸗ 
lich verbundenen Einfluſſes der Parteien anf die Befegung der: 
Beamtenftellen”. „als felbfiverfländlich begrüße” worden. Die 
Freiheit der Gefinnutig war 'allfeits hinaus über die jelbftver- 
ftändliche Freiheit der inneren meiſt nukontrollierbaren Gefinuung 
ausdrücklich als Befenntnisfreiheit ausgelegt worden; 


bie Vereinigungsfreiheit hatte die ſozialdemokratiſche Preffe zu: 


nächſt fogar als Streikfreiheit, Streikfreiheit ſogar für di die De 
amten ‚a ausgelegt, 
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Letzteres zuerft war von der Rechtfprechung des Preußifchen 
Dberverwaltungsgerichts gelegentlich des kommumiſtiſchen Eifen- 
bahnerftreiks im Frühjahr 1922 in Übereinftimmung mit der Auf⸗ 
faffung der damaligen Regierung für untichtig erflärt worden. 
Man hatte jedoch bei diefer Gelegenheit in grundſätzlichen Ausfüh⸗ 
rungen‘) feftgeftellt, daß der Beamte wegen des bloßen Befennt- 
niffes zu einer politifchen Partei, auch einer Umſturzpartei wie der 
Kommmniften, nicht difziplinarifch geahndet werden könne, fondern 
erft dann, wenn er „durch pofitive Handlungen” oder unmittelbare 
Beteiligung an Handlungen, die „politifche Parteiziele anf ım- 
gefeglichem Wege zu verwirklichen ſuchen“, mit feinem Amte 
unvereinbar handele. Demgemäß ſchien die Freiheit des Beamten 
nach Rechtfprechung und Praxis ftabilifiert, der Beamte verfaf- 
fungsmäßig frei, feine politifchen Rechte auszuüben, frei, fich auch 
zu einer polisifehen Partei zu bekennen, die den derzeit Regierenden 
nicht gefiel. Kurzum bei Erfüllung feiner dienftlichen Obliegen- 
heiten im übrigen und bei Beobachtung der legten Endes für jeden 
gebildeten Allenfchen gebotenen, von formaler Beleidigung ent- 
fernten Form fehien er, abgefehen von pofitio ungejeglichen oder 
gar gewaltfamen Handlungen, dich fein Amt politifch nicht bes 
ſchränkt. 

So hatten die Väter der Verfaſſung es ſich offeubar auch 
gedacht. 

Aber immer wiederholt muß es werden: es gab Feine Mög⸗ 
Yichfeit der Freiheit im Innern, wenn nicht and) nach außen. Es 
gab Keine „freieſte Republik der Welt” für ihre Mitglieder, wenn 
die gleiche Republik nach außen untragbare Verpflichtungen über 
nommen und folche gegenüber den gleichen Gliedern zu realifieren 
und notfalls mit Zwang durchzufegen hatte. 

So mußte folgerichtig ein feierliches Yreiheitsrecht nach dem 





2) Entfiheldung des Oberverwaltungsgerichte, Band 77, Seite 495 und 
Band 78, Geite 455. 
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anderen in diefer oder jener Yorm abgebaut werden, um Konflikte 
im Innern, Konflikte zwifchen dem Hecht des Einzelnen und den 
außenpolitiſchen Pflichten des Ganzen zu vermeiden und um im 
Dienfte der Erfüllung den Staat flark zu machen zu feinem der- 
zeitigen Staatszweck, den num felbft ſchon die Oleichgültigen, ja 
bereits Teile einftiger Anhänger nicht mehr anzuerkennen ſich au⸗ 
ſchickten. 

Mit den Beamten mußte da der Anfang gemacht werden, um 
zunächſt einmal die eigene ſtaatliche Organiſation zu ihren der- 
zeitigen Aufgaben reibungslos zu geftaleen. Der Youngftaat 
führte zwangsläufig zum mindeften zu dem Verfuch, auch den 
Doungbeamten zu fehaffen, der mitwirkte und zum mindeften nicht 
ſtörte. Wer fich nicht fügen zu Eönnen glaubte, den traf auch hier 
wieder im wahrſten Ginne des Wortes die im äußerſten Galle not: 
wendigerweife zu ſolchem Zweck eingefegte Juſtiz hier der Verwal: 
tungsftellen, der wurde, wie viele vor Ihm und nach ihm, mafchinen- 
mäßig exakt und ficher vorausſehbar zum Opfer der Tributjuſtiz. 

So wurde fogar der Oberpräfident Lippmann mit feinem Auf—⸗ 
ruf und feinem Verlangen an die unterftellten Beamten gedeckt, 
und den Landräten fäntlichft „eine im hohen Grade bedauerliche 
Verkennung ihrer Aufgaben” vom Miniſter amtlich vorgewor⸗ 
fen, alfo das Verlangen pofitiver Handlungen zugunften des 
Tributſyſtems regierungsfeitig als berechtigt anerkanut. Immer⸗ 
bin gab es zunächft nur miniftexielle Vermahnungen, und 
die Amtsperiode des Oberpräfidenten, von deren Verlängerung 
man fchon gefprochen hatte, wurde nicht verlängert. Diefe Urt 
pofitiven Lippenbekenntniſſes gegen die eigene Überzeugung in 
fremden Worten fehien offenbar felbft den Berliner Herren 
reichlich weit zu gehen und Fein glücklicher Anlaß, bewährte Be— 
amte zu entlafjen. Daß heute Feiner mehr von ihnen im Alte ift, 
war Cache fpäterer Gelegenheit. 


«* 
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Folgerichtig handelte man auch an höchfter Stelle in Ber 
lin. Aus Regierungskundgebungen, ans Rundfunkreden, hie und 
da mehr oder weniger deutlich, aber teilweife mit nicht mißzuver⸗ 
fiehender Deutlichkeit, Fam zum Ausdruck, daß jeder Beamte, der 
irgendwie für das Volksbegehren gegen den Youngplan „ein 
träte”, gegen feine Beamtenpflicht handele und die Folgen zu 
tragen haben würde. 

Man fand in der Faſſung des mit dem Volksbegehren vorge⸗ 
ſchlagenen Freiheitsgeſetzes den erwünſchten Vorwand zur 
Deckung ſolchen bisher ungewöhnlichen Verlangens an die Be— 
amten. Der Entwurf des zum Volksbegehren geſtellten Yreiheits- 
gefeges forderte die Ablehnung des Yonngplans unter gleichzei- 
tigem Widerruf der Kriegsſchuldlüge; er forderte weiterhin Zucht» 

hausſtrafe für Miniſter, die entgegen diefem Gefeg ſolche Ver⸗ 
träge zeichneten. So folgerte die Regierung öffentlich, daß diefe 
Bedrohung mie Zuchthausſtrafe ſchon jegt die derzeitigen Mini⸗ 
fer als Verbrecher brandmarke, und ans diefem Grunde jede Be- 
teiligung eines Beamten am Volksbegehren und damit an ſolcher 
Brandmarkung unmöglich fei. Dabei ergab fich aus dem Geſetz⸗ 
entwurf felbft Elar und dentlich, daß folche Beftrafung felbftver- 
ſtändlich nur eintreten follte ımd konnte, wenn nach Gelingen des 
Volksbegehrens, wach wirkſamem Verbot der Annahme des 
Donngplans, noch ein Miniſter ſich zu folcher verbotswidrigen 
Handlung fand und dem entgegen, wie man zu fagen pflegte, „ooll- 
endete Tatfachen” ſchuf. Diejenigen Miniſter, die fich ihrer ver- 
faffungsmäßigen Pflicht entſprechend an ein durch gelungenes 
Volksbegehren gehaltenes Verbot felbftverfländlicherweife hielten, 
waren Durch Zuchthausdrohung weder betroffen noch gebrand- 
markt. 

Daß aber nmgekehrt entgegen den Abſichten des ſeligen Wilſon 
und feiner 14 Punkte, die Geheimdiplomatie abzuſchaffen, die 
Schaffung vollendeter Tatſachen nicht nur in den Verhandlungen 
ver Entente gegen Deutfchland, fondern auch in Handlungen der 
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Regierung gegenüber dem Parlament und erwartetem Parla- 
mentswillen wiederholt vorgekommen und beanflandet worden war, 
das hätten füglich auch die Regierungsmitglieder nicht verkennen 
Eönnen. Man brauchte nur an das Verhalten des Mlinifters 
Streſemann in London vor Annahme des Dawesplans zu. erin- 
nern oder an die vollendeten Tatfachen, die, um ein Beifpiel von 
anderer Geite zu nennen, das Berliner Tageblatt vom 24. März 
1931 gelegentlich der Zollunionsfrage beanflander und dabei 
geismöfäglich auf die bedanerliche Möglichkeit verweift, daß die 
augenblickliche Rechtslage vor folchen „vollendeten Tatfachen“ 
nicht ſchützt. 

&s war num einmal fo politifche Praxis bei entjprechenden 
Gelegenheiten und war bisher ohne entfprechendes Geſetz nicht 
verboten und deshalb bisher auch nicht zuchthauswürdig. Wenn 
das Volksbegehren folches für die Zukunft unmöglich machen 
wollte, fo traf folche Strafe nur die Zukunft und den auch von den 
Regierungsmitgliedern wohl Kaum in Betracht gezogenen Yall 
ver Verlegung folchen Fünftigen Gefeges, nicht aber die angen- 
blicklichen Regierungsmitglieder felbft. 

Doch es ſchien ein willfommener Vorwand; man behanptete, 
fi) gebrandmarkt zu fühlen; man behauptete, daß fogar der alte 
Keichspräfident von Hindenburg „gebrandmarkt” fei, eine Be: 
hauptung, die zum Überfluß von den Führern des Volksbegehren 
auch noch dementiert wurde. 

Daß wirklich alles dies letzten Endes nur ein Vorwand war, 
daß man die Beamten treffen wollte, die nicht einwandfrei der 
Tributpolitik dienten, dag zeigte fich ſchon Kurze Zeit fpüter, als 
alle diefe Maßnahmen zu der großen Bereinigung nicht geführt 
hatten. &s zeigte ſich, als man — hiervon wird fpäter zu handeln 
fein — zunächft einmal in Preußen, dann aber auch in anderen 
Einzelftaaten ohne ſolchen „Grund“ Eurzerhand den Beamten 
körper duch einen allgemeinen Naziparagraphen zu bereinigen 
ſuchte zwecks Befeitigung zunächft einmal diefes anfcheinend af» 
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fioften Teils der Tribut: und demgemäß nun leider auch Regie: 
rungsfronde, 

Der Wivderftand vor feiten des Beamtenkörpers blieb nicht ans, 
sorgetragen durch einige Männer, die ihr Amt um der Cache 
willen aufs Gpiel ſetzten. Mag als einer der erſt befanntgewor- 
denender yall Yabricinsg hier feine Erwähnung finden, Im 
Landesfinanzamt der Provinz Brandenburg in Berlin hatte man 
am amtlichen ſchwarzen Brest einen Aufruf für die llnterzeichnung 
des Youngplans und gegen die Tributfronde ansgehängt, mit der 
Uberſchrift „Streſemanns Vermächtnis" und einer Schlußbe⸗ 
merkung, die den Alufenf als Auszug aus dem Entwurf des Reichs: 
ausichuffes der Dentfchen Wolfsparteisom 30. Geptem: 
ber 1929 Eennzeichnete, Der im Landesfinanzamt befchäftigte Re— 
gierungsrat Dr. Fabricius enfheftete diefen beim Verlaſſen des 
Gebäudes bemängelten Aufruf vom ſchwarzen Brett; ex ſtellte ihn 


‚Ichrifelich zur Verfügung des Landesfinanzamtspräfidenten mit 


dem Bemerken, daß offenbar ein grober Mißbrauch des ſchwar⸗ 
zen Bretts zu parteipolitifchen Zwecken vorläge, und er deshalb 
mit der Entfernung im Ginne der vorgefegten Stelle gehandelt 
zu haben glaube, Yür den Fall, daß wider Erwarten etwa die 
Regierung mit Rückſicht anf die Bedentung der Yonngfrage 
bier ausnahmsweiſe die parteipolitifche Propaganda in Dienft- 
gebänden freigegeben haben follte, bäte ex, neben dem Blatte 
dann den von ihm zu befchaffenden Gegenaufenf der Natio— 
nalfozialiftifchen Deutſchen Arbeiterpartei — an führender Stelle 
für das Volksbegehren beteilige — anbringen zu dürfen. Zugleich 
wandte fich Fabrieins an die anderen Beamten mit der Bitte, 
gleich ihn für Fernhaltung der Parteipolitif aus den Dienftge- 
bäuden und Befeitigung aller derartiger Aufrufe durch gemein- 
famen Antrag tätig zu fein. 

Der SLandesfinanzamsspräfident erklärte den anszugsweifen 
Aufruf der Deutſchen Volkspartei für „amtlich“ und ver- 
langte fofortiges NWiederanbringen, was durch Vermittlung 
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des Portiers auch gejhah; ein dem Aufruf nunmehr anfge- 
drückter Amtsſtempel Befiegelte formell die Auffaſſung des 
Präſidenten. Etwa gleichzeitig ließ er ein Rundſchreiben bei den 
Beamten umlanfen mit den befannten minifteriellen Verboten 
gegenüber dem Volksbegehren und einer weitergegebenen Wei⸗ 
fung des Miniflers, jeden Beamten anzu: 
zeigen, der für das Volksbegehren ein- 
rät, 

In einem privaten Brief an den Präfidenten wandte fich Ya: 
bricius gegen dieſes und jenes und gab der Hoffnung Ausdruck, 
daß ſich unser den Behördenleitern Männer finden würden, die 
ſich diefer verfaffungswidrigen Anordnung des llinifters wider- 
fegten. Der Präfident behandelte diefen Brief als amtlich) und 
fandte ihn dem damaligen Reichsfinangminiflee Dr. Hilfer- 
ding. 

Das weitere ift jehnell berichtet. Binnen Stunden war Yabri- 
eins unter Einbehaltung von Gehaltsteilen vom Amte fuspendiert. 
Die Suspenſion wurde ihm zunächſt aus der ſozialdemokratiſchen 
Preſſe bekannt, ein Beweis dafür, daß es hier nicht um die Perſon 
eines Beamte, fondern um politifche Abſchreckung der Öffentlich 
keit ging, um Bekräftigung der bisherigen Drohungen der Regie 
rung, die von weiten Kreiſen der Beamtenfchaft als Mötigung 
aufgefaßt wurde. Der aus 5 Herren beftehenden Difziplinar- 
Eammer in Berlin faß der damalige Genatspräfident, jegige 
Reichsgerichtsrat Dr. Großmann vor, ein Sozialdemokrat und 
Reichsbannermann, ver durch ſchwerſte politifche Anmwürfe gegen 
feine eigenen richterlichen BerufsEollegen ſchon früher bekannt ge- 
worden war. Die Kammer hatte es fo eilig, über die aus dieſen 
politifchen Gründen erklärte Ablehnung des Vorfigenden Dr. 
Großmann als Richter zur Tagesordnung überzugehen, daß fie 
nicht daran dachte, an Stelle des Dr. Großmann den im Geſetz 
vorgeſehenen Erſatzrichter zur Entſcheidung über die Ablehnungs- 
frage heranzuziehen und in der geſetzlichen Beſetzung von 5 Rich: 
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tern über die Ablehnung zu entfcheiden. Vielmehr fchiffte man 
kurzerhaud den fozial am niedrigften ftehenden Botenmeifter als 
viertes richterliches Mitglied ans und erklärte in der damit für die 
Entſcheidung gewonnenen ungeraden Zahl von noch 3 Herren die 
Ablehnung für ungerechtfertigt. 

‚ Unter Vorfig von Großmann wurde dann Yabrieins mit 
Dienftentlafjung beftaft, und zwar, neben der Beanftandung eini- 
ger politifcher Zeitungsartikel aus der Periode des Wolksbegehrens, 
ausdrücklich auch wegen feiner hier. gefchilderten Abwehrtätigkeit 
für die Beamteufreiheit. 

- Das Urteil wurde von der Reichsdiſziplinarkammer wegen | der 
ungefegtichen Eutſcheidung über die Ablehnung und der Mög: 
lichkeit eines gitnfligeren Urteils der Kammer unter einem 
anderen Vorfigenden aufgehoben, ſo daß das Verfahren noch 
ſchwebt. 

Inzwiſchen nun hatte der Staatsgerichtshof auf Antrag der 
Tributfronde zweimal über die Frage der Zuläſſigkeit ver Re 
gierungsdrohungen zu erkennen gehabt. Im erften Verfahren, in 
dem eine einſtweilige Verfügung zur Verhinderung ſolcher Dro- 
hungen erſtrebt wurde, kam es aus formalen Gründen nicht zu 
der begehrten grundſätzlichen Eutſcheidung, aber, wie Nechtsan: 
walt Dr. Hachenburg in der Dentfchen Inriften- Zeitung!) und 
nach ihm ausdrücklich beſtätigend fogar Dr. Anfjchüg-Heivelberg?) 
erklärte, „es hätte erlöfend gewirkt, wenn die Wertreter des Pren- 
Bifchen. Staates in der Verhandlung vor dem Gtaatsgerichtshof 
erklärt hätten, daß die Beamtenpflicht nicht hindert, das "Wolfe: 
begehren zu unterzeichnen.” Go war die Zweidentigkeit nicht ges 
Elärt, ob als verbotenes und verfolgtes, Eintreten“ für das: doch 
verfaffungsmäßig und gefeglich zugelaffene Volksbegehren bereits 


1) Yahrgang 1929, Seite 1456. 
2) Sranffurter Zeitung vom 13. November 1929, erſtes Morgenblatt 
Nr. 847. 
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eine Cinzeichnung und Stimmabgabe anzufehen fei. Ia man 
möchte fagen, diefe Zweidentigkeit blieb bewußt aufrechterhalten. 
Denn anf die ausdrückliche Trage danach wurde ebenfo ausdrück- 
lich. keine Antwort gegeben — dies noch wenige Tage vor Ablauf. 
der Einzeichnungsfriſt! 

Zwei Monate fpäter, wiederum wenige Tage vor der endgül⸗ 
tigen Abſtimmung zum Wol£sentfcheid, ficherte der Staatsge⸗ 
richtshof wenigſtens diefen befcheidenften Teil der Beamtenrechte 
auch im Verhältnis zu Teibntforderungen des Auslandes; Ein- 
zeichnung und Abſtimmung auch zu Diefem Volksbegehren wurden 
als serfafjungsmäßig garantierte Rechte feftgeftellt. Dffen- 
gelaffen wurde die Frage, wieweit im Einzelfall durch die Form 
eines darüber hinaus erfolgten fonfligen Eintretens für den Gefeg- 
entwurf einzelne Beamte ihre Beamtenpflicht verlegt hätten. 


* 


Die Abſtimmung in der fo geflärten Atmoſphäre 12 Tage 
fpäter brachte zwei Millionen Stimmen mehr als zusor. 

Die Saat ging anf. 

- Hier. war ‚gerichtlich feſtgeſtellt ein Gebiet, das Feine Tribut⸗ 
zuſtiz erreichen konnte. 

Dafür begann nun auf dem vom Staatogerichtohof offengelaſ⸗ 
fenen Gebiet die Nachprüfung von Auzeigen, meiſt aus Kreiſen 
der Republikanifchen Befchwerdeftellen, die beamtenwidriges Ein- 
treten für das Volksbegehren feftftellen zu können glaubten. 

Wiederum ſei mangels Möglichkeit, alle derartigen Verfahren 
bier aufzuzählen, der Fall von zweiStudienräten ans 
Pommern beifpielsweife erwähnt. In beiden Füllen hatten, ſo⸗ 
weit hier im Zuſammenhaug intereſſierend, die angeflagten Herren 
weiter nichts getan, als fich für das Wolksbegehren fachlich in 
Wort und Schrift einzufegen, ohne irgendwie Angriffe gegen Die 
Regierung als foldhe damit zu verbinden. 
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Das ergab fich in einen Falle verhältnismäßig ſchnell; im 
anderen wurden Dußende von engen vernommen über die 
Trage, ob im Rahmen einer Kundgebung für das Volks- 
begehren von feiten des angeflagten Studienrats die Worte ge: 
fallen waren: „Das zehnjährige Iranerfpiel der Negiernng 
diefes Staates muß uns veranlaffen, für das Volksbegehren 
einzutreten,” Go und nicht anders, immerhin ſchwankend in 
der Frage, ob das Trauerſpiel oder die Regierung felbft als 
zehnjährig bezeichnet worden war, fchilderte ein Kollege des an: 
geflagten, übrigens der Dentfchen Volkspartei angehörigen Stu- 
dienrats, ein demokratiſcher Schulrat, diefe nach feiner und an- 
ſcheinend auch des Difziplinargerichts, mindeſtens aber der 
Anklagebehörde ſchwer belaftende und nur mit Dienftentlaffung 
zu abnende Außerung. Der Schulrat bezeichnete fich ſelbſt als 
„politiſchen Antipoden“, war jelbft zum Landrat gelanfen, um 
wegen diefer angeblichen Äußerung ein Verfahren gegen feinen 
Kollegen anzuregen und hatte, als diefer ſich hierfür keineswegs 
zuftändig fühlte, in NeichsbannerEreifen fo darüber gefprochen, 
daß num jedenfalls der erwünfchte Pfeil aus jener Gegend Kam; 
er haste fich auch nicht gefchent, einen Eommmniftifchen Arbeiter 
anfzufuchen, um vielleicht hier noch einen geeigneten Zeugen zu 
finden. Das Gericht war objektiv genug, eine folche Ausſage 
gegenüber dem fonftigen Beweisergebnis einer fonft wohl ficheren 
Verurteilung nicht zugrunde zu legen. 

Hierin folgte auch der vorgeſetzte Diſziplinarhof in : Berlin, 
nihtaberinder Rebtsanffaffung, daß diefer- 
halb eine Freiſprechung erfolgen müffe; md 
das war für alle Beamten und Beamtenrechte in Preußen fürder⸗ 
bin von geumdfäglicher Bedeutung und in der „Yufliz“, dem Dr- 
gan des Republifanifchen Richterbundes, rühmlichſt heroorge- 
hoben. 

Denn der Beklagte hatte unzweifelhaft und eingeflandener- 
maßen eine Werbetätigkeit für das Volksbegehren entfalter, wenn 
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and ſtets in angemefjenen Yormen und wenn and) nicht mehr feit 
den „Werbot“ des Miniſteriums. Jede Werbetätigkeit als folche 
aber wurde von feiten des Berliner Preußifchen Difziplinarhofs 
mie Rückſicht anf den obenerwähnten Vorwand und angeblichen 
Vorwurf „zuchthauswitrdiger” Miniſter als eine beamtenwidrige 
und firafwürdige Achtungsverletzung gegenüber der Reichsregie- 
rung angefehen. Cine Geldſtrafe in Höhe eines Monatsgehalts 
war in Anbetracht der fonft nicht zu beanftandenden Umftände die 
für angemeffen gehaltene Yolge. 
Das war der Grundfag für die Zukunft. 


Und da jeder Beamte den Vorwand zu fühlen glaubte und nicht 
wußte, durch welche Eünftigen verfailleswidrigen und damit eben 
Yeider auch regierungswidrigen Anträge und Gefegentwärfe die 
Pegierenden fich das nächftemal als von unzuläſſiger Kritik oder 
Drohung beleidigt fühlen würden, fehien Artikel 130 der Reiche: 
verfafjung durch ein Damoblesſchwert erfegt. Das gefprochene 
eder gefchriebene Wort, wenn es von Beamten ausging und fid) 
gegen die Regierung und Regierungepolitif richtete, war ſchon ver- 
möge folcher Erfahrung der Beamtenfchaft in feiner Freiheit be: 
ſchräukt, in feinen Yolgen umabfehbar. Damit zugleich — Die 
legte Waffe des Wehrlofen — das gefchriebene oder gefprochene 
Wort auch gegen Verfailles, auch gegen Exrfüllungspolitit und 
Tribute. 

So konnte das, wag daraus folgen mußte, nicht anders wie als 
Tributjuſtiz anfgefaßt werden. Unter ihrer Drohung war die Be- 
amtenfchaft nunmehr zum Schweigen verurteilt. 


* 
Zum Schweigen verurteilt, aber noch nicht bereinigt! 
Unter der Entjcheidung des Staatsgerichtshofes, unter den zu 


einer Dienftentlaffung demnach nur in feltenften Yällen fehreiten- 
den Erkenntniſſen ver Difziplinargerichte fchien geundfäglich viel- 
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leicht das Gchweigen, nicht aber die Gefinuung 
fidergeftelle. 

Auch diefen Iegten Schritt ging die Regierung in Preußen im 
Zeichen von Young, und andere folgten. 

Den Beamten wurde duch Mlinifterialerlaß vom 25. Zuni 
1930 kurzerhand verboten, der Tationalfozialiftifchen Deutſchen 
Arbeiterpartei als Mitglieder anzugehören. Grund: deren an- 
gebliches Ziel, der gewaltfame Umſturz der beftehenden Staats⸗ 
orduung. 

Führte dieſer Weg zum Erfolge, fo Eonnte 
man annehmen, ben aftiviftifchften Teil der 
Sributgegner aus dem Beamtenkörper end- 
gültig loszuwerden. 

"Und bei der Struktur des Staates war der äußere Erfolg vor: 
anszufehen. Entſchieden doch hier wiederum über die Frage der 
Dienftentlaffung nicht etwa unabhängige, nur dem Gefeg unter: 
worfene, auf Lebenszeit angeflellte Berufsrichter oder gar noch 
freiere Volksrichter, fondern Beamte, die zwar nach dem Buch: 
ftaben des Geſetzes in ihrer richterlichen Tätigkeit gleichfalls 
nur dem Gefege unterworfen waren, anf der anderen Geite aber 
dech in ihrer Hanprtätigkeit zu den von Verwaltung und Regie: 
rung abhängigen Beamten gehörten! Und zwar gehörten fie fogar 
vielfach zu den politifchen Beamten, denen nunmehr unzweidentig 
nicht nur Schweigen, Dulden und Nichtſtören, fondern and) pofi- 
tives Fördern der Regierungspolitik, der Crfüllungspolitif, der 
Tribntpolitik zur amtlichen Pflicht gemacht worden war; zu den 
politifchen Beamten, die in gehobener Stellung jederzeit ohne 
Grund ihres Amtes enthoben werden Eonnten und ſämtlichſt in 
jedem alle jederzeit beliebig verfegt werden Eonnten. 

Mancher Beamte ſah fich um feiner Familie nnd feiner fon- 
fligen Pflichten willen veranlaßt, aus ver NSDAP. anszufchei- 
den, um nach ſolchem Schritt zunächft unangefochten im Gtaats- 


88 


dienft bleiben zu können. Je mehr fich zu folchen Verhalten ent- 
ſchloſſen, um fo mehr wurde auch diefe Maßnahme der Regierung 
sicht änferlich, aber nach der Tiefe betrachtet ein Schlag ins Waſ⸗ 
fer. Weltanfchauliche Fragen pflegen von äußerem Bekenntnis 
nicht abhängig zu fein. Manches Metall wird durch Schläge 
nur harter. 

Eine Bereinigung wurde and) fo nicht herbeigeführt — es blieb 
bei dem im wefentlichen ſchon vor dem Werbotserlaß erreichten 
Schweigen. 

Manche aber erFlärten diefen neuen Zwang als wider die Wer 
faffung, wider jedes Recht, abgefehen davon, daß die auch hier 
wieder einmal nur als Vorwand empfundene Behauptung inner- 
politiſcher Umfturzabfichten jener Partei mit aller Entfchiedenheit 
beftritten und Öegenbeweis angeboten wurde. 

Die politifehen Gerichte, nach Zufammenfegung und Art oben 
geſchildert, trasen in Funktion. Bald war die grundlegende Ent: 
ſcheidung der höchften Inftanz, des Dilziplinarhofes in Berlin, 
vom 9. März 1931 erreicht, die gegenüber einem Beamten — ſo— 
gar einem Abgeordneten! — feftftellte, daß diefer durch Aufrecht: 
erhaltung feiner Parteimiegliedfhaft dem minifteriellen Verbot 
zuwider gehandelt und damit feine Beamtenpflichten verlegt habe, 
da das Verbot nicht verfaffungswidrig und der Umſturzwille der 
Partei erwiefen ſei. 

Die unteren Inftanzen, Difziplinargerichte und Bezirksregie: 
zungen waren auch vorher in der ſchwierigen Lage, die aufrecht er- 
haltene Ubertretung des Werbots und Weigerung, ans der Partei 
zu feheiden, nur dann für berechtigt erklären zu können, wenn fie 
den Erlaß det Zentralregierung — die ihnen zwar nicht in ihrer 
Eigenſchaft als Diſziplinarrichter, aber in ihrer Haupteigenſchaft 
als Beamten vorgeſetzt war — für verfaſſungswibrig oder zum 
mindeflen durch die Verhältniffe überholt erklärten! Die Gchwie- 
rigkeit folcher Entfeheidung der Vorfrage hatte ſchon vor der 
grundſätzlichen Eutſcheidung der Zentralinflanz dazu gefüher, 
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daß auch ſchon vorher Freiſprüche nicht bekannt geworden 
waren. 

Stun hatten die Difziplinargerichte es nach ſolchem Entſcheid 
der höchften Inſtauz wefentlich einfacher. 

Als Mẽuſter fei auch hier wieder ein vor der Stettiner Difzi- 
plinarbehörde ſtattgehabtes Verfahren gegen einen Dorf- 
ſchullehrer erwähnt, das für die Verhältniffe allgemein 
charakteriſtiſch fein dürfte. 

Das Difziplinargericht zeigte fich wohlansgerüfter nicht nur mit 
jenem Befchluß des Difziplinarhofes vom 9. März 1931 und 
allen jeinen Gründen als Präjudiz, fondern darüber hinaus mit 
einem Öutachten des Profeffors Gerhard Anſchütz über die Ver- 
faffungsmäßigkeit des Verbots und einer dicken Denckſache in ver- 
sielfältigter Gchreibmafchinenfchrift, die angebliches Material 
für die Umpfturzabfichten ver NSDAP. enthielt. 

Anſchütz Hatte als Lehrer des Staatsrechts an der Berliner 
Univerficät ſchon in der Kriegszeit Wiſſenſchaft und praktiſche 
Politik in der Weiſe vereinigt, daß er unter feinen Hörern durch 
eine Broſchüre für Einführung des gleichen Wahlrechts in 
Preußen warb; bier zog er in feinem ebenfo wiffenfchafslichen wie 
politifchen Gutachten den Schluß, daß bei aller Ausgleichenot: 
wendigkeit son Beamten: und Staatsintereſſe letzteres das Über- 
gewicht verdiene. Gieben Achtel des Gutachtens verbreiteten fich 
dabei über rechtliche Natur, Tragweite und Wirkungsgrad jenes 
minifteriellen Beſchluſſes, während der hier wefeneliche Inhalt 
des Crlaffes und die oben erwähnte Schlußfolgerung feiner Wer- 
faffungswidrigkeit Enapp ein Achtel, kanm drei Geiten jenes Gut⸗ 
achtens erfüllten. Es foll Juriſten geben, welche die fo ent- 
haltene Begründung überhaupt nicht als mögliche Begründung 
anſehen. 

Aber der Diſziplinarhof in Berlin war anderer Anſicht, und 
demgemäß vorausſichtlich nun auch jedes Diſziplinargericht. Cs 
gilt ja vielfach die ſonſt meiſt auch nicht unzweckmäßige Erwägung, 
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doß Abweichung son Entfcheidungen höherer Inſtanzen die 
Rechtsunficherheit erhöht, ohne praftifche Bedeutung zu haben, da 
die legte Inſtauz folche abweichenden Vorentſcheidungen hinterher 
doch wieder aufhebt. Das Fann aber nicht gelten, wenn die höchfte 
Inſtanz bei ihrer Entſcheidung noch nicht einmal in der Berweis- 
würdigung von anerkannten Grundſätzen ausgegangen ift. Das 
kann nicht gelten, wenn bei folcher Entfcheidung die einfach- 
fien Rechisgarantien nicht gewahrt wurden. Dann mird 
jeder Gerichtshof aus eigene Verantwortung tuotz aller höchft- 
richterlichen Autorität felbft nachzuholen haben, was jener ver- 
ſäumte. 

Es wurde bereits erwähnt, daß das angebliche „Material“ 
gegen die NSDAP. dem oberften Difziplinarhof gleichfalls ſchon 
als Grundlage feiner Entſcheidung vorgelegen hatte. In dem Ber 
wußsfein, ohne Beweis für die beftristene Staatsgefährlichkeit 
zu einer Verurteilung nicht Eormmen zu Eönnen, wurde auch in der 
hier gefchilderten Verhandlung anf diefes auf dem Tiſch des 
Hanfes Liegende Material anfmerkfan gemacht und gefragt, ob 
Verleſung der allerdings recht umfangreichen Schrift gewünſcht 
werde. Die Verteidigung bejahte. Die Verlefung ergab num eine 
unendliche Reihe fänberlich aneinandergereihter angeblicher Zitate 
ans angeblichen Neden, aus angeblichen Anffägen oder Notizen 
nationalfozialiftifcher Zeitungen. Nach zehn Minuten mußte die 
Verleſung als unfinnig abgebrochen werden, weil jelbftverftändlich 
ein Folgen unmöglich war. Der für jeden Juriſten und Vertei⸗— 
diger ebenfo felbftverftännliche Antrag, in Anbetracht ver befann- 
ten Geduldigkeit der Druckerſchwärze alle irgendwie für erheblich 
gehaltenen Zitate durch Heranziehung der betreffenden Zeitungs: 
artikel, Werfaffer und Redner als Zengen anf ihre Nichtigkeit zu 
prüfen und überhaupt erft einmal feftzuftellen, was wirklich gejagt 
worden war und in welchem Zuſammenhauge es gefagt worden 
war, verfiel der Ablehnung. Das Gericht trat auch nicht auf die 
Brücke, den Eid Hitlers in Leipzig und kurz zuvor im fogenannten 
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Berliner Eden-Palaft-Progeß als nene, erft nach jenem Mini⸗ 
fterialerlaß bekannt gewordene Tatfache zu würdigen und Um—⸗ 
fintzabfichten zum mindeften für die Öegenwart und Zukunft vom 
angenblicklichen Standpunkte ang zu verneinen. Denn damit bes 
reitg hätte der durch Hitler gedeckte Beamte freigefprochen werden 
müffen, übrigens nur entfprechend der dem Gericht ausdrücklich 
vorgelegten Yeftftellitug des foztaldemofratifchen „Worwärts” vom 
9. Mai 1931: „Wir meinen nicht, daß diefer Eid falfch fei, in⸗ 
fofern er die Abfichten Hitlers bezeichnet. Hitler will den 
legalen Weg, den politifch-parlamentarifchen YIeg gehen... 
Der Eid iſt richtig, er ift nicht mir einem Augenzwinkern zu den 
eigenen Anhängern hin geſchworen.“ 

Das Bericht erledigte die Sache einfacherweife nach Art der bis⸗ 
herigen Muſter. 

Es verwertete im Urteil die drei genannten für die Werhandlung 
vorgelegten Dokumente fein ſäuberlich. 

Es ſchloß fich der Worentfcheidung des Difziplinarhofs an. 

So beftrafte es den Lehrer mie Dienftenlafjung unter völliger 
Penfionsentziehung. 

Daß von den drei Dörfern, anf denen er bisher als Lehrer ge 
wirft hatte, je über hundert Unterfchriften son Eltern verſchie⸗ 
denfter politifcher Richtung voll des Vertrauens und Lobes ein- 
gelanfen waren, mußte bei folcher Einftellung ohne jede Bedeutun 
fein. 

Und es war auch rückblickend ganz richtig, wenn die Werteidi- 
gung auf die Frage, weshalb der Lehrer nicht felbft erfchienen fei, 
erwiderte, daß von dem gefeßlichen Hechte zur Abweſenheit hier 
ans wohlerwogenen Gründen Gebrauch gemacht fei, weil man den 
Eindruck habe, daf es fich doch um ein mehr oder weniger formular⸗ 
mäßiges Verfahren ohne Anfehung der Perfon handele, und daß 
es dent Gericht ja freiſtehe, die Anweſenheit anzuordnen; wie zu er- 
warten, ging es aber auch fo. 
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Das vielleicht Charakteriftifchfte folgte. 
Im ſchriftlichen Urteil wurde anf die „Unabhängigkeit“ der er⸗ 
kennenden Difziplinarbehörde hingewieſen, die ſelbſtäudig und frei 
die Werfaffungsmäßigkeit des Miniſterialerlaſſes zu prüfen ge: 
habt, fie aber auf Grund des vorliegenden Meaterials gegen die 
NSDAP. bejaht habe, und alfo auf Grund diefes Materials 
zur Strafe der penfionslofen Dienftentlaffung gekommen fei. Für 
die Begründung des Nechtsmittels, welches nach Art der Berliner 
Inſtanz ausſichtslos, aber geboten ſchien, um die Grundlage für 
den beabſichtigten Zivilprozeß wegen verfafjungswidriger Dienft- 
enthebung anf Zahlung der Dienftbezüge zu ſchaffen, wurde um 
Einſicht in Akten, Vorenzfcheid, Gutachten und „SMaterial” ge 
beten. Daranf beftand nach altem unveränderten Difziplinarrecht 
kein formaler Anſpruch; es wurde jedoch ſonſt entſprechend den 
felbfiverftändlichen Vorſchriften aller modernen Strafprozeßord⸗ 
nungen grundſätzlich geſtattet. Und es wurde denn and) jede Ein: 
ſicht in entgegenfommendfler Weiſe gewährt, nur, fo hieß es im 
Befcheide, „die Einſicht in die Druckſchrift mit 
demfogenanntenJllaterialgegen dien SDAp. 
muß Ihnen aus grundſätzlichen Erwägungen 
verfagt bleiben“. 
Nicht unbedingt klar war an dieſem Befcheid nach feiner Unter: 
fehrift, ob er von dem angegangenen nnabhängigen Difziplinar- 
gericht und feinem Vorfigenden, oder — in Perfonalunion — von 
dem abhängigen politifchen Beamten und Regierungsvizepräſiden⸗ 
ten ausging. Das eine aber ſtand nun feſt. Nan verurteilte einen 
anftändigen, überall nur gerühmten Beamten zur höchſtzuläſſigen 
Strafe, ſozuſagen zum beamtenrechtlichen Tode, auf Grund von 
Material, deſſen Einſicht man dem Delinquenten weigerte. War 
dies ein wirklich innerlich unabhängiges Verhalten, das nur die 
Aufklärung von Recht oder Unrecht zum Ziele har? War dies ein 
wirklich innerlich unabhängiges Gericht, welches ſich von anderer, 
im Zweifel von höchfter Stelle, dreifache Grundlagen gegen ben 
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Beichuldigten zuſenden läßt, ohne auch nur den Werfuch zu 
machen, für eutlaſtende Momente Sorge zu tragen; ohne auch nur 
den Verſuch zu machen, Diefen oder jenen Zeugen zu hören. Und 
ſchließlich: warum war gerade diefes Material ſo 
geheim? Glaubte man, daß es zwar vor dem Gericht, mög. 
licherweife aber nicht vor dem Delinquenten ſtandhalten wiirde? 
Der warum fonft gab man Eeine Möglichkeit zu fachgernäßer 
ruhiger Prüfung und Erwiderung? 

Es foll nur ſchon hier erwähnt werden, daß dies fo wirkungs 
volle, aber fo geheime „Mlaterial”, ſoweit im Voreutſcheide 
des Dilziplinarhofes zitiert, bet näherer Nachprüfung fich bei- 
fpielsweife einfache Werwechilungen von Worten leiftet, die fich 
nad) den — vorfichtigerweife nicht zitierten — Yufammen- 
hange unzweifelhaft auf Frankreich beziehen, und die man dann 
kurzerhand auf fich felbft, auf die Regierung, bezieht. Und die 
Identifizierung damit in nicht mehr zu ertragender und and) von 
der Regierung beanftandenswertefter Weiſe auf die Spitze treibt! 

So — als Beiſpiel — ein Zitat: „Es müffe mit aller 
Macht herangegangen werden, um den Zukunftsſtaat zu geftal- 
ten, obne Waffen fei nichts zu erreichen,” Daß nad) den eigenen 
Polizeiberichten im Anfchluß daran die Rede gewefen ift davon, 
daß offenbar deshalb „Hitler Keinen Krieg wolle, fondern nur 
‚Brot und Arbeit”; daß aljo die Betrachtung über die fehlenden 
Waffen ſich nur auf die Außenpolitiſche Lage bezieht und 
offenbar gerade zur Ablehnung jeder Rataftrophenpolitif erwähnt 
wird, verſchweigt das Zitat des Gerichts, wahrjcheinlich ſchon das 
„Material“, welches das ſo eingeftellte Gericht nicht mehr prüfen 
zu brauchen glaubte! 

Dies ein Beifpiel für andere. 

Mereinzelte Difziplinarbehörden fanden fich nun doch, wenig- 
ſtens die veränderten Verhältniſſe feftzuftellen und von Dienftent- 
laffung abzufehen, Entfcheidungen freilich, die dem Berliner Difzi- 
plisachof in bekannter Zuſammenſetzung und Cinftellung kaum 
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Anlaß bieten werden, von feiner auch in dieſer Richtung bereits 
angedenteten Meinung abzuweichen, den Eid Hitlers mit dem 
„Material“ widerlegen zu können und feines Amtes zu walten. 

Daß man auf dieſem Wege bei den Angehörigen der ITational- 
fezialiftifchen Partei niche unbedingt Halt machte, zeigt neuerlich 
folgenden Bericht der Deutſchen Zeitung vom 24. Juli 1931 aus 
Oppeln: 

„Gegen den Polizeimeifter Stefan Rurpierz von der 
Polizeiverwaltung Gleiwitz, wohnhaft in Bobrek-Karff, 
wurde vor einiger Zeit das fürmliche Difziplinarverfahren 
eingeleitet und die jofortige Guspenfion vom AUnte verfügt, 
weil er ‚hinxeichend verdächtig erfcheint, fich durch fein Ver⸗ 
halten im Amte der Achtung, des Anfehens und des Ver- 
trauens, Die fein Bernf erfordert, unmwiirdig gezeigt zu haben, 
dadurch, daß er als Beamter die Pflichten der Zurückhaltung 
und des Öehorfams, die jedem Beamten als Diener der Ge: 
ſamtheit in feiner Gtellung zum Staat auferlegt find, ver- 
legt habe‘, indem er als Beamter die Organifation der 
NSDAP. dadurch unterſtützt habe, daf er die Verbreitung 
der Zeitſchrift des Gächfifchen Polizeibearmtenvereins ‚Der 
Bund‘, die nationalfozialiftifchen Inhalts ift, gefördert babe 
(Verftoß gegen das bekannte ‚Beamtenverbor‘, Beſchluß des 
Staatsminiſteriums vom 26. Juni 1930). 

Der ‚Bund‘ erfcheint in Dresden nunmehr im 8. Jahr: 
gang und nennt fich ‚Yachzeitfchrift des Gächfifchen Polizei- 
beamtenbundes‘. Es kann gar Keine Rede davon fein, daß 
diefe Zeitſchrift nationalfozialiftifch oder der fächfifche Poli- 
zeibeamtenbund eine nationalfozialiftifehe Drganifation ift. 
Die Zeitfchrift enthält vielmehr vorwiegend fachwiffenfchaft 
liche Aufſätze und ſteht im übrigen auf allgemein nationalen 
Boden, Es ift gänzlich unerfindlich, wie in dem Lefen und 
Verbreiten einer derartigen Fachzeitſchrift eine Unterftügung 
dee NSDAP. gefehen werden kaun. Außerdem war be- 


95 


96 


Eannt, daß Kurpierz gar nicht Mitglied bei den National 
fozialiften, daß er noch nicht einmal ‚paxteilos‘, fondern 
Mitglied der Dentjchnationalen Volkspartei und zweiter 
Vorfigender der dentfchnationalen Ortsgruppe in Karff iſt. 

Aber es genügte dem Miniſterium, feſtzuſtellen, daß der 
‚Bund‘ ſich in einem Aufſatz vom allgemein nationalen 
Standpunkt aus über das Anwachfen der Rechten, insbe- 
fondere auch der Mativnalfozialiften erfreut ausſprach, und 
daß der ‚Bund‘ eine Gefchäftsanzeige (N) der ‚Grurm- 
zigaretten‘ aufgenommen hatte, die nebenbei ein Hafenkrenz 
zeige! 

Auf Grund diefes Tatbeftandes wurde der Beamte für 
ſchuldig angefehen und fogleich fuspendiert. Völlig unbeachtet 
blieb, daß Kurpierz während des Polenanfftandes in Ober: 
{chlefien mit dev Waffe Deutfchland verteidigt haste, vom 
franzöfifchen Kriegsgericht zu längeren Freiheitsſtrafen ver- 
urteilt und von den Franzofen von Öberfchlefien verbaunt 
war! Und nun beachte man die Begleitumftände, unter 


denen die Suspenſion diefes dentfchen Beamten vollzogen 


wurde. 

Kurpierz war von läugerem Dienſt nach Hauſe gekommen, 
hatte ſich ein ziviles Arbeitskleid angezogen und einige Stun⸗ 
den im Garten gearbeitet, bis er von einem anderen Polizei- 
beamten zu einer Vernehmung anf das Revier geholt wurde. 
Kurpierz dachte, ex follte in irgendeiner Polizeifache ansjagen 
und ging, obgleich er nad) 16ftündigem Dienft und 614 ſtün⸗ 
diger Gartenarbeit übermüdet war, mit. Im Nevier in 
Benthen wurde er dann nicht vernommen, jondern im Kraft: 
wagen weiter nad) Hindenburg gebracht. Dort wurde er im 
Polizeiamt, ohne die geringfte Ahnung zu haben, worum es 
fi) handelte, plöglic) den Herren vorgeftellt, die eine Ver⸗ 
nehmung mie ihm anftellten. Diefe Herren waren der Poli- 
zeipräfident Dr. Danehl und Oberregierungsrat Boldt vom 


Polizeipräfidium Gleiwig und dazu der Miniſterialrat Te- 
jeſſy vom preußiſchen Miniſterium des Innern. Diefer war 
eigens zu dem Zweck, ven Polizeibeamten Kurpierz zu über- 
führen, von Berlin bis Hindenburg gefommen und hatte fich 
ſchon in Oppeln bei der Regierung die Suspenfionsverfügung 
von dem ſozialdemokratiſchen Vizepräſidenten Müller aus- 
fellen Iaffen und nach Hindenburg mitgenommen, bevor Kur⸗ 
pierz überhaupt nur gehört worden war. 

Nun maß man wiffen, wer Herr Minifterialcat Tejefiy 
iſt! Tejeſſy hat erft nach ver Revolution die deutſche Reichs: 
angehörigkeit erworben, war Hanpffchriftleiter des ſozial⸗ 
demokratiſchen ‚Raffeler Volksblattes und wurde im Au⸗ 
fang des Jahres 1927 überraſchend in das Berliner Polizei⸗ 
präfidium berufen, um drei Jahre fpäter im Alter von 
35 Jahren Miniſterialrat im Prenßifchen Miniſterium des 
Innern zu werden. Dort bearbeitet er die Perjonalange- 
legenheiten der. preußiſchen Polizei. 

Herr Tejefiy erElärte alfo, Kurpierz habe ſich ftrafbar ge- 
macht! Danach wurde Kurpierz die Suspenſionsverfügung 
ausgehändigt. Zum Unterfuchungsfommiffar wurde fofort 
Dberregierungsrat Boldt ernannt, der nun ohne Rückſicht 
anf die Ubermüdung des Kurpierz die fürmliche Vernehmung 
vornahm. Danach wurde Kurpierz nun keineswegs ent: 
laffen, fondern jegt hieß es: ‚Hausfuhung‘. Ein Kri- 
minalkommiſſar fuhr mit Kurpierz in deffen Wohnung. 

Trotz der Unweifung des Unterfuchungsfommifjars, nur die 
Zeisfchriften ‚Bund‘ zu befchlagnahmen, holte der Krimi- 
nallommiffar auch noch Akten des Poligeiverbandes und au⸗ 
dere Schriftſtücke ab, darunter einen privaten Brief. 
Der Zweck diefes Unternehmens war offenbar nicht, die als 
‚ftrafbar‘ bezeichnete Handlung aufzuklären, fondern allge- 
mein nachzuforfehen, ob man gegen den gefinnungsmäßig 
Verdächtigen nicht auch fonft noch Meaterial‘ auftreiben 
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Eönnte! Bor dem Hauſe ſtaute ſich währenddeffen die Men⸗ 
ſcheumenge, die annahm, Kurpierz babe ein Gchwerser- 
brechen begangen und fei deshalb fofort verhaftet worden! 

Nun läuft das ‚Verfahren‘, Ein fünfzigjähriger Ya- 
milienvater und einwandfreier Beamter liegt inzwiſchen 
arbeitslos mit halbem Gehalt anf der Straße.” 


.* 


So waren durch einen Mlinifterialerlaß und ein gut funktio- 
nierendes Gerichtsverfahren fürderhin Mitglieder mindeftens der 
Trationalfozialiftifchen Dentfchen Arbeiterpartei — und übrigens 
der Kommmmiftifchen Partei, eine Frage, die für den Beamten: 
förper in feiner bisherigen Zuſammenſetzung von Feiner nenneng- 
werten Bedeutung war — ausgefchloffen. Ausgeſchloſſen waren 
damit nach dem Ergebnis der Reichstagswahl vom 14. Geptember 
1930 etwa ein Drittel ſämtlicher Gtaatsangehöriger, wenn dies 
Deittel fich bei der Partei feines Stimmzettels organifierte. Das 
war, wie wir geſehen haben, trotz aller früheren Worte som 
Schutz der Minderheiten, Werhältniswahlrecht und dergleichen 
Fortſchritten, verfaffungsmäßig zuläffig! 

Die Theorie der Demokratie und des Parlamentarismus Eonnte 
fi) vor Geungtuung überfchlagen. Lag doch gerade die politifche 
Freiheit des einzelnen in einem demokratiſchen Staatsweſen darin, 
daf er frei abſtimmen, das Parlament und die davon abhängige 
Regierung in freier Wahl felbft beſtimmen Eonnte, Die Mehr⸗ 
heit entfchied. Das Ergebnis entfprach dem Gefamtmwillen, 
in dem fi) nach nralter Theorie die Minderheit nur „geirrt” 
hatte, Und von den Erponenten diefes eigenen Geſamtwil— 
lens, in dem die Minderheitswähler fich leider nur „geirrt“ 
hatten, wurden eben die gleichen Wähler und Oeftalter dieſes 
Willens, ein Drittel des dentfchen Volkes, für unfähig erklärt, 
in Preußen öffentliche Amter zu bekleiden! 

Politifcher Gelbftmord zum Wohle des gemeinen Weſens. 
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Daß an dem Wert der politifchen Freiheit ob folcher Answir- 
fung folcher Theorie manchen Laienbruder Zweifel kamen, wird 
ihm nicht zu verdenken fein. 

Aber ob die Theorie ſich ſo hätte auswirken können, wenn die 
vermeintliche innere Freiheit nicht durch tatſächliche äußere Un- 
freiheit gedriickt, wenn nicht Das Recht des einzelnen Freien 
zwangsläufig der Pflicht des umfreien Ganzen hätte weichen 
müſſen, ſei es legten Endes and) im Wege zwingender und ſtrafen⸗ 
bee Juſtiz, Tributjuſtiz, diefe Frage wird füglich leichter zu be- 
aufworten fein. 
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7. 
Goebbels-Prozeſſe 


Wollte man trotz Weltwirtſchaftskriſe und Not des eigenen 
Volkes den Tributforderungen nachkommen und insbeſondere den 
Donngplan erfüllen, fo war es wohl der erfte Schritt, im eigenen 
Harfe „Ordnung“ zu ſchaffen und den Verſuch zu machen, zunächft 
einmal die Beamtenſchaft in gefchilderter Weiſe an die Houngkette 
zulegen und Widerſpenſtige im Wege ver Tributjuſtiz zu bejeitigen. 
Aber das allein genügte nicht. Es genügte auch nicht, wenn man — 
Tributjuſtiz im Liliputformat — gegen dentfche Jugend, die am 
Tage der Yonngunterzeichnung ein Cremplar des Yonugplans 
öffentlich verbrannte, allen Exuftes wegen „groben Unfugs“ vor- 
ging, wie es tatfächlich gefchehen iſt! Dafür war die Jugend 
zwar nicht für. die fechzigjährige Erfüllung des Doungplans, 
aber denn doc) mindeſtens zunächſt noch politifch zu unmaßgeblich. 
Aber eine ungewöhnlich glückliche Gelegenheit, der Tributfronde 
den Schlag aufs Haupt zu verfegen, fehien ſich an anderer Gtelle 
zu ergeben, und zwar in der Perfon eines der Yührer des Volfs- 
begehrens, des Gchriftflelers und Reduers Dr. Goebbels, 
nationalfozialiftifehen Ganleiters für Großberlin. Ihn glaubte 
man an Hand feiner Tätigkeit fir das Volksbegehren — ab- 
ſchreckend für jeden Nacheiferer, abſchreckend für weite Kreiſe ver 
„Sympatbifierenden” — Enrgerhand erledigen zu Eönnen. 

Hatte diefer doch — bier konnte man dem leicht verführbaren 
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Bürgertum zeigen, wohin die zu weitgehende Tributfronde führre 

— haͤtte diefer doch den allverehrten Feldmarſchall von Hin- 
Denburg der teoß hohen Alters feit 1926 die Bürde des Reichs: 
präfidentenaintes trug, in ſtrafwürdiger Weiſe perfönlich beleidi- 

gend angegriffen, wie man öffentlich Enden zu können glaubte. 
Und im Anſchluß an jolchen Prozeß mußten dem Inkriminierten, 
der. eben nichts anderes konnte als fchimpfen, auch die ihm vor⸗ 
geworfenen Beleidigungen der gefamten Neichsregierung, des 
Preußiſchen Mtinifterpräfidenten Braun, des Miniſters Grze⸗ 

finfki und anderer Erponenten des herrfchenden Syſtems tener zu 

ſtehen Eommen! 

Mittel, diefen Tributgegner und in ihm weite Teile der ganzen 
Froude zus erledigen, war wieder einmal die arme deutſche Juſtiz. 

Über es kam wefentlich anders. 5 

Was war tatfächlich gefchehen? 

Schon bei Beginn des Wolksbegehrens hatte Dr. Goebbels als 
verantwortlicher Redakteur des „Angriff“ in diefer Zeitung eine 
Zeichnung veröffentficht, anf welcher fich hinter dem maſſiven 
Poftament des Reichspräfidenten von Hindenburg die marziftifch- 
fogialdemofratifchen Kreife und die demokratiſche Linkspreffe ver- 
ſteckten. Denn nad) deren fländiger Darftellung war es Hinden- 

burg, der. angeblich mit dem Volksbegehren angegriffen wurde; 
cas Volksbegehren richtete fich gegen Hindenburg; Hindenburg 
galt es zu ſchützen vor der Zrihncfronde; Hindenburg, Hindenburg, 
Hindenburg. 

Und fo hatte Goebbels gegen die Benutzung des Reichopräſ⸗ 
denten als Kuliſſe für ihm fremde Zwede, gegen die „Maul: 
würfe” gefehrieben, „die ſich hinter einer Autorität verfriechen, 
die fie nicht gefchaffen, aber in einem erſchreckenden Maße ver- 
wirtfchafter haben.” 

„it bebenden Lippen rufen wir, fo ſchrieb der „Angriff“ 
bei weiterer Gelegenheit, „die Sehieber wollen wir haben, die fich 
hinter dem Rücken Euer: Erzellenz verbergen. Aus der Kampf⸗ 
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bahn heraus! Es wird um die Ehre gefochten. Da ift man 
dafür, da iſt man Dagegen, oder man gibt fair play und beteiligt 
fi) uur als Zuſchauer.“ 

Und immer dringlicher wurde der Reichspräfident gebeten, fi ch 
nicht für Zwecke mißbrauchen zu laſſen, die ihm völlig fremd ſein 
mußten. Immer dringlicher wurde ex gebeten, die Kreiſe vor ver⸗ 
faffungswidriger Behinderung zu fehügen, die hier nicht für fich, 
fondern nur für die Freiheit des ganzen Volkes ſich einfegten — 
Diefelben Kreife, die zu ähnlichem Ziele auch ihn, den Yeldmar- 
ſchall, einft in das höchſte Amt des Reiches gewählt hatten, 

Hindenburg fehwieg, das Volksbegehren wurde regierungs: 
feitig weiter ungehindert bekämpft, die Beamtenfchaft verfolge und 
alles veranlaßt, um den Mlißerfolg zu fihern. Der Ton im „An 
griff”, gelegentlich noch appellierend an Einft, an den Yeldmar- 
ſchall, zeigte, daß ex auch drohend werden Eonute. Er wollte fich 
auch durch folchen von der Gegenfeite vorgehaltenen Schutzſchild 
keinesfalls hindern laſſen, für das Freiheitsgeſetz und gegen Tri— 
bitte und Donngplan in Front zu flehen. Wiederum galt es 
Iediglich dem von den Tributbefürwortern als unangreifbares 
Amulett vor fich gehaltenen Feldmarſchall. „Wir werden auch 
vor der Autorität des Feldmarſchalls nicht haltmachen“, fo fehrieb 
der „Angriff“. Es. geht niche um Hindenburg, es geht um 
Deutſchlands Zukunft und um das Schickſal von 
dreiGenerationen. Die werden dem Nester wenig Dank 
wiffen für Rundgebungen, die heute noch den Beifall des Pöbels, 
morgen aber den Fluch und die Verachtung einer eriwachenden 
Nation haben werden.” 

ber es änderte fich nichts. Die Abſtimmung zum Volksent⸗ 
ſcheid, von Geiten der Regierung ungehindert anf den Goldenen 
Sonutag des Advents unmittelbar vor Weihnachten angefeßt, 
brachte zwar einen Stimmenzuwachs von zwei Mlillionen, doch 
nicht entfernt die erforderliche Zahl. Und der „Alugriff“ brachte 
eine Zeichnung, auf welcher in hohem Walvaterſtuhl Hindenburg 
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in altgermanifcher Würde und Unverrückbarkeit in die Yerne 
ſchaut, zu Häupten Hugin und Munin mit Jakobinermügen, die 
Armlehne mit Emblemen jüdifcher Preffe, ungefehen an ihm vor- 
beiwaukend angekettete Geftalten mit der Bezeichnung „drei Gene- 
rationen Dentfchlands im Tributjoch“. Zur dem ganzen die Über- 
und Unterfchrift „Und der Retter fieht zu” — „Herr von Hinden- 
burg hat nicht gegen die fechzigjährige Verſklavnng des deutſchen 
Volkes geftimmt“. In gleicher Nummer unter der Überfchrift 
„Lebt Hindenburg noch?" „Völlige Apathie des Neichspräfiden- 
ten in der Donngplanfrage umd vergebliche Hoffnungen feiner 
Freunde“, die Erörterung der großen Frage, ob, die legte 
Hoffnung der Tributfronde, Hindenburg dem 
vom Reichstag zu befhließenden Gejeg die 
Unterfohrift verweigern würde Bekanntlich 
hoffte man anf Anflöfung des Reichstages unter dem Eindruck 
des Volksentfcheides und Cchaffung eines £ributfeindlichen Par- 
laments in nener Wahl. Auch diefe Frage wurde in der genann⸗ 
ten Nummer ſkeptiſch beurteilt: „Aber felbft die noch vorhandenen 
perfönlichen Verehrer und Freunde Hindenburgs geben fich bezüg- 
lich einer etwa in diefer Richtung zu erwartenden Aktivität feiner 
Perfon Eeinerlei Illuſionen hin. — Herr von Hindenburg wird 
auch hier wie ſtets in ähnlichen Fällen das fun, was feine jüdiſchen 
und margiftifchen Ratgeber ihm einblaſen“. — 

Diefe Worte, die Zeichnung und ihre Begleitworte waren 
Gegenftand des Strafautrages des Reichspräfidenten, Gegenfland 
der Unklage des nun gegen Dr. Övebbels anhängig gemachten 
Verfahrens wegen Beleidigung Hindenburgs. 

er, fenfationslüfternen Erwartungen entfprechend, einen 
wilden Mann nnd wüſte Szenen erwartet hatte, wurde enttänfcht. 
Unnötig auch der Hinweis des Vorfigenden, daß er bei allem 
Willen, Verteivigungsfreiheit zu gewähren, formale Beleidi- 
gungen und Ausfälle nicht dulden werde. In zweiftiindigen fach: 
lichen Ausführungen machte ſich Dr. Goebbels zum fehmerzoollen 


103 


und leidenfchaftlichen Sprecher der enttänfchten Jugend. Es-hatte 
einmal ausgefprschen werden müſſen und war nun einmal ausge: 
fpeochen worden. Was Goebbels zum erften Male gewagt hatte 
zu fchreiben, war die Meinung von Millionen. Nicht dazu hatten 
er und dreizehn Millionen anderer Deutſcher den Feldmarſchall 
gewählt, daß nun Ießten Endes genan das alte Leid mit alten 
Mitteln weitergehen, der Feldmarſchall als Reichspräfident weiter 
die Politik gerade jener anderen machen follte, die ihn nicht gewählt, 
ihn damals aber umgeftraft in rohefter Weiſe beſchimpft uud ver⸗ 
ächtlich gemacht hatten. Nicht um den großen Menſchen ging es, 
fondeen allein um Dentfchland, das auch der „Retter“ von einft, 
der er als Soldat gewefen war, als Politiker nicht hatte retten 
können. &s ging um die Vreiheit des Reiche, des Wolkes, der 
Jugend, zu der auch Goebbels fich zählte. Es ging um Ablehnung 
des Yonugplans, um Bejeitigung aller amtlichen Hinderniffe, die 
fi) dem Freiheitswillen des Wolfsbegehrens entgegenftellten. Cs 
ging fchließlich in letzter Stunde noch um die letzte Möglichkeit, 
ven Reichspräfidenten zur Umkehr zu mahnen, doch noch dem 
Vounggeſetz die notwendige Unterfchrift zu verweigern. 

Die Verteidigung Eonnte rechtlich — ganz abgefehen son der 
Frage, ob überhanpt eine Beleidigung im Ginne des Geſetzes vor⸗ 
lag oder nur eine feharfe, aber zuläffige politijche Kritik —, jeden- 
falls in weitgehenden Maße für Dr. Goebbels die Wahrnehmung 
berechtigter Intereffen und damit die Straffreiheit ans $ 193 des 
Strafgeſetzbuchs in Anſpruch nehmen. Das Reichsgericht billigte 
in bekannter Rechtfprechung dem einzelnen das Recht der Staats⸗ 
notwehr zu, unter befonderen Umfländen bis zum Recht zu töten. 
Da mußte bei folchen Fragen, die Wolf und Staat fo wefentlich 
berührten wie der Houngplan, dem einzelnen das Recht zuftehen, 
zum mindeften durch notwendige Ausführungen felbft objeftio be- 
leidigenden Inhalts erwartete Not abwehren zu helfen. Goebbels 
war aber nicht nur der oder jener Staatsbürger, nicht nur Glied 
der Jugend, die nach dem Willen der derzeit Lebenden noch jahr- 
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zehntelang dem Feind verhaftet fein follte; er war darüber hinaus 
noch Abgeordneter mit den diesbezüglichen Rechten und Pflichten, 
er war Mitglied des leitenden Ausſchuſſes für das Volksbe⸗ 
gehren. Hier war die enge Beziehung gegeben, die das Reichsgericht 
in bisheriger Rechtſprechung forderte zwiſchen demjenigen, der Ju⸗ 
tereſſen wahrnahm, und dem, deſſen Intereſſen wahrgenommen 
wurden. Und fo gut wie die Juſtiz des alten Syſtems dem Vor⸗ 
ftandsmitglied eines fozialdemofratifchen Vereins bei der Wahl—⸗ 
werbung objektive Beleidigungen Andersdenkender in bekannter 
Entfcheidung ſchon Jahre vor dem Kriege zugute gehalten hatte, 
fo guet zum mindeften. mußte Öleiches gelten in einem parlamen- 
tarifchen Volksſtaat. Dies Recht zu Kritik und Intereffenwahr- 
nehmung war auch durch den Verfailler Vertrag nicht verboten. 
Artikel 178 der Reichsverfaffting galt hier unmictelbar nicht, Oder 
follte gerichtlicherfeite eine folche Folgerung ans dem Geift jener 
Beftimmung gezogen werden? 
Das Gericht war in der fehwierigen Lage, den Angeklagten ver- 
urteilen oder den Reichspräfidenten desavoniren zu müffen; es nahm 
ſchließlich Anſtoß an der die jüdiſche Preffe fombolifierenden Arm 
Iehne der Zeichnung, Billigte alles andere und erklärte als firaf- 
würdige Beleidigung die damit ausgedrückte Behauptung, daß 
der Reichspräſideut fich anf die jüdiſche Preffe flüge, So war eine 
Geldftrafe von Boo RM. die Yolge, wobei als Erſatzſtrafe nach 
ausdrücklicher Erklärung des Gerichts nur Haft eingefegt wurde, 
da der Angeklagte nicht aus nnehrenheften Beweggründen ge⸗ 
handelt hatte. 

Vorher wie nachher zeigte eine Fülle von Zuſchriften, wie weite 
Kreiſe hinter Goebbels ſtanden. Ans Berlin-Wedding Fam, um 
eines der vielen oft rührenden Beiſpiele herauszugreifen, die 
Sammlung früherer Ausſprüche des greiſen Feldmarſchalls mit 
dem Schlußſatz: „Dieſe wahrgeſprochenen Worte in den Zitaten 
des Heren Generalfeldmarſchalls von Hinden— 
burg überſende ich der Partei zur Verteidigung unſeres Gau—⸗ 
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führers Heren Dr. Goebbels in feinem Prozeß gegen den jegi- 
gen Herrn Reihspräfidenten von Hindenburg, 
den auch ich einft als foldyen wählte. Da meine nationalfoztaliftifche 
Einftellung, der Sinn als ventfcher Arbeiter, mir zur Pflicht 
macht, diefe Zitate zu ſammeln, und ich an dem Gewinn des Pro- 
zefles für Herrn Dr. Goebbels glühenöftes ntereffe habe, ftelle ich 
diefe zur Verfügung.” 

Der Herr Reichspräfidvent nahm Kenntnis von der ausdrück⸗ 
lichen Erklärung des Heren Dr. Gvebbels, daß eine Beleidigung 
feiner Perfon nie beabfichtigt worden fei, und teilte dem Juſtizmini— 
ſterium mie, daß er aus diefem Grunde an weiterer Strafverfol⸗ 
gung Kein Intereſſe mehr habe und ven Strafantrag zurückziehen 
wide, werm dies nach der Prozeßorönung noch zuläffig wäre, 

Und obwohl auch jegt noch nicht die preußiſche Staatsanwalt⸗ 
ſchaft daraus die Yolgerung ziehen und ihre Berufung zuriick 
nehmen wollte, kam das Gericht in zweiter Juſtanz zu völligen 
Freiſpruch. 

Ein großer Aufwand unnütz ward vertan! Die tiefeinſchnei⸗ 
dende Bedeutung des Youngplaus und das geſetzliche Recht zur 
Gegenwehr, notfalls ſelbſt mit Ausführungen objektiv beleidigen⸗ 
den Inhalts gegenüber politiſchen Entſcheidungen ſolchen Aus— 
maßes für den einzelnen Staatsbürger wurde ausdrücklich gericht⸗ 
lich beſcheinigt und das Gegenteil von dem erreicht, was man ſich 
wohl gedacht hatte. 

Es gab noch Richter in Berlin. — 

* * 
* 

In der gleichen Woche, welche wünſchenswerterweiſe die Auf⸗ 
hebung des regierungsſeitig unbefriedigenden Hindenburgurteils 
erſter Inſtanz bringen ſollte und ſtatt der erwarteten Straf⸗ 
erhöhung Hindenburgs Erklärung und den Freiſpruch brachte, 
ſtanden noch vier weitere Prozeſſe gegen Dr. Goebbels an. 

Aber ſchon im erſten Prozeß wegen Beleidigung des 
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Minifterpräfidenten Braun widerfuhr dem öffent: 
lichen Ankläger das gleiche Mißgeſchick eines Freiſpruchs 
— man hatte fi) anf das Zeugnis von Kriminalbeamten 
ftügen zu können geglaubt, die nicht. einmal die fozialdemo- 
Eratifchen Miniſter Bauer und Braun uuterfcheiden Eonn- 
ten. Bezeichnend aber für das, was man ſich allgemein bei 
Aufnahme diefer Verfahren gedacht hatte, war die Erklärung des 
Dberftaatsanwalts, daß Goebbels ja auch den allverehrten Herrn 
Reichspräfidenten beleidigt habe — die zweite Inſtanz des Hinden- 
burgprozeſſes ftand erft zwei Tage fpäter an — und daß ihm deshalb 
eine Beleidigung des Mlinifterpräfidenten Braun durchaus zuzu⸗ 
trauen fei. Daß gerade umgekehrt Dr. Goebbels Hindenburg nicht 
beleidigt habe und daß ihm dennoch eine Beleidigung des davon doch 
immerhin ziemlich verfchiedenen Heren Braun eingeflandener- 
maßen an fich durchaus zuzutrauen fei, wenn fie auch hier wegen 
völliger Sinnloſigkeit der angeblichen Vorwürfe und Ver— 
wechflung mit Miniſter Bauer nicht in Yrage komme, war die 
natürliche Gegenwehr. 

Dennoch beantragte der Oberflantsanwalt wegen des Vor: 
wurfs der Korruption 9 Monate Gefängnis, während der 
eigentliche Mann der Korruption, Herr Barmat, ıı Monate 
Gefängnis mit Bewährungsfrift erhalten hatte für das, was 
er nicht gejagt, fondern getan hatte. j 

Dem Eonnte das Gericht nicht folgen. 

Schon ſprach die Linkspreſſe von „Freifprüchen am lanfen- 
den Band”. 

Im dritten und nächften Prozeß ging es dann nın Beleidi- 
gung der gefamten Reichgregierung durch folgende 
Stelle eines Anffages im „Angriff“, gleichfalls aus der Zeit des 
Volksbegehrens, in welchem Dr. Goebbels insbefondere den vier 
ſozialdemokratiſchen Reicheminiftern zu Leibe ging: 

„... Sie debattieren nur um die Methoden, nicht um Die 
Sache felbft. Strefemanns Vermächtnis, die bedingungslofe 
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Erfüllungspolitik, ift tabu in dieſer Republik. Man ſucht 
nur einen Dummen oder einen Wehrloſen, der die Zeche be 
zahle. Mit Recht wurde während der Rede des Müller von 
unferer Ceite, fehr zum Arger der Houngparteien, durch 
Zwifchenenfe daranf aufmerkſam gemacht, daß die Regie- 
zung beffer getan hätte, vor dem Volksbegehren die entjeg- 
lichen Zahlen unferes Defizies durch Rundfunk bekannt zu 
‚geben. Sie hätte ihe blaues Wunder erlebt, wie das gewirkt 
hätte. 

Nein, fie bleiben im alten Trost. Der Reichswirtfchafts- 
minifter Dr. Moldenhauer erklärte in feiner Rede vor dem 
Induſtriellenverband, ‚er befenne fich voll und ganz zum 
Fapitaliftifchen Wirtſchaftsſyſtein“; mit diefen Geldfad- 
patrioten machen Herr Gevering und Herr Wiſſell Arbeiter- 
politi£, Neben ihnen ſitzt der margiftifche Jude Dr. Hilfer: 
ding, geduckt wie eine Kröte, auf der Regierungsbant. Sie 
find alle aus demſelben Holz gefchnigt. Werräter am 
Volk, bezahlte Büttel der Weltfinanz, Mberlänfer nach 
Frankreich! Das Ergebnis dieſer Deſerteurpolitik iſt das 
Chaos. Sie werden’s nicht wenden können. Das deutſche 
Volk tut ſich nur ſelbſt einen Liebesdienſt, wenn es ſie mit 

einem Fußtritt ans den Polſterſeſſeln der Regierung heraus⸗ 
befördert.” 

Hier wurde zum Angriff angerreten. Hier ging es bei den Auße⸗ 
tungen des Angeklagten um den vielleicht forgenvollften Teil des: 
Tributproblems, die Frage der pazififtifcheinternationalen Cin- 
ftellung verantwortlicher Regierungsmitglieder fogialdemofra- 
tifcher Färbung. 

Es wurde umfaffender Beweis angetreten für Tandesverräte. 
riſche Tätigkeit der Sozialdemokratie vor dem Kriege, während des 
Krieges, während der Revolution und feitdem, Es wurde darans 
der von feiten des angelagten Dr. Goebbels für feine Verteidigung 
immerhin verfländliche Schluß gezogen, daß etwaige landesverräte⸗ 
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riſche Tätigkeit der gefamten Partei den einzelnen ihr zugehörigen 
Minifter auch während feiner Regierungszeit verdächtig macht, 
wenn er nicht aus der Partei ausſcheidet, fondern im Gegenteil _ 
der Partei weiter zugehöre und bekanntermaßen weiter für fie 
arbeitet und Reden hält. Es war ja doch beifpielsweife das be: 
Eaunte Worte des Sozialdemokraten Crifpin: „Ich Fenne kein 
Vaterland, das Dentjchland heiße”, in ſozialdemokratiſcher Preſſe 
ausdrücklich gebillige und Crifpien anerkanntes IlTitglied der 
Partei, deffen Bild in Werbefilmen gezeigt wurde. Und mochte 
man feine Auffaſſung ans irgendwelchen Ideologien verſtehen oder 
nicht, — daß gerade die Leitung des gleichen ungekannten. „Water: 
landes” von folder Richtung den Angeklagten, der dies Water: 
land „Eannte” ‚mehr als bedenklich ſtimmen mußte, follte zum min: 
deften verftändlich fein. 

So war. denn der rechtliche Schluß jenes Beweisantrages, daf, 
wenn Dr. Övebbels in der Tat das Vorhandenfein von Landes: 
verrätern in der Regierung bewies, dann allerdings eine Beleidi- 
gung noch ein anßexordentlich harmloſes, vielleicht das mildefte 
Mittel war, um anf ſolchen ungehenerlichen Notſtaud zum Zwecke 
feiner Befeitigung aufmerkſam zu machen. Dann war jelbft für 
den verknöchertſten und allen Notrechtstheorien nach Möglichkeit 
abholden Juriſten der für die Freiſprechung erforderliche Wahr⸗ 
heitsbeweis geliefert. Und felbft bei Feſtſtellung böswilliger und 
nad) Meinung des Gerichts dennoch ftrafbarer Beleidigungsabficht 
war zum mindeſten für die Höhe der Strafe ein wefentlicher Unter- 
fchied, ob man einen. Sandesverräter bei dem richtigen, wenn and) 
verlegenden Namen nannte oder einen Unſchuldigen. 

Unter Beweis geftellt wurden folgende Be: 
hauptungen: 

Inder Zeitsor dem Kriege lehnte die Führung der 
Sozialdemokratie regelmäßig die Heereskredite ab und rühmte ſich 
offenkundig ihrer Beftrebungen, das Heer zu zerfegen. Auf inter- 
nationalen Konferenzen gaben Führer der dentfchen Gozialdemo- 
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kratie Erkläruugen des Inhalts, daß die Mlitgliever der Gozial- 
demofratifchen Partei im Kriegsfalle nicht auf die Yranzofen 
ſchießen würden und daß man die Kriegsfredite verweigern würde. 
Letztere Erklärung ift von dem früheren Reichskanzler Hermann 
Miller in Paris noch unmittelbar vor Kriegsausbruch abgegeben 
worden. 

Im Laufe des Krieges fuchte der „Vorwärts“ alsbald 
propaganpiftifch gegen die Notwendigkeit eines Cieges im angeb- 
lichen Intereſſe eines Verfländigungsfriedens vorzugehen. 

Die Unabhängige fozialdemokratifche Partei warb offen und 
verfteckt für die Revolution; ihre Führer fanden mit ven Yühreen 
der Marinementerei in Kiel im Anguſt 1917 in Verbindung, ohne 
diefe Meuterei zu verhindern. 

Die Mlenterei wurde im Reichstage and) von der Sozialdemo⸗ 
Eratie gedeckt. 

Ende Jannar 1918 fand ein ſchwerer Mumitionsarbeiterſtreik 
in Berlin flatt, an welchem Hunderttanfende von Arbeitern be 
teilige waren. In die Streikleitung traten paritätifch zu den 
„Unabhängigen“ die drei fozialdemokratifchen Führer Ebert, 
Scheidemam und Braun ein. Cie beteiligten fich an dem Ver- 
faſſen eines. Aufrufs, der die Yorderungen der Streikenden unter- 
fügte, und an der öffentlichen Mahnung an die Streikenden, aus⸗ 
zubalten. Scheidemann deckte im Reichstage am 26, Februar 1918 
eine den Streik unterflügende Refolution des „Worwärts”. Cr 
erklärte fpäter in feinen Erinnerungen, der Streik fei ein ſchwerer 
Schlag für Regierung und Waterlandspartei gewefen, er härte 
aber mehr fein Eönnen, ein vernichtender Schlag. 

Der frühere Reichsfanzler Hermann Müller erklärte am 4. oder 
5: Februar 1919 auf der Berner Konferenz über diefen Streik: 

„Der erfte große Mafjenftreif im Jannar 1918 follte das 
Kriegsende erzwingen, leider mußte er, wofür die Führung feine 
Verantwortung trifft, vorzeitig abgebrochen werden, da die Zeit 
noch nicht reif war.” 
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Die Revolution wurde in exrfler Linie ducch die USPD., 
jedoch unser Mitwirkung der Mlehrheitsfozialiftifchen Partei 
durchgeführt. 

Unter Führung der Herren Ebert und Scheidemann forderten 
die Mehrheitsſozialiſten die Abdankung des Kaifers bis Freitag, 
den 8, November, 6 Uhr abends, fchieden jedoch bereits vor Frift- 
ablauf am 7. November aus der Regierung ang und vereinigten 
fich mit der USPD. unter Bildung son Arbeiter und Goldaten- 
räten. Am 9. November forderte die Mehrheitsſozialiſtiſche Par- 
fei durch den „Vorwärts“ zum Generalſtreik auf. 

Der frühere Reichspräfident Ebert erklärte laut Bericht des 
„Vorwärts“ som 29. November 1918 im ſozialdemokratiſchen 
Parteiausſchuß: 

„Die Initiative zu den Vorgängen in Berlin iſt von der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei ausgegangen, Das muß feftgeftellt werden, 
weil die Dinge vielfach draußen fo dargeftellt werden, als hätten 
die Unabhängigen die Revolution gemacht und hätten ung erſt nach- 
gezogen,” 

Der „Vorwärts“ fchrieb in der erfien Hälfte des Monats Fe⸗ 
bruar 1919: 

„Die Revolution som 9. November — auch das muß einmal 
rund herausgeſagt werden — war ein Rinderfpiel, weil damals die 
Sozialdemokratie ſchon in der Regierung faß und dadurch jede 
Gegenwehr des alten Regimes verhinderte.“ 

Dtto Wels erklärte auf dem Sozialdemokratiſchen Parteitag 
im Winter 1919 laut Protokoll Geite 153: 

„Unfer Ultimatum ift es geweſen, das die Dinge der Entſchei⸗ 
dung raſch näher gebracht hat. Wir ftellten den Antrag, bis zum 
8. November müſſe der Rücktritt des Kaifers gefchehen fein, oder 
die Sozialdemokratie trete ang der Regierung aus. Wir waren 
nachweislich zu allem bereit und zu allem entjchloffen, auch zu der 
entſcheidenden Aktion. ch will Cie nicht langweilen mit der Ver- 
leſung eines Protokolls, das fchon vom 29. Auguſt 1918 datiert 
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ift. Aber micseilen will ich daraus, daß es eine Sitzung des Partei- 
vorſtandes und der Wertreter der Metallarbeiterſchaft zum Gegen: 

ſtand bat. Die Vertreter der revolutionären Gruppen Eonnten 
danach fefiftellen, daß die Unabhängige Parkeileitung die Über- 
zengung vertreten habe, nur gemeinfames Wirken mit der SPD. 
verbürge die Wahrſcheinlichkeit des Erfolges (Lebhaftes Hört, 
Hört!). Da, ein Vertreter der Unabhängigen, der die gemeinfame 
Zuſammenarbeit fir fo notwendig hielt, riet erfl dann zur Aktion, 
wenn alle parlamentarifchen Mittel erſchöpft feien. Unfer Partei- 
vorftand erklärte fich ſofort zum gemeinſamen Vorgehen bereit. Er 
machte and) keinen Gebrauch von dem Zugefländnis, daß man 
bereit fei, Perfönlichkeiten, die bei uns als Hindernis der Cinigung 
aufgefaßt würden, auszufchalten. Dabei nannte man unmittelbar 
Ledeboux. Ledebour, der fich jetzt als Macher der Revolution hin- 
zuftellen beliebt. Gerade er wird als Perfon aufgeführt, die glatt 
befeitigt werden ſoll, wenn wir es als Hindernis für die Zuſammen⸗ 
arbeit betrachteten. Geradewir haben aberdamals unfere Ntitarbeit 
davon abhängig gemacht, daß alles einmütig bei der Durchführung 
der Revolution, bei den entfcheidenden Handlungen zufammen: 
ftehen folle. Wir haben deshalb einer Kaltftellung Ledebours nicht 
zugeſtimmt. Unfere Parteiführer find es geweſen, die zuerſt in die 
Kafernen gegangen find. Unfer Parteivorftand hat die organifa- 
forifchen Maßnahmen getroffen für einheitliches Handeln ver 
Truppen. Scheidemanns Wirken ift der legte Befchluß des Ka: 
binests des Prinzen Max zuzufchreiben, daß die Tenppen nicht 
{hießen follten!” (Lebhaftes Hört, Hört!) 

Der frühere Reichspräfident Ebert erflärte im Zirkus Buſch in 
Berlin am 10. November 1918 in einer Gigung des Arbeiter 
und Goldatenrats, nachdem Liebknecht unter Hinweis. anf die 
SPD.-Führer vor Verrätern der Revolution gewarnt hatte: _ 

„Parteigenoffen, das ift nicht wahr! Glauben Gie denn, daß 
wir uns in die Gefahr begeben und feit Wochen mit allen Mitteln 
auf die Revolution hingearbeiter hätten, um num, wo wir am Ziele 
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find, die Revolution wieder zu verraten? Wir haben ung, wie der 
Genoffe Barth ſchon ausführte, jeit Wochen nicht anders als mit 
der Piftole unter dem Kopfkiffen ſchlafen gelegt, denn werm das, 
was wir trieben, eutdeckt worden wäre, jo wäre ung nichts anderes 
übriggeblieben, als die Waffe gegen uns felbft zu richten.“ 

Nachdem Kriege fuchte die Regierung des Reichskanzlers 
Cuuo im Wege des paffiven Widerftandes die Lage Deutſchlands 
zu wenden. 

Die Verteidigungsmaßnahmen der Regierung Cuno wurden 
durch die ſozialdemokratiſchen Regierungen Gachfens, Thüringens 
und vor allem Preußens, deſſen Irmenminifter damals Gevering 
war, fabotiert. 

Der fozialdemokratifche ſächſiſche Mlinifterpräfident Zeigner 
veröffentlichte zur Kenntnis des Aluslandes, insbefondere Yrank- 
reiche, wefentliche Staatsgeheimniffe über die Maßnahmen des 
Reichsfanzlers Dr. Cuno. 

Die preußiſche Regierung ging mit Wiſſen des prenßifchen 
Minifters Gevering gegen die unter Billigung des Reichsfanzlers 
Cuno im Ruhrgebiet eingefegten jogenannten Sabotagetrupps 
Hanenftein, Schlageter, von Pfeffer und Römer vor, die im ent- 
feheivenden Augenblick und vor entfcheidenden Aufgaben durch 
Verhaftungen lahmgelegt wurden, weil die Verbände angeblich 
gegen das Gefeg zum Schutz der Republik verftießen. Es wurden 
alfo damals Maßnahmen gegen den Landesfeind Frankreich mit 
Hilfe ver Beſtimmungen des Gefeges zum Schutze der Republik 
durchkreuzt. Mitglieder der Sabotagetrupps wurden von preußi⸗ 
ſcher Polizei dem Feinde ansgeliefers, die Befreiung Gchlageters 
bewußt unmöglich gemacht. 

Führende Mitglieder der regierenden Mehrheitsſozialdemo⸗ 
Eratie gaben im Reichstag eine Broſchüre heraus, in welcher der 
Sandesverat verherrlicht wurde, ohne daß fie ans der Partei aus- 
gefchloffen wurden, oder daß auch nur der Reichstagspräſident Löbe 
oder die regierenden Miniſter ihre Mißbilligung ansfprachen. Die 
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geheime Denkſchrift über den Panzerkreuzer B, die Iediglich Mit- 
gliedern des Reichskabinetts vorgelegen hat, wurde verraten. 


‚Frankreich wurde im „Worwärts“ wiederholt auf der Gozialdemo- 
kratie nicht genehme innerpolitifche Dinge hingewiefen, um mit 


Hilfe des Friedensvertrages diefe Dinge zu unterbinden. 
Scheidemann klagte im Dezember 1926 im Reichstag das 

Keichewehrminifterium vor aller ‚Öffentlichkeit, alſo auch dem 

Feindbund, an, durch geheime Rüftungen den Verfailler Vertrag 


verletzt zu haben. Der Reichstagspräfident Löbe erklärt in Manu 


heim im November 1927, der Tag werde kommen, wo die Jugend 
aller Länder den Kriegsdienft verweigern werde, „Wir wollen 


keine Waffen tragen!” 


„Vorwärts“ und führende Mitglieder der deutſchen Sozial⸗ 


demokratie ſetzen ſich öffentlich für die Kriegsſchuldlüge zum Tach: 
eile Deutſchlands ein. Auf dem Juternationalen ſozialdemokra⸗ 


tiſchen Kougreß, Pfiugſten 1923 in Hamburg, beantragte Victor 
Berger als Vertreter der nordamerikaniſchen Sozialdemobkratie 
anteilige Wiedergutmachung der Kriegsſchäden durch alle Friegs- 
beteiligten Nationen nach Maßgabe der Zahl ihrer Soldaten, 


. Der Vertreter der dentfchen Gozialdemokratie erflärte, daß diefe 


Vorſchläge der deutſchen ſozialdemokratiſchen Partei ſchädlich fein 
würden, da die Partei im Prinzip die Schuld am Kriege und die 
Pflicht zu Reparationen angenommen habe. Cie verlange nur, 
daß die Reparationen anf eine Summe feftgejegt würden, die 
Densfchland zu zahlen imftande wäre, Darauf wurde der Ber- 
gerfche Antrag abgelehnt. Der Vorfall wurde in den deutſchen 
ſozialdemokratiſchen Zeitungen verſchwiegen und kam erſt durch 
amerikaniſche Preſſeberichte ein halbes Jahr ſpter ans Licht. 
Berger wiederholte in Marſeille im Auguſt 1925 den Antrag 


erneut: die deutſche Sozialdemokratie lehnte durch Breitſcheid 


ven Antrag ab, Der Belgier. Vandervelde beantragte mm: 


tmehr die Zurückweiſung des Antrages an die Kommiffion. Auch | 
dieſen Antrag lehnten die Sozialdemokraten durch Dittmaun ab. - 


444 


Der frühere .eicheleiler Geeman Müller beſtätigte auf 
dern Kieler Parteitage im Jahre 1927 in Gegenwart der and: 
wärtigen Gäſte Deutſchlands Schuld am Kriege, 

Die einzelnen Leiftungen des Yonngplanes werden der durch die 
Damwesgefege bedingten Lage gegenübergeftellt werden, fo daß ſich 
für das Gericht der Schluß ergeben wird, daß die Annahme des 
Donugplanes objektiv eine ſchwere Schädigung Deutſchlands ber 
deutet. Der Wille zur Durchbringung des Preiheitsgefeges 
feitens der am Reichsausſchuß beteiligten Perſonen und Wer: 
Bände wurde feitens der ſozialdemokratiſchen Miniſter mit ver⸗ 
faſſungswidrigen Maßnahmen durchkreuzt. 

Deutſche Geſetze wurden ſeitens des fogialdemokratifchen Mi- 
nifterpräfidenten Dr. Braun und des prenßifchen Innenminiſters 
Srzefinfki benugt, um den Stahlhelm als Frankreich gegenüber 

militariſtiſch verdächtig im Rheinland zu verbieten.“ 

Der Beweisantrag forderte die Vernehmmng hervorragender 
pelitifcher Führer aller Richtungen der Vorkriegs⸗, Kriege: umd 
Nachkriegszeit, insbefondere u. a. der früheren Mlinifter Gcheide- 
menn, Hermann Müller, Otto Wels, Gevering, Grzefinfki, 
Minifterpräfident Zeigner, ſowie ihrer Antipoden, Hitler, Hugen⸗ 
berg, Bang, Freytag-Loringhoven, weiterhin des ans dem Kriege 


bekannten militärifchen Gachverftändigen, General der Infanterie 


von Kuhl, Dberfts Hierl, Reichskanzlers Cuno, der Freikorps⸗ 
führer Hauenftein, von Pfeffer, Römer, Bornemann, und der für. 
die Zeit der Revolution und ihrer Vorbereitung ſachkundigen Per- 
ſönlichkeiten Wallraff, von Kühlmann, Zimmermann, Reichs- 
kanzler Michaelis, von Grävenig, Admiral von Hintze, Regie: 
rungsrat Henniger (ſeinerzeit Oberkommando in den Marken), 
Richard Müller (ſogenanuter Leichen-Müller) und anderer mehr 
ſowie Heranziehung der gefamten Akten des Oberkommandos in 
den Marken, des ſtellvertretenden Generalkommandos des Garde: 
korps, des Kriegsminiſterinms, der Reichstags⸗ und Konferengpeo . 

tokolle uſw. 
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Vom praftifchen Standpunkt konnte man verftehen, daß ber 
Vorfigende gegenüber diefen Anträgen zunächft einmal erwiderte, 
daß dann der Prozeß Monate dauern müffe. Aber dies war ja 
fehließlich Kein fachlicher Gefichtspunkt, und wenn ſchon Dr. Goeb⸗ 
bels der Vorwurf gemacht wurde, beleidigt zu haben, fo konnte ihm 
ſchließlich die Verteidigung nicht abgefehnitten werden, mochte fie 
fo lange Zeit in Anſpruch nehmen, wie fie wollte. Einmal mußten 
alfe diefe Dinge ja doch geklärt werden, und fchlieflich Eonnte ja 
anch den in dieſem Zuſammenhange beteiligten Perfönlichkeiten, 
ſoweit fie entgegen den Beweisbehanptungen das Licht der Öffent- 
lichkeit nicht zur ſcheuen hatten, nichts Lieber fein, als folchen Vor⸗ 
würfen ein für allemal die Spitze abzubrechen. 

Allerdings war fchon einmal ein ähnlicher Prozeß geführt wor- 
den, wenn auch auf wefertlich befehränfterem Gebiet, der Prozeß 
wegen Beleidigung des damaligen Reichspräfidenten Ebert durch 
den Vorwurf, er habe durch Beteiligung am Munitiousarbeiter⸗ 
fireiE im Jannar / Februar 1918 während des Krieges Landes: 
verrat begangen. In jenem Prozeß war in erfter Inſtanz gericht- 
Vicherfeits der Wahrheitsbeweis gegen Ebert als soll erbracht an- 
gefehen worden. Das Urteil erfuhr ſchwere Angriffe. Aber die 
zweite Iuſtanz war nicht zu Ende gekommen; Gcheidemanns Ver: 
nehmung mußte an.bevenklichfter Stelle wegen Krankheit unter: 
brochen werden; und eine Beendigung des Prozeſſes wurde objektiv 
durch Ammeſtiegeſetz verhindert. 

Tun ging es nach den Behauptungen und Anträgen des 
Dr. Goebbels um Öleiches, nur in weit größerem Umfauge. 

Das Gericht lehnte als ımerheblich ab. In Erwartung folcher 
Eutſcheidung hatte die Verteidigung vorfichtigerweife von dem 
Recht des $ 220 der Dentfchen Strafprozeßordnung Gebrauch 
gemacht und eine Anzahl von Zeugen, Darunter den General von 
Kuhl, Oberſt Hierl, Hexen von Graefe-Goldebee, Geheimrat 
Quaatz, Heinz Hauenſtein, perſönlich geladen mit der geſetzlichen 
Folge, daß nun nach der Prozeßordnung dieſe Zeugen vernommen 
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werben mußten. Dr. Goebbels wollte angreifen und zeigen, daß es 
hier um alles andere als um Agitationsanträge ging, wie der 
Staatsanwalt meinte, fondern um ernſthaften Beweis und Kampf⸗ 
willen. Aber jelbft dieſe Zeugenvernehmung zu den wejentlichen 
Punkten wurde entgegen dem Wortlaut dee Gtrafprogeßordnung 
abgelehnt; das Gericht berief fich anf eine Entſcheidung des Reichs: 
gerichts, nach welcher geladene Zengen der Verteidigung troß des 
Wortlauts der Strafprozeßordnung dann nicht vernommen zu 
werden branchen, went die in ihr Wiſſen geftellten Tarfachen fo 
abfeitg von dem Gegenftande der Hanptverhandlung lägen, daß 
jede einzelne Frage an fie ohnehin ſchon im voraus als unzuläffig 
abgelehnt werden müffe. Durch die Zumutung, eine ſolche Ver- 
nehmung vorzunehmen, werde die, Würde des Gerichts” verlegt. 

Wieweit diefe Reichsgerichtsentfcheidung für Anklage und Be- 
weisthema bier zutraf, mag jeder felbft entjcheiden. Daß das 
Gericht bei folcher Entfcheidung fich nicht in beneidensmwerter Lage 
befand, war nicht die Schuld des Angeklagten, ſondern wieder 
einmal derer, die durch folche Anklage einem deutfchen Gericht 
folche Aufgabe ftellten. 

Die mündliche Begründung des Urteils enthielt, mildernd für 
ven Angeklagten, ernſte Vorwürfe gegen die von der Gegenfeite, 
den Befürmortern des Youngplans, angewandten Mittel. TTot- 
ftandsverhäftniffe lehute das Gericht ab. Im übrigen wären die 
bier angewandten Mittel nicht geeignet gewefen, einen efiwaigen 
Staatsnotſtand unmittelbar zu befeitigen, Beleidigungen über: 
haupt nie geeignet, den Staat zu retten. Wiederum ſpürt man 
verſteckt die alte Rechtſprechung, daß nur unmittelbar zur Tot: 
flandsbefeitigung geeignete Mittel ſtraffrei machen, wiederum 
fühle man das ſchwere Bedenken, das fich vom praktiſch politifchen 
Standpunkt aus ſolchen Entſcheidungen ergeben muß; das Be— 
denken, ob nicht für das mindere und bewußt als das mindere 
angewandte Mittel Gleiches gelten muß wie für unmittelbar wir⸗ 
kende ſchärfſte Mittel, wenn überhaupt ein Notſtand bejaht wird. 
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Das Urteil lautete anf 600 RM. Gelöfteafe, 

. Die Ablehnung der Beweisanträge hatte zur Ablehnung wei- 
terer Verteidigung durch Dr. Goebbels geführt; und auch die beiden 
festen Progeffe, bier zu weitführend, endeten mit Bleineren Geld: 
firafen, auch diefe noch — felbft nach Meinung politiſcher 


Geguer — im legten Falle beſtimmt zu Unrecht. 


Alſo Geldſtrafen von 600, 400, 300 Mk., das war. die Strecke 


des mit folchem Aufwand begonnenen Großangriffs gegen diefen | 


Führer der Tributfroude, der fünf Goebbels-Prozeffe in. einer 
Woche! 
Das andere Ergebnis freilich war die mit Hilfe nunmehr der 


Preſſe aller Richtung erfolgte Verbreitung der Anffaffung der 


Tributfronde und die Antitributwahl vom 14. Geptember 1930. 


* 


Dieſe Mahl wurde nun freilich zugleich weiterhin die Urfache. 
zahlloſer nener num anch Pleiner und Eleinfter Opfer. 

Opfer auf dem alten Wege, Erfüllungswilligkeit, Schweigen 
und Dulden zu erzwingen durch die fo immer wieder vor ſolche 
Aufgaben geftellte deutſche Juſtiz, Tributjuſtiz. 

Die Goebbels-Prozeſſe waren nur das Vorſpiel geweſen. 

An zweihundert Immunitäten son Mitgliedern der führen: 
den Parteien des Wolksbegehrens und jegigen nationalen Dppo- 
fition, angefangen von dem deutſchnationalen Führer Hugenberg 
faft bis zum legten TTationalfozialiften wurden von dem nenen 
Parlament in Banfch und Bogen in einer Nachtabſtimmung 
aufgehoben, ‚alle dieſe Männer entgegen bisherigem parlamen- 
tarifchenn Brauch nachträglich ftrafgerichtlich für Freiwild er- 
klärt. Die Erfüllungsparseien rührte das. peinliche Ergebnis 
wenig, daß hinterher diefer oder jener Freiſpruch eines Gerichts 
die Sinuloſigkeit der Strafverfolgung, die Ungeheuerlichkeit der 
Ammiunitätsanfhebung nachwies. Es rührte die Crfüllungspar- 


teien auch nicht, daß anf diefe Weiſe angebliche politifche Be— 
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feidigungen aus weit yuefitiegenben Jahren verfolge wurden; 
deren Aufhebung das vorige Parlament, feiner ſonſtigen Gewohn⸗ 
heit gemäß gegenüber der damals ſchwächeren nationalen Oppo—⸗ 
fition ſchon einmal abgelehnt hatte! Gie wurden wieder aus⸗ 
gegraben und gegenüber der ſtärker ‚gewordenen Dppoſi tion 


nanmehr genehmigt. Im Zeichen wachſender Mehrheit der 
Tributverweigerer ſchien dies den Erfüllungsparteien plötze 


lich recht und billig zu fein, angeblich zur „Bereinigung der poli= 
tifchen Gitten". Warum aber hatte man diefen Entfchluß nicht - 
ſchon 1928 gefaßt, als zum Zeil genatt bie. gleichen Fülle dem 
Reichstag vorgelegt und damals doch abgelehnt wurden, damals 
noch nicht im Zeichen von Young, damals noch nicht im Zeichen der 
Woahl des 14. Geptember, jener Wahl, von der Biornale d'Italia 
fehrieb, daß man „in Deutſchland auf dem Wege einer Wieder⸗ 
gewinnung der nationalen Kraft ſei und ſich anſchicke, die Souve⸗ 
ränität des Staates über die des Berſailler Vertrages zu 
ftellen.” 
Das Zeichen des Wehleegeh aſſer war unzweidentig and für 
das ganze Ausland: Revifion! Los von Verſailles! Umkehr! Aber. 
zu folcher Umbkehr von zwölfjährigem Wege fühlten die alten 
ſchwindenden Mehrheiten ſi ſich auſcheinend nicht mehr fähig oder 
och nicht Willens, fühlten deshalb mit dem zum Ausdruck ge- 


kommenen nenen anßenpolitifchen Willen auch innerpolitiſch fi fh 
ſelbſt getroffen. So ſuchten fie — nicht andere ift der in der Par- 


Iamentsgefchichte bisher nnerhoͤrte Vorgang der Aufhebung von 
zweihundert Oppoſi tionsimmnmitäten i in Bauſ ch und Bogen natür⸗ 
lich zu klären — in den Tributgegnern zugleich ihre eigenen poli⸗ 
ciſchen Geguer durch die Maſchine der Juſtiz zu walzen, die damit 
bei ſolcher Gelegenheit immermehr den begriffsmäßigen Inhalt 
objektiv höherer Gerechtigkeit, des Rechts als folchen verlieren 
mußte. Enrfeſſelte Juſtiz, gefeſſelte Juſtiz, innerpolitiſche Rück 


ſicht nach der einen und anderen Seite, beſonders verwerflich, wenn | 
durch wachfende Joeruitiierans mit der Gefällungspolict nun zu . 
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gleich objektiv im Dienft der Tribute, zugleich Abdroſſelung der 
Tributfronde, zugleich Tributjuſtiz! 

Für die Auswirkung ſtatt vieler Beiſpiele nur dies: Dr. Goeb⸗ 
bels erhielt nun in weiteren Verfahren Einzelgeldſtrafen bis zu 
5000 Reichsmark für teilweife weit zurückliegende Beleidigungen 
im politifchen Kampf gegen Tribute und Korruption; angebliche - 
Beleidigungen, für die er vielfach nur als verantwortlicher Re— 
daktent, nicht als Verfaffer in Unfpruch genommen wurde, Andere 
wurden für Ähnliches zu monatelangem Öefängnis verurteilt. Und 
gleichzeitig genügte zur Wiederherftellung des Rechtsgefühls im 
Valle des Zentrumsabgeordneten Nientimp für Vereinnahmung 
von 93 000 Reichsmark Beftechungsgeldern als Strafe der Be: 
frag von 1000 Reichsmark. 

* 

Doch ſolche Einzelfälle ſchwinden. Man läßt Geſetze folgen, 
Geſetze zur Sicherung der Regierungspolitik, alfo auch der Tribut: 
politik. Ihnen find unterworfen die Gerichte. Was hilft es, daß 
fie formell „unabhängig“ find von Politik und unabfegbar — dem 
Gefeg unterworfen find auch fie, and) dem neuen Geſetz; formal: 
rechtlich unterworfen, auch wenn es materiell Verfailles heißt. 

So geht man in letzter Phafe den jeinerzeit langſam begon- 
nenen Weg zu Ende: Beamte gebunden ar die Regierung und 
ihre Politik; Gerichte gebunden an die Gefege; Regierung und 
Geſetz eins im parlamentarifchen Staate und beides unter Ver- 
failles, fo alfo durch das Geſetz auch die Gerichte. 

Und durch alles gebimden, notfalls geftraft, der Young- 
untertan. 
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8. 
Ein Geſetz zum Schutz des 
DHoungplans? 


Am Anfang des Weges deffen, was hier zu zufammenfaffend 
objektiver Kennzeichnung als Tributjuſtiz bezeichnet wurde, fanden 
ſich die Prozeſſe, die, felbft ein Tribe, anf Verlangen des Fein⸗ 
bes flattfanden, 

Dem folgten Verfahren im Intereffe der Erfüllung, zur Ver⸗ 
nicheung von Erfüllungsgegnern, zur Abwehr von Widerſtand in 
Tat, Wort, Schrift, alles dies noch verfolgt aus überfommenen 
Geſetzen einer anderen Zeit. 

Die Reinigung der Beamtenfchaft im Jutereſſe ungeflörter 
Erfüllung derzeitiger Regierungsanfgaben bedurfte ſchon weit 
gehender Neuauslegung bisheriger Normen, Neufeſtſtellung von 
Pflichten, ja ſchon ausdrücklich neuer Verordnungen. 

Völlig nen war dann die Aufhebung der früher ſogar Landes: 
verrat ſchützenden Immumität teibutfeindlicher Abgeordneter. 

Und als ſchließlich alles dies gegenüber dem ſteigenden Anwach⸗ 
fen der Tributgegner nicht mehr ausreichend fchien, als die anf den 
Schutz früherer Drdnung berechneten Geſetze, die nene Ordnung 
im Zeichen von Verfailles nicht mehr hinreichend zu ſichern ſchie⸗ 
nen, da folgten dementfprechend nene Geſetze zur Gicherung und 
nen, da folgten dementfprechend neue Geſetze. Gefege, hinter 
ihnen das Schwert der Juſtiz mit Androhung von Strafen ... 


* 
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So kam das Geſetz zum Schutz der Republik, in fataler Gleich- 
zeitigkeit erneuert und beſchloſſen mit den Geſetz über Annahme 
des Doungplans. Ausnahmebeſtimmungen ſchärfſter Art gegen 
politiſche Gegner über die allgemeinen Strafgeſetze hinaus, ein 
Höhepunkt politiſcher Unsnahmegefeggebung und damit politiſcher 


Ausnahmejuſtiz wie es ſchien, in Wirklichkeit aber nur ein Au⸗ 


fang. | r 


Wenn das Republiffchusgefeß, bereits aufgehoben, nun anläß- 


lich des Youngplaus in Leicht abgeänderter Form wieder als gelten- 


des Sonderſtrafrecht nen flatniert wurde, fo wird der erige Zuſam⸗ 
menhang beider Gefege, wie er von der Tributfronde im Reichstag 
dauernd behauptet wurde, nicht hintwegzuftreiten fein. Die Durch- 
führung des angenommenen Yonngplans brachte nicht nur, wie 
feine Vorbereitung, Erwägungen und Worte, fondern praftifche 
Folgen, die ihrerſeits zwangsläufig den bisherigen Widerſtand 
ſchärfen mußten. So mußte ſolchen num erwarteten praftifchen 
Folgen, folchem nun nach bisheriger Erfahrung erwarteten ver- 
ſchärften Widerſtande gegenüber gleichzeitig mit dem äußeren 
Zwangsgeſetz offenfichtlich auch das innere Zwangsgeſetz zur Er: . 
füllung, Sicherung und verfchärfter Widerſtandsbekämpfung er- 
gehen. Die nationale Dppofition fah deshalb aus Anlaß und Zweck 
in dem Republikſchutzgeſetz neuerer Auflage ein Gefeg zum Schutz 
des Houngplans, und die Handhabung des Gefeges gab diefer 
Auffafjung in erheblichem Umfange recht. 

Neben Beftimmungen gegen Mord und Gewalttat bebentete 
das Geſetz für die Praxis im weſentlichen die Anfrechterhaltung . 
ver im & 5 des Gefeges nen formulierten Kautſchukparagraphen 
gegen politifche Angriffe in Wort und Schrift. Beftraft wurde 


mit Gefängnis nicht unter drei Monaten, im Falle mildernder - 


Umftände mit Gefängnis auch unter diefer Grenze, wer „öffent: 
lich oder in’ einer Verfammlung die Staatsform unmittelbar 


beſchimpfte oder. böswillig und mit Mberlegung verächrlich machte 
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oder dadurch herabwürdigte, Daß er den Reichspräft identen oder ein 

Regierungsmirglied beſchimpfte oder verleumdete“, weiterhin, wer 

verftorbene Reichspräfidenten oder Negierungsmitglieder „in bezug 
auf ihr Amt befehimpfte oder verlenmdete”, fchließlich, wer 
„Reiche: oder Landesfarben oder Fahnen bejchimpfte oder bös- 
willig oder mic Überlegung herabzufegen fuchte“. 


Nun wird gegen die Beftrafung grober ſinnloſer und gehäf- | 


figer Beſchimpfungen oder böswilliger Verlenmönngen nichts zu 
fagen fein, wenngleich diefe noch geſteigerte Aufwärmung des alten 
Majeftärsbeleidiguingsparagraphen gerade durch feine früheren 
Bekämpfer den unbeteiligten Kritiker veranlaffen könnte, manche 
Berrachtung über die Wergänglichkeit alles Irdiſchen anzuftellen, 
Man Eönnte auch daran denken, daß zu früherer Zeit gelegentlich 
Führer des Staats das „Niedrigerhängen” für die angemeſſenſte 
Abwehr folcher Angriffe hielten, die eine überlegene Gtaatsfüh: 
zung nicht rührten. Hätte nicht gleiches erſt recht möglich) fein 
follen in einem im Zeichen aller inneren Freiheiten gegründeten 
umd gerade zit dieſem Zweck neugeſchaffenen Volksſtaat mit 
ſeiner nach dem Willen der Verfaſſung geſicherten Staatsführung 
durch freie Wahl der Beften? 

Jedenfalls ſoweit trotzdem menfchliche unzulnglichteit oder 
veränderte Auffaſſung es für geboten hielt, auf die erwähnten 
Vorktiegsmaßnahmen zurückgreifen und fie übrigens noch weient- 
lich zu verfehärfen, fo wird man, wie gefagt, gegen firafrecht- 
liche Verfolgung roher Befchimpfungen der Staatsform vder 
farbe ſonſt ernſthaft nicht viel einzuwenden haben. Reichs⸗ 
präſident und Regierungsmitglieder waren. ja ſchließlich ſchon 
durch das allgemeine Strafgeſetz vor Beleidigungen geſchützt; ihre 
Bevorzugung gegenüber anderen Volksgliedern Eonute ſchon be: 


denklicher ſtitmmen. Ernſthaft bedenklich aber wurde die Sache 


erfi mit der weitgehenden Auslegung dieſer Beftimmungen durch 
das Keichsgericht, welches unter der verfaffungsmäßig feſtgeſtell⸗ 
ten republikaniſchen Staatsform den, Ideen- und Gedankenkreis“ 
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begriff, „der in der geltenden Verfaſſung feinen rechtlichen Nieder⸗ 
ſchlag gefunden hat, in der Ausprägung, die er durch die verfaj- 
fungsmäßig berufene Regierung auf Grund der Verfaffungsbe- 
fimmumgen unter der Billigung der maßgebenden Volkskreiſe in 
der prafeifch-politifchen Betätigung erhalten hat”, kurzum, „Die 
dentſche Republik, wie fie fich auf Grund der Verfaffung tatfäch- 
lich entwicelt Hat und berätigt“. Und auch diefe Begriffe, 
ſchon nicht ganz leicht zu verſtehen, fchienen wiederum son Kant- 
ſchukartiger Unslegungsfähigkeit. Aber abgelehnt wurde der Vor⸗ 
ſchlag des Abgeordueten Dr. Everling, wonach unter verfaſſungs⸗ 
mäßiger Staatsform die ſeit 1918 neugeſchaffenen typiſch republi⸗ 
kauiſchen Verfaſſungseinrichtungen zu verſtehen find, ſoweit ſie 
nach Sinn und Wortlaut der Verfaſſung angewandt werden, 
und wobei die in Ausübung der verfaſſungsrechtlichen freien Mei⸗ 
mmgsänßerung geübte flaatsbürgerliche Kritik firaffrei bleiben 
ſollte. 

Mit dieſer Ablehnung eines auf die eigentliche Verfaſſung be⸗ 
ſchränukten Strafrechtsſchutzes und Zugrundelegung der Reiche- 
gerichtsjudikatur glaubten aber die öffentlichen Ankläger in der 
Praxis und ſicherlich nicht ohne Anweiſung der maßgebenden Re⸗ 
gierungsſtellen noch weit über dieſe Reichsgerichtsjudikatur hinaus⸗ 
gehen zu ſollen. Es zeigte ſich, daß in den Augen des Anklägers 
— ganz im Sinune der Verbindung des Republikſchutzgeſetzes 
mit der Aunahme des Yonngplans — die dentſche Republik, wie 
fie fich auf Grund der Verfaſſung betätigt, auch identiſch ſchien 
mit der Regierung in ihrer Crfüllungspolitik, 

Wäre es nur um das gegangen, was der fozialdemokratifche 
Abgeordnete Dr. Sandeberg in feinem Reichstagsplädoyer für das 
Geſetz als Gefegesinhalt formulieren zu können glaubte, „Wer: 
bot des Appells an die Gewalt, der Mittel niederträchtiger Chr- 
abfchneiderei und Befchimpfung”, dann hätten die Worte von 
Dr. &verling, gefprochen anf Grund der Erfahrungen des alten 
Republikfchuggefeges, nicht wahr zu werden brauchen: „Ihnen 
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wünjchte ich, daß ©ie jedesmal zufehen müßten, wenn wegen 
iegendeines ſcharfen Wortes ein ſchlichte Mann — und meift 
find die Verurteilten ja Arbeiter oder Mittelſtäudler gewefen — 
‚gefaßt in das Öefängnis geht, wenn feine Yamilie zurückhleibt 
und in Not gerät, wenn feine Kinder hungern und wenn Ihre 
Verfaffung dann ihm nachhöhnt: ‚Jeder Denziche hat das Recht, 
feine Meinung in Wort und Bild und Druck frei zu fagen und 
niemand darf ihn in der Ausübung diefes Rechts hindern...“ Es 
find gute Patrioten gewefen, die wegen diefes Gefeges in das Ge- 
fängnis gegangen find und deshalb in das Gefängnis gehen wer- 
den, aus denen der Zorn [prach in irgendeinem feharfen Wort, aus 
denen der Gram über die Schäden diefer Zeit ſprach.“ 

So wurden die Gerichte ernent vor ſchwerſte Aufgaben ges 
ftellt, als fie Berechtigung oder Michtberechtigung ſcharfer An⸗ 
griffe auf die Tributpolitik, in der ſich die deutſche Nepublif „be 
tätigte”, nach dem Willen des öffentlichen Alnflägers zu immer 
wiederholten Fällen zu prüfen hatten. Es ging ja hierbei nicht 
une darum, gelegentlich beliebte Redensarten änßerften Unmuts 
für ſtrafwürdig zu erklüren, wie „Öerichtsvollzieher der Entente“, 
„Statthalter des Yeindes’, — Redensarten, die ja doch objektiv 
im legten Ergebnis ſolchen Vergleichs nichts reſtlos Unrichtiges 
und nur den Beigeſchmack der Pflichtverlegung zu haben fcheinen, 
aber doch nach dem Zufammenhange Keineswegs zu haben bran- 
chen, Hier wurde mic einer im Verhältnis zu jonft üblicher poli- 
tifcher Kritik geradezu Erankhaft gefteigerten Empfindlichkeit an- 
geklagt und gelegentlich and) demgemäß verurteilt — vielleicht 
legten. Endes veranlaßt durch die fortfchreitenden Mißerfolge der 
Erfüllungspoliti£, fortfchreitende Notwendigkeit der Laftenfteige- 
zung und entfprechend gefteigerten Volksunmut. Gelbft die Frage 
kritiſcher Beurteilung der Revolution vom g. November 1918 be- 
gan nach Auffaſſung öffentlicher Auklagen und hinter ihnen 
ſtehender entfprechender Kreife zum republikfeindlichen ſtrafwür⸗ 
digen Vergehen zu werden, obwohl diefe Frage noch eine gewiſſe 
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Unficherheit der Benrteilung durch amtliche Stellen verriet. War 
doch ſchon ein Studienrat wegen Amtspflichtverlegung angeklagt 
worden, der im Kampf um das Volksbegehren einen fozial: 
demokratiſchen Vorwurf, das Freiheitsgeſetz fei Landesverrat, zu- 
rückgegeben haste mit der Klarftellung, daß Landesverrat ganz 
etwas anderes, beifpielsweife Revolution mitten im Kriege fei. 
Vorgeworfen wurde ihm, daß er hiermit maßgebende fozialdemo- 
kratiſche Miniſter als damalige Führer ihrer Partei befchimpfe 
habe. Und als diefer Übereifer der Anklage leichthin mit den Wor⸗ 
ten pariert werden Eonnte, daß jolche Befchimpfung höchftens in 
der Anklage, nicht in den Worten des Studienrats gefunden wer- 
den könne, da merkte man, was gefchehen war, und Freiſpruch war 
die Yolge. Go war bisher and) die amtliche Meinung, daß Regie- 
zung und Republik mit Revolution und Verrat nichts zu tun hät: 
ten. Und dennoch erfolgte im Zeichen von Young öffentliche An- 
klage der Behauptung, daß die Revolution von 1918 Meineid und 
Hochverrat gemwefen ei, der die Truppen wehrlos gemacht habe. 
Und dennoch wurde das felbfiverfländlich freifprechende Urteil des 
Gerichts von dem Repnblikanifehen Richterbund!), der in folcher 
Richtung von der Unabhängigkeit der Richter nichts hielt, als 
umerträgliche Herausforderung der Republik bezeichnet, als Be- 
ſchimpfung des „Urfpenngs der Republik” im Namen des Volkes. 

So erging felbft yegen eine bisher unangefochtene, auch nicht 
etwa den Mationalfozialiften zugehörige wirtfchaftspolitifche Zei: 
tung „ner PpommerſcheLandbund“ Anklage und Straf: 
termin noch am gleichen Tage des Erſcheinens — ſo mißtrauiſch 
war man geworden — als diefe Zeitung ſchrieb: 

„Die ein Peitſchenhieb frifft die nene Notverordnung 
der Kegierung Brüning viele Kreife des deutſchen Volkes. 
Sie, die fi) für Realpolitiker hielten und jedem, der fich 
gegen die entehrenden Beſtimmungen von Verfailles, Dames- 
plan und Youngplan wehrte, der fich gegen die entwürdigende 


2) „Juſtiz“, Januarheft 1931, Band 6, Heft 4. 
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Regierungskunft der Marriften und ihrer Troßknechte aus 
dem bürgerlichen Lager aufbäumte, als Katafteophenpolitiker 
und Staatsfeind brandmarkten, alle die Treuen der Re: 
publik, für die immer noch etwas abfiel, alle Intereſſen⸗ 
politifer, die glaubten, es komme nur daranf an, für fich und 
ihre Kafte etwas herauszuholen, fie alle fehen ihre Politik 
zufammenbrechen. Kein Proseft der Beamtenbünde, der 
Veftbefoldetenorganifationen, des Reichsbundes der Kriege- 
bejchädigten, der Mlittelftandsparteien, der Gewerkfchaften 
bat das Schickſal wenden können und wird es wenden kön⸗ 


„Das hätte einmal ein Kaifer und König wagen follen, 
ohne Parlament in einem Jahre einem ausgeplünderten 
Volke Milliardenlaften nes aufzuerlegen, Da hätte auf 
das Stichwort der Judenpreſſe fi) der ſelbſtbewußte 
Staatsbürger anfgeblafen, auch wenn es um die Gicherung 
von Wolf und Vaterland gegangen wäre, Das reiche deut- 
ſche Volk verfagte 1913 dem Generalſtab die Gelder für 
zwei Armeekorps, die die Mlarnefchlacht und damit den 
Krieg zu unſeren Gunften entfchieden hätten. Diefelben 
Mächte fchinden jegt das verelendere Wolf bis aufs Blut, 
nur um ein vermorfchtes Syſtem, das feine Unfähigkeit zur 
Esidenz eriwiefen hat, am Leben zu halten.“ 
Daß fich der ganze Aufſatz gegen die Erfüllungspolitik und 


ihre Folgen richtete, Eonnte den Werfaffer vor Strafe nicht be 
wahren. 


Und zum Schuß noch ein’anderer Fall: 
Die Stahlhelmführer GSeldte nnd Düfterberg hatten 


von dem „undentfchen Zwwifchenreich bes bismarckfeindlichen Mar⸗ 
zismus” gejprochen. Das Gericht beanftandete befonders die Be- 
zeichnung „ Zwiſchenreich“. Gerade als wenn die Stabilifierung der 
beftehenden Werhältuiffe erfirebenswerteftes Ziel fei. Die Be 
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ziehungen von Verfailles zum heutigen Reich hatte man offenbar. 
überſehen oder maß ihnen nicht die Bedeutung bei. 

Die Tributpolitik war tabu. 

Staatsanwalt und Gericht drohten im Namen des Republik: 
fehusgefeges jedem Frevler. Wieweit das noch mit „niederträch- 
tiger Chrabfchneiderei und Beſchimpfung“ zu tun hatte, war un⸗ 
erfichtlich geworden. Die Rechtsunficherheit jedes Kämpfers der 
Tributfronde ſchien kaum noch tragbar und mußte im Sinne 
verantwortungsbewußten politifchen Handelns wenigftens bis zur 
Grenze bisheriger böchftrichterlicher Gefegesanslegung von jedem 
Tributgegner in Kanf genommen werden. 


Nicht zu vergeffen find hierbei die weiteren Vorſchriften des 
gleichen Gefeges, die einer Beftrafung gleichkommen und in letz⸗ 
ter Linie and) der Entfcheidung der Straf- oder Verwaltungs- 
gerichte unterliegen. 

Einmal zeigte, bisher von den Gerichten wohl kaum ange: 
wandt, $ 6 Abjag 2 des Gefeges eine einfache Form, politifche 
Gegner mit Hilfe der Juſtiz loszuwerden: Jede Öefängnisftrafe 
auf Grund der genannten Beſtimmungen Eonnte zugleich Die 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter zur Yolge haben. 

Im übrigen aber Eonnten Verſammlungen gefchloffen, Ver⸗ 
eine aufgelöft und ihr Vermögen Eonfisziert werden, Eonnte Die 
Preffe beſchlagnahmt und verboten werden, ganz abgejehen von 
etwaiger Beſtrafung, wenn hier oder da eine der genannten Kaut⸗ 
ſchukbeſtimmungen des Gefeges verlegt wurde, Jeder Polizeibe- 
ante konnte mit fofortiger Wirkung jede politifhe Verſamm⸗ 
Iung beenden, in der nach feiner Meinung eine ſolche Zuwider⸗ 
handlung „ven Frieden flörte” und vom Verfammlnngs- 
leiter geduldet wurde; und der preußifche Polizeiminifler machte 
ſich die Auslegung der Friedensſtörung leicht, indem er in interner 
Anmeifung an feine Beamten bereits jede Duldung folcher Zu⸗ 
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widerhandlung als Gtörung des Rechtsfriedens bezeichnete, Frie⸗ 
densflörung und Duldung alfo Eurzerhand identifizierte. 

Jede Verfammlung war damit bedroht, in der die Meinung 
der Überwachungspolizei und des Verſammlungsleiters auseinan⸗ 
derging und dieſer demgemäß nicht eingeiff, fondern „duldete“; ein 
Wall, der bei der verfchiedenen AUnslegungsmöglichkeit der Kant: 
ſchukbeſtimmungen des Geſetzes mehr als int Bereich fländiger 
Möglichkeit fehien, wie ſchon die nicht ganz ſeltene Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit zwifchen Ankläger und Gericht ergab. Uber mochte das 
Gericht entfcheiden, wie es wollte, werm es überhaupt zu einer 
Verhandlung Fam —, die Verfammlung war und blieb auf: 
gelöft. 

Erft durch folche Möglichkeit, durch folche Handhabung fehien 
in vielen allen der Rechtsfrieden geftört, an deffen Störung 
sorher Kein verautwortungsbewußter Kritiker, Kein Zuhörer ge 
dacht hatte, — 

Und fo ſchien das Befeg ein Höhepunkt und war doch nur ein 
Anfang, wenn es auch fehließlich in diefer Richtung das legte 
anf parlamentarifchen Wege zuſtandegekommene Geſetz der 
ſchwindenden Erfüllungsparteien war. IQar doch felbft die ein- 
fache Mehrheitsbildung des Republikſchutzgeſetzes nach der Anti⸗ 
Tributwahl des 14. Geptember 1930 nicht mehr möglich. 
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9. 
Polizeijufliz 

Das Republikſchutzgeſetz übertrug der Laudespolizei vom Poli- 
zeiminiftee bis zur Detspolizeibehörde weitgehende Befugnifie. 
Auch in diefer Richtung war dies Gefeg nur ein Anfang. Die 
Polizei, Hilfebeamte der Staatsamwaltſchaft, der Juſtiz, war 
maßgeblich eingefehaltet und in ihrer Funktion erweitert in dem 
gerichtlichen Befchlagnahme:, Werbots- und Strafverfahren; vor⸗ 
Yänfige Strafjuſtiz war fie ja auch ſchon durch ihre Befugnis 
zum Erlaß polizeilicher Strafbefehle beſchränkter Höhe. So war 
die Polizei mittelbar und unmittelbar an Verfahren beteiligt, die 
in vielen Fällen das Gebiet objektiver Tributjuſtiz trafen; das 
Gebiet der Verfolgung von Tributgegnern um diefer Gegner- 
ſchaft and der Art ihres Ausdrucks willen, Beſchlagnahme, Ver⸗ 
bot, Beſtrafung um ſolchen politiſchen Kampfes willen. Schon 
deshalb ſcheint es bei den beſonderen Verhältniſſen der preußiſchen 
Polizei vollſtändigerweiſe nötig, auch dieſe Verhältniffe hier ob: 
jektiv klarzuſtellen. 

Das Preußiſche Polizeiminiſterium war ſeit Beginn des Frei⸗ 
ſtaats in ſozialdemokratiſchen Händen und von der Sozialdemo⸗ 
kratie mit ihren beſten Männern beſetzt. Gelbftverftändlich 
wurde die Polizei in gleichem Geifte erzogen. Die Sozialdemo⸗ 
£ratie aber war bekanntlich die Erfüllungspartei in Iegter Voll⸗ 
endung und Grundſützlichkeit. Damit war zwangsläufig der Zu 
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ftand erreicht, den der ſozialdemokratiſche jegige Reichsgerichtsrar 
Dr. Großmann mit dem Begriff der „unbewußten Befangen- 
heit” charakterifiere hat. Es ergab fich zwangsläufig die innere 
Einſtellung der Polizei den Erfüllungsgegnern gegenüber, die ja 
offenbar und immer mehr mit der Erfüllung zugleich auch die 
hinter der Polizei ftehende, ihr vorgefegte Regierung befämpften. 
Die Regiernngspolitit aber war von ihren politifchen Beamten 
— mir erinnern ung an den Oberpräfidenten Lippmann und feine 
Deckung ducch den preußischen Innen⸗ und Polizeiminiftee — 
durch pofitive Handlungen zu fordern. Zwangsläufig mußte man 
in der Polizei som Miniſter bis zum Schutzpoliziſten fo denken 
und handeln, 

Bei den unteren Organen Fam noch folgendes hinzu: 
Daß zu perfönlichem Schutz des nun einmal für Drdnung und 
Sicherheit angeftellten Polizeibeamten feine Bewaffnung für Fälle 
der Not geboten ift, wird niemand verkennen. Hierzu aber genügt 
nad) weitgehender Auffaſſung (und genügte bis etwa 1924) die 
Piftole. Jeder kenut die mit ihrem Gebrauch verbundene Gefahr. 
Ihre Anwendung ift damit von felbft auf Ausnahmefälle be- 
ſchränkt. 

Weſentlich bedenklicher demgegenüber ſcheint vom allgemeinen 
Standpunkt der augeblich ungefährliche und zweifellos gegenüber 
der Piſtole ungeführlicher Gummiknüppel ‚der etwa 1924 
dem Polizeibeamten neben der Piftole in die Hand gegeben wurde. 
Abgeſehen davon, daß es ein großes Volk als ansgefprochen ent- 
ehrend empfinden muß, bei diefer oder jener Gelegenheit aus die- 
fern oder jenem Anlaß, vielfach infolge rein zufälliger Gegen: 
wart, kurzerhand verhanen zu werden, muß gerade die angeb⸗ 
liche Ungefährlichkeie und bequeme Handhabung des Knüppels 
den jungen, meift zudem Eriegsunerfahrenen Polizeibeamten zur 
Benugung reizen. Machtmöglichkeit gibt Machtbewußtſein. 
So wie gerade die Sozialdemokratie vor dem Kriege behauptete, 
daß die Exiſtenz großer Heere ſchon als ſolche zu Kriegen führen 


9* 131 


müffe, fo mindeftens mußte ſolche Machtmöglichkeit in der Hand 
junger, meift ungebildeter, Eriegsunerfahrener, aber ihrer Jugend⸗ 
kraft bewußter Poliziſten ſchon durch die Eiurichtung ſelbſt zu 
den Ereigniſſen und der Einſtellung führen, die in immer weiteren 
Kreifen als „Gummilnüppelpfychofe” feftgeftellt und bekämpft 
worden iff. 

Das Schlimme aber ift dabei, daß folcdhe zur Tat werdenden: 
Möglichkeiten die Kluft immer mehr anfreißen zwifchen Unter- 
tan, als welcher der Bürger ja von der Polizei in folchem Valle 
Behandelt wird, und Polizei. Das Schlimme ift, daß die Er- 
weiterung folcher Kluft zu fleigender Geneigtheit und fleigendem 
Gebrauch — und Mißbrauch — der Waffe führen Fann und 
wird, nn 

Mögen ftatt allgemeiner Andensungen über das, was hier als 
weitgehender Mißbrauch der ‘Polizeigewalt immer weiteren Krei⸗ 
fen zu ſchwerſten Bedenken Anlaß gibt, und ſicherlich weder von 
oben noch vom Wolke gebilligt werden kann und wird, aber geumd- 
fügliche Anderung bisher nicht erfahren hat, Tatſachen folgen. 

Alle Achtung vor dem verautwortungsvollen und ſchweren 
Dienft des jungen Cchuspoliziften. Und es hat immer etwas 
Mißliches, Fehlgriffe einzelner zu verallgemeinern. Aber wenn 
von Einzelereigniffen nicht mehr gefprochen werden kaun, wenn 
die Klagen ſolchermaßen fich hänfen, dann erfcheint geundlegende 
Anderung geboten. Dann erfcheint bis zu folcher Anderung mehr 
als Worficht geboten in der Verwendung folcher Staatsorgane. 

ag die Linkspreffe, beifpielsweife das „Berliner Tageblatt” 
verglichen werden für die Art der Behandlung, die in gefchilder: 
ter Weife die Polizei bei den Maidemonſtrationen 1929 demon- 
firierenden Kommnniſten und Zufchanern, ja anch Preffebericht- 
erftattern, mit dem Gummiknüppel zuteil werden ließ. Rück⸗ 
ſichtsloſe Schüſſe gegenüber bedrohlichem Verbrechergefindel wer- 
den den Beifall aller finden, finnlofe Gummiknüppeleien gegen- 
über unbeteiligtem Publikum und ruhigen Demonſtrauten nicht. 
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Durch die gefamte Prefie aller Richtungen gingen weiter die 
Schläge mit dem Gummilnüppel, durch die der einer Mittel: 
partei angehörige Gerichtsberichterftatter Paul Kießling in Dres- 
den am 20. März 1930 ohne jeden Anlaß totgeſchlagen 
worden war. Hier war der Gummilnüppel noch mit einem poli- 
zeilichen Fauſtſchlag ins Geficht verknüpft geweſen. 

Der nationalfozialifiifche, ans dem Kampf gegen Young und 
die Tributverſklavnng bekannte und inhaltlich doch eigentlich be- 
grüßenswerte Ruf „Deutſchland erwadhe!” wide von 
Schutzpoliziſten mit dem Gummiknüppel in großem Stil quittiert 
und bekämpft, wie in einem Einzelfall Regierungsrat Dr. Fabri⸗ 
eins öffentlich und unwiderſprochen berichtere, BDeutſche Örn- 
denten die gegen Verſailles demonftrierten und 
bierbei in jugendlichen Überfchwang die Baunmeile der Reichs: 
hauptſtadt überfchritten, wurden nicht etwa notfalls unter Zu: 
hilfenahme der Pferde zurückgedrängt, ſondern ſyſtematiſch mic 
dern Gummiknüppel niedergeſchlagen. Auch Dies ein Kapitel zur 
Tributjuſtiz! Beides Dinge, in denen es ſich kanm noch um ges 
botene Maßnahmen zur Wiederherſtellung von Ruhe und Ord⸗ 
nung bei ausgeiprochen Werfailles- und tribuefeindlichen Kund⸗ 
gebungen zu handeln fchien, ſondern ſchon um Beftrafung, um 
angemafßte Tributjuſtiz als Quittung für folche als ſtrafwürdig 
erachfete Kundgebungen. 

In Öerichtsverhandlungen hatten fich ſchon mit Rückſicht auf 
die Überfchreitung der Bannmeile auch diefe Tributgegner zu 
verantworten. Hierbei wurde das Vorgehen der Polizei gericht: 
lich geklärt. Wahllos war nad) den AUusfagen der Zeugen auf 
die Studenten, fogar anf einen kriegsbeſchädigten Studenten ein- 
gefhlagen worden. Gelbft gegen Studentinnen hatte man den 
Gummiknüppel erhoben. Ein alter Dffizter bekundete als Zeuge 
in allen Einzelheiten, wie ihm Erinnerungen anfgeftiegen feien 
an eigene Behandlung in der franzöſiſchen Kriegsgefangenfchaft, 


133 


als er die Poliziften in folcher Weiſe anf ruhig daftehende Stu⸗ 
denten einfchlagen fah. 

Kein Einzelfall. 

Am x. März 1930 wurde der von Kommumiſten ermordete 
Nationalſozialiſt Horft II effelbegeaben. Am Wleranderplag 
drängte die Polizei ans unbekannten Gründen einen Teil des 
Trauerzuges ab und peitfchte die unbewaffnere Menſchenmenge 
mit dem Gummiknüppel die Treppe zum Untergeundbahnhof Hin: 
unter. Verſchiedene Poliziften zogen. dabei ihre Dienftpiftole, 
tepetierten und bewegten fich, den Finger am Abzug der ent- 
fiherten Piftole, in der anderen Hand den Gummiknüppel ſchwin⸗ 
gend, mit wiltenden Gefichtern durch die herabflüchtende Men— 
fehenmenge. Ein junger Mann von 20 Jahren fagte zu feinem 
Nachbarn: „Sieh mal, was die für Gefichter machen.” Das 
genügte, um einen Beamten zu veranlaffen, ihm mit dem drohen- 
den Ausruf: „Sagten Sie was!” die Dienftpiftole anf die Bruſt 
zu fegen. 

Um 21. Jimi 1930 fland vor dem Afrika-Kafino in der 
Lützowſtraße ein Laſtkraftwagen mit Anhänger, befegt mit viel- 
Teiche fünfzig TTationalfozialiften zum Zwecke einer Werbefahrt. 
Ein Polizift entdeckte die eingerollte Yahne des Trupps anf dem 
Triebwagen. und nahm fie fort, ein Verhalten, das ſchon ge- 
legentlich der Landvolkereigniſſe in Schleswig⸗Holſtein vorgekom⸗ 
men und als ungefeglicher Verſtoß gegen die verfafiungsrechtliche 
Meinungsfreiheit gerichtlich gebrandmarkt. worden war. „Die 
Fahne her”, tönte es im Chor, „wo die Fahne hingeht, gehen 
anch wir Bin.“ Uber fchon war der Gummilnüppel Ios, und 
wahllos ſchlugen die Beamten von hinten in den die Fahne um- 
drängenden Menſcheuſchwarm hinein. 

So berichtet in den beiden legten Yällen gleichfalls Regie: 
rungsrat Dr. Yabrieins, ohne wegen diefes öffentlichen Berichts 
dementiert oder gar zur Verantwortung gezogen zu fein. 

Kein Wunder, wenn bei ſolcher Aufwühlung der Leidenſchaf⸗ 
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ten und Gewöhnung der Polizei an folche Machtmittel nun 
auch gelegentlich weit gefährlichere Waffen angewandt werden 
und womöglich Losgehen. Daß Piftolen anf die Bruſt geſetzt wur- 
den, ift berichtet. Daß mit der Piftole bei leichtfertigerfter Gelegeu⸗ 
beit auch gefchoffen, und zwar totgeſchoſſen wurde, berichtet bei- 
fpielsweife das „Berliner Tageblatt“ — zweifellos nicht im 
Ginne der Tributfronde befangen: 

Auf der Badewiefe am Hohenzollernkanal in Berlin fchieße 
ein Polizeibeamter fcharf, zur Durchführung des Auftrages, das 
Ufer zu räumen, an dem laut Warnungsſchild das Baden ver⸗ 
boten ift. 

„Glaubt die Polizei etwa, daß Menſchen, die an verbotenen 
Ötellen baden, in der Badehoſe einen Revolver mitführen, und 
daß man etwa Vorforge freffen muß?“... „Es foll aber gejagt 
fein, daß man mit dem Schießprügel anf Schwerverbrecher los⸗ 
geht und auch das nur, wenn es gar nicht anders geht. Und das 
allerdings muß man mie allem Nachdruck jagen: Wie ftehen in 
einer Zeit des Kampfes gegen die Todesftrafe; — will da die 
Polizei hergehen und auf unerlaubtes Freibaden, alfo auf eine 
bloße Übertrerung, die ſchlimmſtenfalls z RIM. Gelöftrafe ein- 
bringen wide, son fich ans die Todesſtrafe fegen?“ 

Arch aus diefen Bericht des Berliner Tageblatts lieſt man 
verſteckt die Auffaſſung, daß es fich bei folchen Maßnahmen 
ſchon um eine Are Beftrafung, angemaßte Gteafjuftiz, handele! 

Bei:der Befreiungsfeier der Rheinlande am 
x. Juli 1930 wurde die Reichswehr beim Abrücken ans dem Luſt⸗ 
garten von viefiger Menſchenmenge begleitet, die forswährend in 
Hochrufe auf die deutſche Armee ausbrach. An der franzöfi ſchen 
Botſchaft wurde von einer Gruppe Studenten der Ruf „Nieder 
mie Frankreich“ ausgebracht, der von der Menſchenmenge begei⸗ 
ſtert aufgenommen wurde. Kurz darauf vor dem Reichstagsgebäude 
ſtürzte ſich die Polizei anf die Studentengruppe, griff einen jun- 
gen Mann ohne jeden äußeren Anlaß ans der Gruppe herans, 
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fehleifte ihn buchſtäblich über das Pflafter und xiß ihn vor den 
Angen der Goldaten in ein Überfallauto. Darauf gab die 
Menge ihrem Ummillen durch Tante Rufe Ausdruck. Sofort 
attadierte berittene Polizei die Menge und ritt in vollem Ga- 
Iopp in die Menſchenmaſſe hinein, die in die Anlagen des Tier 


- gartens flüchtete. Dabei fielen Männer, Frauen und Kinder 


übereinander, fo daß heillofe Verwirrung angerichtet wurde und 
mehrere Verlegungen vorfamen. Rufe aus der ungeheuren Er⸗ 
regung: „Das ift die Befreinngsfeier in Berlin” oder „Schlim⸗ 
mer als die Franzoſen“ waren die verfländliche Folge. (Bericht 
des „Wölkifchen Beobachters”.) 

Nach der eigentlichen Räumung berichtet wenige Tage fpäter 
die „Dentfche Zeitung” über Karabiner, Tränengas und Hand: 
granaten, die von der Polizei bereitgeftellt waren, um etwaige 
Ansfchreitungen gegen Geparatiften und Werräter ans der Be: 
fagungszeit dem getxoffenen Abkommen mit Frankreich entfpre- 
chend zn hindern. 

Negative Tributjuſtiz. 

Drei Monate ſpäter berichtet in der „Dentfchen Zeitung“ der 
Studienrat Ewerth ans Berlin, welcher, nicht Nationalſozialiſt, 
als völlig Unbeteiligter ar irgendwelchen Kundgebungen verhaftet 
wurde: 

„Montag machte ich mit meiner Frau einen Spazier⸗ 
gang durch den Tiergarten. Daß er mich jedoch über meh- 
tere Polizeiwachen als Gefangener zue Abteilung IA füh- 
ten würde, hätte ich nicht gedacht. Bei der Giegesallee be 
merkten wir größere Anſammlungen und Polizei, die die 
Lente zurückdräugte. Zögernd gingen wir weiter. Da 
fprengten 4—6 berittene Schutzleute, wie raſend, quer über 
die Wieſen mitten unter die Lente und hieben auf fie mir 
Gummiknüppeln ein. Wir eilten bis zum Plas am Bran- 
denburger Tor, um ans dem Getümmel heranszufommen. 
Aber die Schutzleute galoppierten bereits hinter uns her 
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auf dem Bürgerfteig entlang. Wergeblich verfischten wir 
einen - Autobus zu befteigen. Wir wurden vorwärts ge- 
drängt. 

Der Polizeimajor Heinrich fprang wie ein Wilder anf 
die Sente zu und hieb und ftieß fie. Unmittelbar vor dem 
Denkmal Kaifer Friedrichs verfegte er einen älteren Herrn 
einen fo furchtbaren Stoß vor die Bruſt, daß diefer rück⸗ 
Kings niederflüirzte und mit dem Schädel anf die Pflafter- 
fleine aufſchlug. Es war der Kaufmann Dtto Kluczynſki, 
der mit feinem 85jährigen Water vorheigehen wollte. Ich 
fprang dem am Boden Liegenden zu Hilfe und richtete ihn 
auf —, er ſuchte feinen Hut und Kneifer anf, die er bei 
dem Sturz verloren hatte, und bat mich nm meine An- 
ſchrift als Zeigen. Ich wollte ihm meinen Namen auf- 
fchreiben, da aber wurden wir von der Schupo grob zurück⸗ 
gedrängt. ch änferte meine Empörung über dies Vor: 
gehen und fante dem Major Heinrich, der perfönlich mie 
den Fänſten fuchtelnd auf ums eindrang, wörtlich: ‚Ich 
als früherer Offizier finde es unwürdig, daß ein Dffizier 
fich zu folchen Handlungen hinreißen läßt.“ 

Sofort brüllte Major Heinrich wie ein Rafender: ‚Ver- 
haften Gie ihn, zur Wache mit ihm! Die werde ich es 
anftreichen“ 

Zwei Schupos packten mich, drehten mir die Handge⸗ 
lenke auf den Rüden und fchleppten mich unter Stoßen 
und Schlagen auf die Brandenburger Tor-Wache. Ver: 
geblich wies ich mich durch meinen Paß ans, vergeblich ver: 
langte ich, telephonieren zu dürfen. Statt deffen wurde ich 
genau auf Waffen unterſucht. Als ich verficherte, daß ich 
Feine Waffen hätte, brüllte ein Beamter mir zu: ‚Das 
glaube ich Ihnen nicht.‘ Natürlich war die Suche ex 
gebnislos. 

Unter den 30 Veftgenommenen befand fich auch eine alte 
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‚ Dame. Cie hatte nicht fehnell genug ausweichen Können. 


138 


Man hatte fie mit Gummilnüppeln vor die Benft und in 
die Geiten geftoßen. Als fie zur Abwehr ſchützend ihre Hand 
vorhielt, wurde fie zur Wache gefchleppt. Begründung: 
fie Habe mit ihrer Handtaſche einem Beamten den Tſchako 
eingefchlagen! 

Aufs höchfte erſtaunt war ich, als auch der von Major 
Heinrich niedergefchlagene Kaufmann Kluczynſki unter den 
DVerhafteten erfchien. Grund: Nichtbefolgung eines dienft- 
lichen Befehls! 

Nach einer Stunde brachte man uns zum \ Polizei 
revier 28 in der Paulſtraße. Es dauerte etwa zwei Stun⸗ 
den, bis wir unſere Perſonalien angegeben hatten. Wieder 
ging es unter ungeheurer polizeilicher Bedeckung — jeder 
wie ein Schwerverbrecher von einen Beamten geführt — 
zu zwei Laſtkraftwagen. Cin Dffiziee gab mit fehneidender 
Stimme folgendes bekannt: ‚Bei der geringften Demon- 
firation oder einem Fluchtverſuch macht die Polizei ſofort 
von der Schußwaffe Gebrauch!“ Demonſtration! wohlge: 
merkt. Wie leicht konnte ein übereifriger Beamter fchon 
in den SHeilenfen der Menge eine „Demonftration‘ fehen 
und die Menſchen niederfnallen! 

Im Polizeipräfidinm zuerft Ianges Warten. Ein Jüng—- 
ling pfiff eine Melodie vor ſich Bin. Sofort erſcholl die 
Drohung: ‚Wenn nicht fofort Ruhe herrſcht, werdet Ihr in 
Einzelzellen geſperrt! 

Nach etwa einer Stunde erſchien ein Beamter in Zivil. 
Ic erhob entſchiedenen Einſpruch gegen Die Freiheitsbe— 
ranbung. ch Iehnte es zumächft rundweg ab, anszufagen 
und forderte, meinen Anwalt zu fprechen. Mir wurde aber 
erklärt, daß ich dann erfi am nächften Tage dem Richter 
vorgeführt und von dieſem wieder bis zum übernächften 
Tage feftgehalten werden würde! ‚Zenn es fo mit der Frei- 


heit des Staatsbürgers in der Republik beftellt if‘, er- 
widerte ich, ‚dann muß ich ſofort ausfagen.‘ 

Anf meine Frage, weshalb ich verhaftet fei, teilte mir der 
Beamte mit: ‚Beamtenbeleidigung und Nichtbefolgung 
eines dienftlichen Befehls!“ Nach kurzem Protokoll wurde 
ich dann ‚entlafjen“. 

Wie übrigens über den Herrn Major Heinrich feine 
eigenen Beamten denken, zeigt folgende Außernng eines 
Schutzpoliziſten: ‚Um. Gottes willen, Eommen Gie unſerem 
Major nicht zu nahe, der Eennt ſich niche vor 
I ne‘” 

In der „Nachtausgabe“ wird von Crlebniffen einer ran 
Dr. Bollmann, der Gattin eines Sportredaktenes vom WTB, 
unläßlich gleicher Tumulte berichter: 

„Frau Dr. Bollmann hatte ſich gefteen abend gegen 
8 Uhr mit mehreren Verwandten und ihrer alten Mutter 
vor dem Hans Vaterland verabreder. Auf der gegenüber: 
liegenden Geite wurden zu diefer Zeit Paffanten von der 
Schupo mit dem Gummiknüppel nach der Streſemann⸗ 
firaße abgedrängt. Auch anf der Geite vor dem Porsdanter 
Bahnhof flohen. die Paffanten auseinander. Cs befanden 
ſich mur noch zirka 15 Perfonen dort, unter ihnen Frau 
Dr. B., die son ihren Verwandten getrennt war nnd mun 
anf ihren Mann wartete. Plöglich kam son der gegenüber- 
liegenden Geite ein Polizeioffizier und zwei Schupobeamte 
anf fie zu und ſchrien fie ſchon von weitem an: ‚Scheren Cie 
fi) hier weg, Sie haben hier nichts zu ſuchen, ſcheren ie 
ſich nach Haufe“ Als Frau Dr. B. eine Erklärung für 
ihr Warten abgeben wollte, ſchrie fie der Offizier an: ‚ch 
werde Sie feftftellen Iaffen.‘ Die Beamten ſchoben Frau 
Dr. 8. dann vor ſich her zum Eingang der Polizeimache 
Potsdamer Bahnhof. 

Vor dem Eingang hatte fich durch diefen Vorfall eine 
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Menſchenmenge angefammelt, son denen zahlreiche Per- 
fonen fi Frau Dr. B. als Zeugen zur Verfügung flel- 
len wollten. Der Dffigier brüllte diefe Leute an: ‚Cie 
haben überhaupt nichts zu verlangen‘, und feine Lente 
drängten die Menge mit dem Gummiknüppel ab. In der 
Polizeiwache wurde Frau Dr. B. von vier bis fünf Polizei- 
beamten buchftäblich von Hand zu Hand gegeben. Als fie 
verlangte, daß einige Zeugen mitkommen follten, fagte ihr 
der Dffizier: ‚Sie hetzen das Publikum auf.“ Frau Dr. B. 
landete dann in einem der hinteren Räume, in dem fich noch 
ein junger Mann befand. Nach einer halben Stunde 
ftellte ein Beamter die Perfonalien der Frau Dr. 8. feſt. 
Sie konnte nunmehr gehen und begab fich wieder zum Pots⸗ 
damer Platz, um ihre Angehörigen zu ſuchen, die ſie in 
großer Aufregung vorfand. Die Mutter von Fran B., 
die den Vorgang beobachtet hatte, war auch zur Polizei- 
wache gegangen. lan hatte fie aber dort nicht zu ihrer 
Tochter vorgelaffen. 

Frau Dr. B. begab fich dann etwas fpäter, nachdem fie 
ihren Mann telephonifch herbeigerufen Hatte, mit dieſem 
anf die Wache, um die Gründe der Feſtnahme zu erfahren. 
An der Tür der Wache fagte ein Kriminalbeamter zu 
dran Dr. B.: ‚Sie müffen hierbleiben, es ift Anordnung 
gekommen, Gie feftzuhalten.‘ Der Dffizier, der die Feſt— 
nahme von Frau Dr. B. veranlaßt hatte, wurde telepho: 
nifch herbeigernfen. Während Frau Dr. B. vorher Eeine 
Zeugen geflattet worden waren, brachte der Dffizier ſeine 
Beamten als Zeugen mit, Cr behauptete num, Frau 
Dr. 8. fei ganz freiwillig mitgegangen, er habe auf dem 
Potsdamer Plas zu ihr geſagt: , Gnädigſte, bitte gehen Cie 
weg! uſw. !!! Die Beamten beflätigten jedesmal mit 
Hadenzufammenfchlagen die Ansfage ihres Vorgefegten. 
Es wurde dann Frau Dr. B. erklärt, wenn fie beflätige, 


daß fie an der ganzen Cache ſchuld fei, könne fie gehen, 

wenn nicht, müſſe fie zum Verhör auf das Polizeipräſidium. 

Um feiner Gattin weitere Unannehmlichkeiten auf dem 

Polizeipräſidium zu erfparen, erklärte zum Schluß Dr. B 

die Angelegenheit für erledigt.” 

Der Reichstagsabgeordnete, Forſtmeiſter Giefeler, berichtet 
ähnliche Vorgänge gegenüber dem oftprenfifchen Landvolk. Auch 
bier dag Wort „Haut die Hunde” von feiten der Polizei, eine 
Bezeichnung, die ähnlich von anderen Worfällen berichtet, den 
Charakter folcher Exeiguiffe kennzeichnet. 
«* 


Das Schlimmſte war, daß bei der naheliegenden Einftellung der 
Gerichte gegenüber dem Zengnis von Beamten in folchen Fällen 
die Findung des wahren Rechts nur ausnahmsweiſe zu erwarten 
war. Wie oft Eam es vor, daß, wer zu Bejchwerdezweden 
feinerfeits um den Mamen diefes oder jenen Beamten bar, nun 
umgekehrt wegen angeblichen Widerſtandes, Ungehorfams oder 
Beleidigung gefaßt, aus dem Ankläger zum Angeklagten wurde. 
Das braucht nicht gleich mit Mleineiden zu gefehehen, im Gegen- 
teil, die durch folche Tätigkeit gefteigerte Erregung des Beamten 
mußte ja Geſpenſter fehen! 

So wurde, um einen Einzelfall zu Gerichten, ang einer der⸗ 
artigen anf wenige Stunden berechneten Widerſtandsverhaud⸗ 
lung eine Verhaudlung von zwei Tagen. Daß der Schutzpoliziſt 
dreimal unberechtigterweiſe auf den wehrloſen Angeklagten ge⸗ 
ſchlagen hatte, wurde von ihm kurzerhand beſtritten, auch noch 
als Zeugen auftraten, die den immer wiederholten Ruf aus der 
Menge bekundeten „Schlagt ihn doch nicht, er gebt ja fo mie”, 
Worin der Widerftand Tag? „Cr Elammerte fi) mit den Fü— 
fen an der Erde an“, fagte der Schutzpoliziſt und meinte damit 
Eorrigierend, er habe ſich hingeworfen und, wenn hingefallen, 
jedenfalls beim Anfheben befonders ſchwer gemacht. Überrafchend 
fprach ein ſchlichter Zenge von der gleich nach dem Vorgang ge: 
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fallenen Redensart des Schutzpoliziſten: „Cs ift ganz aut, wenn 
auch einmal den befferen Herren die Schnauze geftochen wird“. 
Alls demgemäß die Verteidigung eine politifche Motivierung ver- - 
mutete und die Frage nach efwaiger politiſcher Drganifation des 
Schutzpoliziſten gerichtsfeitig auch zugelaſſen wurde, verweigerte 
dieſer die Ausſage und blieb dabei, obwohl ihn die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft auf die Ungeſetzlichkeit dieſes ſeines Verhaltens hinwies. 
Aber noch jetzt glaubte das Gericht dieſe Ungeſetzlichkeit decken, 
noch nachträglich die Zuläſſigkeit der Frage wiederum verneinen 
und fie nunmehr ablehnen zu Eönnen! Zeugen, die Schläge anf 
Polizeiwachen erhalten hatten, wurden nicht geladen, ein aus 
Verſehen dennoch geladener Zeuge, der dies unter Eid bekundete, 
mit den Anzeichen höchſten Unglaubens befragt und dann, als für 
diefen Fall gleichgültig, entlafjen. . Und es bedurfte in dieſem 
Falle ganz offenbar der für die Schuldfrage unentbehrlichen bei⸗ 
den Schöffen, um der Widerſtandsauklage den Freiſpruch folgen 
zu laſſen. Pſychologiſch kann eben kein Richter, ſelbſt pflicht⸗ 
treuer Beamter, ſo ohne weiteres bei anderen Pflichtverletzung 
vermuten und glauben. 

Immerhin änderte ſich langſam, den Verhältniſſen entſpre⸗ 
chend, auch dieſe Einſtellung der Gerichte. 

In grundſätzlicher Entſcheidung erkannte das Reichsge: 
richt eine Zwangsgeſtellung durch die Polizei für unzuläffig und 
rechtswidrig in einem alle, wo unſchwer ohne Vreiheitsberaubung 
und Mitnahme zum Poltzeipräfidium die Perfonalien feftgeftellt 
werden Eonnten. Nur die gebotenen Mittel auzuwenden war 
die Polizei befugt. Die Freiheit ohne weiteres und ohne Prüfung 
der Doransfegungen zu befchränken, war fie nicht berechtigt. 

Und in gleichem Gimme erging ein grundſätzliches Erkenntnis 
des Hamburgiſchen Oberverwaltungsgerichts. 
34 Nationalſozialiſten waren bei irgendeiner Öelegenheit von der 
Polizei verhaftet, vom Amtsgericht mangels gefeglicher Voraus⸗ 
legungen aber auf freien Fuß geſetzt worden. Nunmehr verfügte 
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die Polizeibehörde über die gleichen Perfonen, die nach richterlichem 
Ausſpruch unverzüglich auf freien Fuß zur feßen waren, die Schutz⸗ 
haft. Alle Bemühnngen, die Polizei von der Unzuläſſigkeit diefer 
Maßnahme zu überzeugen, blieben wirkungslos; in der Regie: 
rungspreffe hieß es sielmehr, die Polizeibehörde Hoffe, daß. die 
Schutzhaft erzieherifch wirke. Schließlich wurden drei Jugeudliche 
frei gelaffen, die reftlichen Zı durften erft unmittelbar vor der 
Reichstagswahl den Haftraum verlaffen. Das Oberverwaltungs⸗ 
gericht erklärte die Schughaftverfügungen für ungefeglich und 
legte der Hamburgifchen Polizei die Koſten auf. Ein Schadeuserſatz⸗ 
prozeß nahm den gleichen Verlauf zu Ungunften der Polizei. Mber 
den Ausgang des gegen den Polizeipräfidenten eingeleiteten Straf⸗ 
verfahrens ift dem Werfaffer nichts bekannt geworden. 

Auch das Preußiſche Rammergericht wurde zum 
Hüter vor offenbarem Polizeiibergriff. AUnf Weranlaffung des 
prenßifchen Polizeiminifters war in Preußen und dann übrigens 
auch in anderen Ländern das Tragen der braunen Hemden und 
anderer nationalfozialiftifehen „Uniformftücke” verboten worden, 
Das Kammergericht erklärte diefe gefamten preußifchen Polizei⸗ 
verbote, die fich zunächft fogar anf gefchloffene Räume erſtrecrten 
und fchon aus diefem Grunde ungültig waren, allgemein für um: 
gejeglich. 

„In einem Volksſtaat — Art. ı RB. — muf aber das 
Recht der freien Meinungsäußerung jedenfalls fo weit 
gehen, daß das politifche Gleichgewicht durch den Wider⸗ 
fireit der politifchen Parteien gewährleifter werden Tann. 
Im Volksftaat foll gerade ans dem Kampf der politifchen 
Anfichten, bei dem alle Meinungen im Lichte der öffent- 
lichen Kritik geprüft werden können, das für das Gemein- 
wohl Befte gefunden werden. Es geht daher nach Urt. 118 
RU. nicht an, eine öffentliche Kritik an der Regierung als 
ſolche oder ein öffentliches Serben für eine politifche Par- 
tei bei den Wahlen als folches oder das öffentliche Bekennt⸗ 
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nis zu einer im Reichstag vertretenen politifchen Partei, die 
fich bei der Verſchiedenheit der politifchen Zuſammenſetzung 
der Sandesregierungen zu irgendeiner Candesregierung tegel- 
mäßig in Gegenfaß fegen wird, um feiner felbft willen zu 
verbieten. 

Vgl. auch DVG. Bo. 78 ©. 261, 265. 

Die vorliegende Polizeiverorönung verbietet erkennbar 
das öffentliche Bekeuntnis zu einer im Reichstag vertretenen 
politifchen Partei durch das Verbot eines befonders wirk⸗ 
ſamen Mittels, und zwar. ergeht dies Werbot ansfchließlich 
um dieſes Bekenntniffes willen. 

Damit ift aber das Grundrecht der freien Meinungs⸗ 
äußerung verlegt.“ 

Das Kammergericht bat ſich aber mit diefer Feſtſtellung, daß 
das Vorgehen der prenßifchen Polizei gegen die einfachften Grund⸗ 
fäge des Volksſtaates verfließ, noch nicht begnüge. Es hat wei⸗ 
terhin ungekehrt feftgeftellt, daß nicht die Hemden das Publikum 

gefährdeten, fondern — die Polizeiverordunng! Es führe fort: 
„Die Unbeſtimmtheit der Polizeiverordnung bedeutet eine 
Gefahrenquelle für unbeteiligte, den Zielen dee NSDAP. 
fernſtehende deutfche Staatsbürger, die irgendein Kleiduugs⸗ 
ſtück £ragen, das einem Polizeibeamten ‚geeignet‘ exfcheint, 
die Zugehörigkeit zu den besreffenden politifchen Organi- 
fationen zu keunzeichnen.“ 

Es ift bisher wohl weder in der Gefchichte der preufifchen Ju⸗ 
flig noch der preußifchen Polizei ein Yall vorgekommen, wonach 
laut Urteil des höchften Gerichts der Gefahrenzuftand erft durch 
eine Polizeiverordunung geſchaffen wird, die doch grundſätzlich be- 
ſtimmt ift, vorhandene Gefahrenzuftände zu befeifigen! 

Diefe Entfcheidung erging am Tage der Annahme des Young: 
plans durch den Reichstag. Won leitender Stelle der preußiſchen 
Polizei wurde erklärt, daß die Gründe des Kammergerichtsent: 
feheides noch nicht bekannt wären und man wicht daran denke, 
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ohne diefe Kenntnis und ohne weiteres die Polizeiverordunngen anf 
Grund der bloßen Eutſcheidung des Kammergerichs zur Auf—⸗ 
hebung zu bringen! Noch jegt nahmen die früher gleichfalls mit 
Zwang uud gelegentlich Gummiknüppel unterſtützten Hemden⸗ 
verfolgungen ihren Fortgang. Noch am 24. März 1930 wurde 
bei einem Seichenbegänguis auf dem Friedhof feilweife noch an- 
gefichts der Leidtragenden gegen eine Gruppe der Hitlerjugend 
eingeſchritten, die in braunen Wanderhemden ihrem Kameraden 
das letzte Geleit gab. Die Kieler Gchugpolizei war dazu in 
zwei Laſtwagen angerückt. Trotz der durch die Jahreszeit be- 
dingten Kälte mußten die Knaben ihre Hemden ausziehen und 
halbnackt, d. h. nur mit einer Hofe beEleidet, im Laufſchritt nach 
Hanfe eilen! 
Etwa gleichzeitig kam es zu einem grundfäglichen, Die bishe⸗ 
rigen Cinzeleteigniffe befläfigenden und vor weitefter Öffentlich- 
keit wiederholenden Vorgange in Königsberg i. Pr. 

Dafelbft war von der NSDAP. eine denn doch immer noch 
gefeglich zugelafiene Maſſenverſammlung einberufen worden, 
in welcher Dr. Goebbels ſowie Prinz Anguſt Wilhelm von 
Preußen fprechen follten. Vierzehn Tage vorher war ſchon dazu 
eingeladen worden. 12 000 Karten wurden verkauft, ohne daß Die 
Behörde irgendwie Notiz nahm. Am Tage vorher erfolgte Polizei: 
verbot, weil die „öffentliche Ruhe und Cicherheit” durch das „all- 
gemeine Verhalten“ des vorgefehenen Redners gefährdet fei. Man 
hatte ſchon vorher in Berlin, polizeirechtlich mehr als bedenklich, 
ans angeblichen allgemeinen Gicherheitsgründen Dr. Goebbels 
geundfäglich bei jeder Gelegenheit das Reden verboten. Im Laufe 
son Verhandlungen war die Verfammlung dann unter der Be: 
dingung erlaubt worden, daß Dr. Goebbels fich verpflichtete nicht 
nur niche zus reden, fondern auch im Verlaufe von drei Tagen das 
Gelände der Verfamminngshalle nicht zu betreten. Von der 
Ortsgruppe wurde dafür garantiert. 

Bei Abgang des Nachtzuges wurden Prinz Auguſt Wilhelm, 
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der unangefochten und unanfechtbar gefprochen hatte, und 
Dr. Goebbels, der ſich feiner Verpflichtung gemäß verhalten und 
am Bahnhof mie ihm wieder getroffen hatte, von einer großen 
Menge begrüßt. Über die eingegangene Verpflichtung hinaus ver- 
weigerte aud) hier Dr. Goebbels vorfichtigerweife jedes Wort, das 
son der Menge immer flürmifcher verlangt wurde, fondern war- 
fefe mit einigen andern anf Abgang des Zuges. 

Daranf marfchiere ohne jeden Anlaß und völlig überrafchend 
die Polizei mit einer Hundertfchaft anf dem Bahnfteig anf, Enüp- 
pelt wahllos in die verfammelte Menge hinein und fchlägt dabei 
ganz Unbeteiligte nieder. Dr. Goebbels wird zu Boden gefchla- 
gen, Prinz Auguſt Wilhelm erhält Schläge, dee Schupooffizier 
erwidert auf Befchwerde und Frage des Dr. Goebbels nach dem 
Namen des Beamten, der ihn niederfchlug, nur: „Cie werden 
das wohl verdient haben, und Gott fei Dank hat es jegt einmal 
den Richtigen getroffen.“ Dabei droht er weitere Schläge an. 
Zeugen melden fich, die beſchwören wollen, daß ein Offizier bei 
Betreten des Bahnſteiges zu feinen Schupolenten laut erklärte: 
„Bor allem feht, daß Ihr den Prinzen und Goebbels be 
komme!” 

So die Schilderung son Dr. Goebbels, unterftügt von den 
Angaben vieler Zeugen. Auf Frauen und Wehrloſe wurde ein 
geichlagen, anf einen am Boden Liegenden noch weiter mit dem 
Gummiknüppel eingeprügelt und mit Füßen getreten, ein ns 
valide mit Holgbein mißhandelt, weil er nicht fchnell genug ging. 
Ein Polizeibeamter entzog ſich der Perfonalienfeftftellung durch 
Fortlaufen; er wurde von anderen Beamten durch Gummiknüp⸗ 
pelfchläge gegen das Publikum gedeckt. 

Das Gerichtsverfahren gegen die ſchuldigen Polizeibeamten, 
das fonft gegen Mitglieder der Tributfronde mit erflannlicher 
Befchleunigung vor fich zu gehen pflegte, hat noch heute zu einem 
Verhandlungstermin nicht geführt. 

Und von geumdfäglichfter Bedeutung — kein Cinzeloorfall, 
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fondern von feiten des dem preußifchen Polizeiminifter naheftehen- 
den fozialdemokratifchen Hanptorgans „Der Vorwärts” ans- 
drücklich gebilligt! Nach einer ſchon vorher befannt gewordenen 
öffentlichen Erklärung von leitender Stelle, eine gelegentliche Be 
arbeitung mit dem Gummiknüppel fei für einen deutſchen Gtn- 
denten keineswegs entehrend, nunmehr im „Vorwärts“ die Zeich- 
nung eines riefenhaften Gummiknüppels iiber Dr. Goebbels und 
Prinz Auguſt Wilhelm mit der Unterſchrift: 


„Manche Leute lernen anf diefe Weiſe begreifen, was 
eine Dermofratie ift.” 


Nicht die in anderen Fällen jedenfalls mit Zeitungsverbot und 
Strafe ſofort verfolgte Billigung von Gewalttätigkeiten, die 
bier zu irgendwelchen Yolgen nicht führte, fondern das bedenk⸗ 
liche Selbſtbekenutnis an maßgeblicher Preffeftelle fol hier feſt⸗ 
gehalten werden. 

Der deutſche Dichter Hans Grimm, der die deutſche 
Not nach feinem Werke, Volk ohne Raum“ für jeden erkeun⸗ 
bar in tiefſter Weiſe erfaßt hat nnd zufällig Zeuge jenes 
Vorfalls geworden war, fehrieb an den Neichspräfidenten von Hin⸗ 
denburg folgenden offenen Brief: 


„Mein Gewiffen zwingt mich, Ihnen als der einzigen 
Regierungsperſon in Deutfchland, die über den Parteien 
ſteht, in einem offenen Briefe von einem Vorgange Bericht 
zu erflatten, deffen unerwarteter und tieferjchüitterter Zeuge 
ich auf dem Bahnfleige in Königsberg in Oſtpreußen wurde. 

Ich kam von einer Lefefahre als Gchriftfteller in oftpreu- 
ßiſchen Städten... ch erfuhr zufällig, daß der Partei 
führer (Dr. Goebbels) und der Prinz (Auguſt Wilhelm) 
den gleichen Nachtſchnellzug benngen wollen und begab mich 
deshalb früh anf den Bahnfleig, um nicht in ein mögliches 
Gedränge zujubelnder Begleiter zu geraten. Gegen halb 
zwölf hörte ich Heilrufe außerhalb des Bahnhofes, die Heil- 
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rufe pflanzten fi) durch das Gebände fort, und wenige 
Minuten fpäter wurde unter jubelnden Zurnfen Dr. Goeb- 
bels von einem Trupp junger Männer auf den Schultern 
die Treppe zum Bahnfleig heranfgetragen. 

Ich fland zu diefer Zeit nahe ver Treppe, ich ging wegen 
meiner zwei fchweren Koffer mehr nach der Mitte des 
Bahnſteiges zu, völlig unbeläftige, ich behielt den Paxtei- 
führer und den hochragenden Peinzen im Auge, beide wink: 
ten den teils heilrufenden und teils fingenden, durchaus 
ordentlichen Gruppen zu. Sie fprachen nicht und machten 
keinen Verſuch, es zu tun. Was in der Zwifchenzeit etwa 
in den Durchgängen oder der. entfernten Vorhalle des Bahn. 
hofes vor fi) ging, weiß ich nicht. Plöglich, etwa um 
11,38 Uhe, ſtürmte (wörtlich) ein ſtarkes Aufgebot Polizei 
mit zwei Offizieren die Treppe zum Bahnſteig herauf, wie 
man zum Angriff vorgeht. Die Polizei ſchien zunächſt er⸗ 
ſtaunt zu ſein, daß ſie keinen ſchlagbereiten Gegner. unter den 
wartenden Reifenden und deren Begleitergeuppen vorfände, 
es ergab fich ein unverftändliches, planlofes, anfreizendes 
Hin: und Hergelanfe der Polizeimannfchaften anf dem: 
Bahnſteige. Dann warfen diefe fich unverſehens mit 
Gummiknüppeln auf die um den Prinzen und den Partei: 


führer fiehende Gruppe und fchlugen wie im Wahnſinne 


anf die fich nicht wehrenden Männer ein. Vor dem ‚Un 
griffe war hörbar keine Aufforderung feitens der Polizei 
erfolgt. Ich fah son meiner Stellung aus danach den Par⸗ 


teiführer nicht mehr, ich fah den ruhig flehenden Prinzen. 
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Der tobende Angriff wurde begleitet von Pfnirufen der Be: 
froffenen. Dem wütenden Dreinfchlagen folgte eine ſchwere, 
zum Teil handgreifliche Beläftigung der entfernt flehenden, 
ganz unbeteiligten Reiſenden durch die Polizei, und das Ein: 
fhlagen auf wehrlofe Mlenfchen feste fich fort bis zum Ein- 
laufen des internationalen Zuges. Ich hörte die Rufe, daß 


Dr.. Goebbels getroffen fei, dann der Prinz, dann. eine 
Dame. ch ſah, wie Dr. Goebbels halb Befi unnngslos an 
mir oorbeigeleitet wurde. 


Ich fiehe wegen der Einzelheiten, die nicht weiter. hierher 


gehören, felbftverftändlich zur Verfügung. Ich kann zufam- u 


 menfaffend nur fagen, daß ich weltein, weltaus ein folches 
Amoklaufen der Polizei, ein folch frevelhaftes Spiel mit. 
‘der anvertrauten Staatsgewalt, aber auch ein ſolch gebul- 
diges Wolf niemals gefehen habe. 

Herr Reichspräfident, diefer ſchwarze Abend hat ſich er⸗ 
eignet in Oſtpreußen, in unſerem feindumſchloſ⸗ 
ſenen Oſten; Herr Reichspräſident in Königsberg, in 
der preußiſchen Krönungsſtadt — ich ſelbſt bin nicht preu⸗ 
ſiſcher Monarchiſt, aber habe Achtung vor der Geſchichte 
— in Königsberg iſt anf einen als Reiſenden ruhig war- 
tenden preußifchen Königsfohn von der Polizei dreinge⸗ 
ſchlagen worden! 

Herr Reichspräfident, ich kann nicht glauben, daß der die 
Polizei führende Major ein foldy unmöglicher Offizier ge: 
wefer fein möchte, daß er durch eine Einbildung etwa in 
Blutrauſch geraten fein Eönnte und daß daher das Unheil 
zu. erklären wäre. Herr Reichspräfident, ich glaube jest, 
nad) dem, was ich — Fein Parteizugehöriger 
— gefehen habe, vielmehr mit Entfegen, daß durch das 
Einfehlagen namentlich auf die Yührer, davon einer ein 
Krüppel, der andere preußiſcher Prinz war, die gepeinigten 
Anhänger fo gequält. werden ſollen, daß fie zur Bluttat 
ſchritten und alſo in letzter Minute, da um ihre Cxiſtenz be- 
forgte Gewalsen noch meinen, die Mlachtmittel des Staa⸗ 
tes in Händen zu haben, diefe Machtmittel mit einem 
Scheine des Rechtes eingefeßt zu werden vermöchten gegen 
den Nationalismus, und das heißt gegen J ugendund 
Zukunft. 
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- Here Reichspräfident, das aber bedentet den Bürger: 
Erieg! 

Herr Reichspräfident, einen zweiten folchen Verſuch Eön- 
nen nur Cie abwenden, ich glaube, unfer WoIE befindet fich 
im Augeublick höchfter Gefahr, und deshalb wage ich diefen 
offenen Brief und mußte ihn wagen.” 


150 


10. 
Hindenburg verordnet Not 


Ob und was für eine Antwort der Reichspräfident dem Dichter 
Hans Grimm erteilt hat, ift öffentlich nicht bekannt geworden. 
Vielleicht hat er fich mic der aus der Zeit der Gnadengefuche für 
die Fememörder bekannten fachlichen Erwiderung begnügt, daß 
das Schreiben der zufländigen Stelle weitergeleitet worden fei, 
vielleicht auch anf das ſchwebende Verfahren verwiefen. Go nahın 
die refignierte Öffentlichkeit als mit Spannung erwartete Antwort 
die wenige Tage nach Veröffentlichung des Grimmſchen Briefes 
verkündete nene Notverordnung, in welcher der gleichen preußi⸗ 
{chen Polizei num vom Herrn Reichspräfidenten felbft unser wefent- 
licher Erweiterung ihrer bisherigen Befngniffe zum mindeften 
objektiv die Möglichkeit zu noch verflärkter Bekämpfung der 
nationalen Dppofition gegeben wurde, 

Der der Sozialdemokratie entflammende Reichspräfident Ebert 
übertrug bei Verhängung des Ausnahmezuſtandes während der 
legten Zuckungen der Inflation die vollziehende Gewalt dem mili- 
tärifchen Oberbefehlshaber. Der frühere Oberbefehlshaber Hin- 
denburg glaubte fie als Reichspräfivent weitgehend jedenfalls in 
dem größten deutfchen Einzelftaat der ſozialdemokratiſch geleiteten 
und vielfach organifierten Polizei überlaffen zu follen. Der fozial- 
demokratiſch beftimmten Regierung Preußens, deren Art zu re: 
gieren ihm noch aus dem Jahre zuvor geläufig fein mußte, als man 
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dafelbft den Rheiniſchen Stahlhelm verbot — übrigens damals 
unmittelbar und unverhüllt ausdrücklich anf Grund des Verſailler 
Diktats. 

Die nationaliſtiſche Jugend hatte bei aller Chrerbierung vor 
den Feldmarſchall fchen im Jahre zuvor öffentlich und betont 
„Abſchied von Hindenburg” genommen, als der Reichspräftdent den 
Doungplan unterzeichnet und die Iugend unter Berufung atıf die 
Knaben von Langemarck zur Tributerfüllung aufgefordert hatte. 

Der Yall Gpebbels war Yanal. 

Hindenburg war Mythos und Gage geworden, zufanımen mit 
den Knaben son Langemarck und Faum noch glanblichen 
Jahren... 

Der Reichspräfident war politifcher Gegner. 

Und fo waren beide ihren Weg getrennt gegangen, der Reiche: 
präſident ficherlich beften Glaubens den Weg der Erfüllung, die 
Jugend den Weg rückfichtslofer Tributfronde. Faſt fchien die 
Tributfrage zum uralten Rampf der Öenerationen geworden; die . 
erfüllungswilligſte uller Parteien, die SPD., löſte ihre Jugend⸗ 
gruppe anf. 

Aber auf dem Wege des Reichspräfidenten wurde der Tei- 
butplan nun harte Wirklichkeit. Die Gegenwart zeigte, daß man 
die Zukunft falfch beurteilt hatte, daß die Regierungsverfprechun: 
gen aus der Zeit der Bekämpfung des Wolksbegehrens gegen den 
Houngplan falfch gewefen waren. Schon Eonnte nach Preſſennach⸗ 
richten unwiderſprochen und unverfolgt der Bayrifche Miniſter⸗ 
präſident Heldt erklären, daß es „ein Rieſenſchwindel war und 
mit dem deutſchen Volk noch niemals ſo Schindluder getrieben 
worden iſt.“ Und ſelbſt der „Temps“ beſcheinigte, daß „alle 
Schwierigkeiten auf die Tatſache zurückzuführen ſind, daß die 
deutſche Regierung es nicht gewagt hat, ihrem Volke reinen Wein 
einzuſchenken. Sie hat die Wahrheit ſtets verſchwiegen und in 
ihren: Volk trügeriſche Illuſionen geſchaffen.“ 

Die Schwierigkeiten waren jetzt da. Der Reichstag, der den 


152 


Donngplan und dazu das Republikſchutzgeſetz noch angenommen 
hatte, zerbrach über der aus dieſem Plan fich ergebenden Notwen⸗ 
digkeit der erfien Dpfer. Zum erften Male mußte der Reichs- 
präfident mit einer Notverordnung in die Brefche ſpringen; der 
Reichstag hob die Notverorduung anf und wurde aufgelöft. 

Im nenen Parlament war felbft die alte Mehrheit für Young 
und Republikſchutzgeſetz nicht mehr oder kaum vorhanden. Dennoch) 
erfüllte man weiter, was mun nur noch mit Minderheitskabinett 
und Unterſtützung der SPD. ging. Uber für die Geſetze iiber die 
notwendigen Tributopfer war die SPD. nicht, waren and) die an- 
deren nur ungern zu haben; nicht für materielle Notopfergeſetze, 
Steuererhöhungen, Gehaltsfürzungen, nicht für das, was bei Er- 
zwingung folcher Not zur Befeitigung jeden Widerſtaudes i in Tat, 
Wort, Schrift geboten fehien. Das überließ man dem Reichspräſi⸗ 
denten in dankbarer Duldung. 

Nach Artikel 54 der Reichsverfaffung bedarf die Regierung des 
Vertrauens des Reichstages. Man glaubte jegt durch die Ge- 
ſchäftsordnung beftimmen zu Eönnen, daß die Ablehnung von Miß⸗ 
trauensvoten genüge, lehnte ein Mißtrauensvotum ab und kam 
fo um die peinliche Frage des Vertrauens herum. 

Aber der Reichspräſident war alter Soldat und nicht alter Par⸗ 
lamentarier und gewohnt, Verantwortung zu übernehmen und zu 
tragen. 

Und eine zweite Notverordnung folgte der erſten, eine dritte der 
zweiten. Dementis über nene Steuererhöhungen, neue Gehalts- 
kürzungen dementierten fich ſelbſt durch die nächften Maßnahmen. 
Und Hand in Hand damit ging eine Feſſelung der öffentlichen 
Meinung, unbekannt bisher nach Umfang ihrer Verbote, unbe: 
kannt nach Art ihrer Handhabung, weitgehend durch die Polizei- 
organifationen der Länder, trotz aller Erfahrungen für weite Teile 
Deutſchlands durch die prenfifche Polizei. Aus Not geborene 
Verordnungen gaben hier Feindeszwang und Feindesnot in einem 
Maße weiter, ſchufen Not für jedes einzelne Glied des deutſchen 
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Volkes bis herunter zum Armften der Armen in einem Umfange, 
wie es ſich wohl Eeiner vorher verfehen hatte. Gekürzte Leiftungen 
bes Staates, erhöhte Leiftungen an den Staat, und Gefängnisnot 
für den, der es erſt fernen mußte, fich auch in der Verzweiflung 
zu fügen. ber es wurde weiter erfüllt, es wurde das grundſätz 
liche „Nein“ auch jegt noch nicht gefprochen. 

Und das Reichsverficherungsamt erklärte jeden feiner Arbeits- 
loſenunterſtützung für ledig, der ſich weigerte, feine Arbeitskraft 
— mehr hatte er nicht — in Frankreich auf Reparationskonto zu 
verwerten). Tributjuſtiz? Notverordnung des Reichspräfiden- 
fen überließ nunmehr grundſätzlich dem Vorſtand der Reichsan- 
ftalt, dieſe Arbeitsloſenbeſtimmungen auch auf Arbeit im Aus⸗ 
ande anzuwenden, 

Man wird den Charakter diefer Verordnungen als Tribut 
normen gar nicht leugnen können, und wenn man jie leugnen will, 
fo bemweift zum mindeften ihre Handhabung eine Anwendung in 
ſolchem Sinne. Das fteht außer Frage bei den Notverordnungen, 
deren Inhalt ſich in materiellen Einſchränkungen erſchöpft. Auf 
Weltwirtſchaftskriſe, Volkswirtſchaftskriſe Kann ſich für Not⸗ 
maßnahmen im eigenen Lande nicht berufen, wer 1,8 Milliarden 
Reichsmark Jahr für Jahr bezahle und gerade mit Hilfe folcher 
Notmaßnahmen nach Möglichkeit zunächft weiter zu bezahlen 
bereit war, Uber bier tritt ja mit einfachen Gehaltsahzug, 
Steuereinziehung und dergleichen ſchon des Gefeges Vollziehung 
ein, und Das Schwert der Juſtiz zur Gicherung der Erfüllung — 
Tributjuſtiz — fleht nur im Hintergrunde in Weigerungs⸗ und 
Widerftandsfällen etwa nach Urt der Landvolkereigniffe. 

Anders die für den politiſchen Kampf beſtimmten Notverord⸗ 
sungen. Hier fleht. die Drohung mit Strafe, Beſchlagnahme, 
Verbot im Vordergrunde. Hier ift es die Juſtiz, nuumehr weit⸗ 


gehend geſtützt und erfegt durch die Polizei, die in folcher Weiſe die 


) Reichsarbeitsblatt 1931, Geite 44. 
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Erfüllung fichernfoll. Unabhängigmurdem Geſetz unterworfen, freis 
lich — aber das Gefeg wird immer enger nnd enger, erfaßt immer 
mehr Handlungen des politifchen Lebens, bindet das Gericht immer 
mehr mit hohen Mindeſtſtrafen, Gefängnisftrafen, Ablehnung 
von Bewährungsfeift. Unter dem Druck ihrer Aufgabe — auders 
nicht dentbar — zwingt die Erfüllungsregierung mit einem Spe⸗ 
zialgeſetz nach dem andern nun auch die nur durch Geſetz zu unter⸗ 
werfende Juſtiz eben durch ſolches Geſetz immer mehr in den 
Baum des Tributſchutzes. 

Mag dentfcher Eigenart Rechnung getragen und auch noch ein 
ansländifches Zeugnis für die Nichtigkeit diefer Auffaſſung ange- 
führe werden. Die franzöfifche Zeitung „Le Capital” ſchreibt 
in nicht zu verkennender Unzweideutigkeit: „Da ſteht als einziger 
loyaler Erfüllungspolitiker der Reichskanzler Brüning an der 
Spitze der Parteien der Mitte. Um den deutſchen Steuerzahler 
zu den Opfern der Erfüllung zu zwingen, ſpaunt er die Autorität 
des Reichspräfidenten an und räume Die parlamentarifchen Wider- 
flände mit der Kraft des Artikels 48 aus dem Wege.” 

Dabei war die Frage der Anwendbarkeit diefer Ausnahme- 
beftimmungen, wenn auch von „Kronjuriſten“ beſtätigt, Begen- 
ftand erheblichfter Bedenken nicht nur rechts: fondern and) links⸗ 
fiehender Juriſten. Man dachte wohl mit Recht daran, daß das 
Blatt ſich auch einmal wenden, die Bejahung folcher Anmwendbar- 
keit über die offenbaren Abfichten ver Verfaſſung hinaus fich auch 
einmal gegen die andere Geite wenden könne. „Regierung und 
Reichspräfident Eonnten auch nicht zweifelhaft fein, daß ihr Vor⸗ 
gehen auf einem außerordeutlich unſicheren Rechtsboden fich bes 
findet”, ſchreibt hei folcher Gelegenheit Profeſſor &tier-Sontst). 
„Aber felbft wenn fie das Bewußtfein ſchlechthin in der Rechts: 
überzengung von der Zuläffigkeit des Artikels 48 hier hatten, ſchal⸗ 
tet dies doch die objektive Beurteilung vom Boden des Verfaſſungs⸗ 





1) Zeitſchrift für öffentliches Recht, 1931, Band g, Heft 1, Seite 72. 
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rechts nicht ans.” Und ebenfo äußerte andererfeits in dein bereits 
zitierten Organ des Repnblikanifchen Richterbundes „Die Ju⸗ 
ſtiz“) Profeffor Waldecker weitgehende Bedenken; auch die 

„Juſtiz“ übrigens bei anderer Gelegenheit?) ausdrücklich mie dem 
Hinweis, daß man damit natürlich den Vorwurf ſubjektiven Ver- 
faffungsbruchs nicht erheben, aber das objektive Recht feftftellen _ 
wolle. Zum Schluß fei ans dem im übrigen vielfach zuftimmenden 
Aufſatz des Profeffors Apelts) die Frage herausgegriffen, inwie⸗ 
fern 3. B. die Außergeltungſetzung des Wohnungsmangelgefeges 
für den 1. April 1934, des Reichsmierengefeges für den 1. April 
1936 eine im Angenblic zur Wiederherftellung georöneter. 
Zuſtände durch Notverordnung im Sinne des Artikels 48 zu 
regelude Maßnahme ſei, die Keinen Aufſchub bis zu entfprechender 
Reichstagsvorlage duldet. Co dürfte anch dem Laien Elar werden, 
daß all folche Maßnahmen rechtlich anf zweifelhaften Füßen 
ſtehen. 

Und bei der für den politiſchen Kampf beſtimmten Notverord⸗ 
nung „zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen“ iſt feſtzu⸗ 
ſtellen, daß man offenſichtlich die Vertagung des Reichstages auf 
6 Monate abwartete, um unmittelbar hinterher bie 
Notverordnung zu veröffentlichen, Bei der Möglichkeit, fie vor- 
her dem Reichstag vorzulegen, erſcheint deun doch mehr als zweifel« 
haft, ob man fich durch folches Vorgehen felbft die verfaſſungs⸗ 
rechtliche Notlage ſchaffen kaun. Jedoch wurde die Gültigkeit 
dieſer Verorduung von der Praxis anerkannt. 

So mußten nunmehr alle öffentlichen politiſchen Verſammlun⸗ 


gen ſowie alle Verſammlungen und Aufzüge unter freiem Himmel 


und ebenſo alle Plakate und Flugblätter politiſchen Inhalts je⸗ 
weils mindeſtens 24 Stunden vor Veranftaltung bzw. Veröffent⸗ 
lichung bei der Drtspolizeibehörde angemeldet bzw, vorgelegt wer⸗ 

Y) Aprilheft 1931, Geite 342 ff. - 

2) Dftoberheft 1930, Seite 67. 

>) Juriſtiſche Wochenſchrift, 1931, Seite 698. 
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den, Verſammlungen, Bisher nur anflösbar bei Verflößen des 
ſchon reichlich weitherzig ausgelegten Republikſchutzgeſetzes, konu⸗ 
ten num ſchon im voraus verboten werden, wenn Verſtöße „zu be: 
forgen“ waren, Verftöße aber niche nur in den immer noch an⸗ 


ſcheinend zu beſchräukten Grenzen des Republikſchutzgeſetzes. Denn | 


jegt waren neben die Miniſter anfer Drganen, Einrichtuugen, 
Behörden auch noch „leitende Beamte des Staates“ getreten, 
deren „Befchimpfung oder böswillige Verächtlichmachung“, foger 
wenn folche nur „zu beforgen“ war, das Verbot einer folchen Ver⸗ 
ſammlung rechtfertigten. 

Auch dies genügte nicht. Ein Verbot Eonnte ſogar i im voraus 
erfolgen, wenn „nach den Umſtänden zu beſorgen war, daß in | 
fonfliger Weife die öffentliche Gicherheit oder Orduuug 
gefährdet wird." Was der Preußiſche Polizeiminifter unter Ge: 
fährdung des Rechtsfriedens auf dem „beſchränkten“ Gebiete des 
Kepublikfchuggefeges verfland, ift bereits gefchildert. Nun flanden 
folcher Auffaſſung die über das Republikſchutzgeſetz hinaus weſent⸗ u 
lich erweiterten Tatbeſtände der neuen Notverordnung zur. Der- 
fügung,. 

Ebenſo Eonnten die vorgelegten Flugblätter und Plalate vorweg 
beſchlagnahmt und eingezogen werden, wenn „Deren Juhalt geeig⸗ 
net war, die öffentliche Sicherheit und Deonung zu gefährden”... 

Kaum ift noch hinzuzufügen, daß jelbftserftändlich Gerfaniin- 
lungen und Aufzüge auch nachträglich noch während ihres Ctatt- 
findens ans gleichen oder ähnlichen Gründen aufgelöft werden: 
Eonnten; daß Gefängnisftrafe nicht unter drei Monaten, neben’ der. 
anf Geldſtrafe erkannt werden kounte, ohne Aumeldung abgehal- 
tere Verfammlungen oder‘ Aufzüge oder verbreitete Flugblätter 
bedrohte! Vereinigungen, deren Mitglieder wiederholt gegen 


ſolche Worfchriften verftießen und in denen ſolche Handlungen ge⸗ u 


billige oder geduldet wurden, fahen ihren Ende durch Auflöſung 
entgegen. Für politifche Vereinigungen Eonnte „das Tragen ein 2. 
heitlicher Kleidung oder Abzeichen“ bei Strafe verboten werden... 


ar 


Druckſchriften, insbefondere periodiſche Druckſchriften, alfo Zei: 
ungen, in denen „Organe, Einrichtungen, Behörden oder leitende 
Beamte des Staates“ befehimpft oder böswillig verächtlich ge 
macht wurden, Eonnten durch diefe über das Republikſchutzgeſetz 
wefentlich binansgehenden und in ihrer Erweiterung gleichfalls 
kautſchukartig auszulegenden Beftimmungen bis anf die Dauer 
von acht Wochen, ja, wenn eg fich nicht um Tageszeitungen han: 
delte, auf fechs Monate verboten werden. 

Doch auch dies genügte noch nicht. Unter dem Eindruck des Zu⸗ 
fammenbenchs der Tributpolitik gelegentlich der Zahlungsein⸗ 
flellung der Danatbank und der in Deutſchland eintretenden Zah: 
Iungsmittelfnappheit fand die Verordnung eine Novelle in der ſo⸗ 
genannten Preffenotserordnung vom 17. Juli 1931. 
Diefe beſtimmte völlig nei, daß der verantwortliche Cchriftleiter 
einer periodifchen Druckſchrift anf Verlangen der oberften Behörden 
oder der von ihnen beſtimmten Stellen Kundgebungen fowie Ent 
gegnungen unverzüglich an der vom Einfender beftimmten Gtelle 
mit der von dieſem beſtimmten Überfchrift und in der von dieſem be⸗ 
ſtimmten Schrift zum Abdruck zu bringen hatte, ohne daß eigene 
Stellungnahme der Redaktion in gleicher Nummer geſtattet war. 
Gie beſtimmte weiterhin ergänzend zu dem bisherigen Ausnahme⸗ 
recht die Zuläffigkeit polizeilicher Beſchlaguahme und Einziehung 
von Druckſchriften bzw. des. Werbots periodifcher Druckſchriften, 
aljo Zeitungen, wenn duch ihren Inhalt „die öffentliche Gicher- 
heit und Drdnung gefährdet werde“. 

Tach Mitteilung des deutſchnationalen Abgesröneten von 
Freytag-Loringhoven fanden die bis dahin in Dentjchland unge 
Fannten Beſtimmungen diefer Preſſenotverordnung ihe beimußtes 
oder unbewußtes Vorbild in — der ruffifchen Zenfurgefeggebung 
zariftifcher Zeit! Cie gingen in Einzelheiten dariiber hinaus, In 
Deutſchland war Öleiches bisher nur während der franzöfifchen 
Befagungszeit im Rheinland auf Verlangen der frangöfifchen 
Militärbehörden denkbar gewefen. Auch das wurde nun für 
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ganz Deutſchland geltendes Recht. Charakteriftifcherweife Eonnte 
fich gerade im Hinblick auf diefe Preffenoeserordnung der Ber: 
Iiner Polizeipräſident Grzefinfli dem Vertreter des Berliner 
Tageblatts gegenüber rühmen: „Meine Befugnifle find meinem 
Wunſche gemäß erweitert worden!" Won nun an fer das Werbor 
von Zeitungen „Ermeſſensſache“! Diefe Angabe wurde durch 
eine Mitteilung des fozialiftifchen Prefledienftes geflüst, wonach 
tie Verordnung des Neichspräfidenten in der Tat anf entfpre- 
chenden Antrag des Prenfifchen Staatsminiſteriums zurüdzu- 
führen fei. 
. * 

Ein weiter Weg von den Freiheitsrechten der Reichsverfaffung 
über ſcheinbar kaum noch zu überbiesende Ausnahmebeſtimmungen 
des Republikſchutzgeſetzes, ausgedehnt durch Notverorduung auf 
beanftandenswerte Kritik der „leitenden Beamten“, ausgedehnt 
nun fehr einfach auf die Generalklanfel der Gefährdung öffent: 
licher Sicherheit und Ordnung. 

Ob die Folgen folcher Anordnungen dem Herrn Reichepräft- 
denten vorher Elar waren, ob fie ihm int allen Einzelheiten hinterher 
bekanut geworden find — gleichviel Kennzeichen fie ungweidentig 
ihre gennöfägliche Geite als Erfüllungsficherung, Tributzwang. 

Daß diefe und jene Maßnahme ſich auch gegen kommumiſtiſche 
Umtriebe richtete, ändert nicht ihre Tendenz und Handhabung mach 
der anderen Geite, Und von verbrecherifchen Untaten abgefehen 
— war das Wachfen der Eommmniftifchen Bewegung nicht 
eigentlich eine im Grunde genommen gefunde Reaktion anf die 
jahrelange Auslieferung an das imperialiftifche Weltkapital duch 
die „fozialiftifche” Gchwefterpartei? Wo die Krippe leer ift, beißen 
ſich die Pferde; auch wo der Nahrungsraum vorher geplündert ift 
durch Feindtribute. Und wenn einer dem andern den Färglichen 
Reft mißgönnt und des Grundes der befchränkten Zuteilung nicht 
gedenkt, fo ift anch folcher innere Streit und feine etwaige gericht: 
liche Yolge umſchattet von den letzten Gedanken der Tributjuſtiz. 
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Was vorher, wenn auch nicht immer rechtlich, jo doch tatfächlich 
möglich war in dem Vorgehen der Polizei, ſchien nun vielfach auch 
rechtlich gefichere. Umſonſt die Eutſcheidung des Kammergerichts, 
welche die bekannte Hemdenverordnung aufhob; das Reich griff der 
Polizei unter die Arme, ihr die im Prenßifchen Polizeivecht nicht zur 
findende Grundlage mit Hilfe des Artikels 48 zu geben. Es war 
ein bitterer und von enttäuſchter Liebe gefragener Scherz, wenn 
man gemeinhin davon fprach, daß nun in Hindenburgs Namen 
„Uniformen“ verboten, Hemden als „Uniformen” verfolgt wurden. 
Ernſter war, daß die Gerichte vielfach auch die fo geſtützten Polizei⸗ 
verordnungen nicht anerkannten und daf fie auch weiterhin deren 
Unbeftimmeheit, die feinerzeit dag Kammergericht als Gefahr für 
die Öffentlichkeit charakterifiert hatte, für rechtsunwirkſam er- 
klärten. 

Im übrigen ſtanden die Gerichte vor kaum lösbaren Auf— 
gaben. Ein Ortsgruppenführer des Stahlhelm mußte zur Min- 
deſtſtrafe von drei Monaten Gefängnis verurteilt werden, weil er 
mit 30 Kameraden auf drei Ackerwagen zum Stiftungsfeſt einer 
benachbarten Drtsgenppe gefahren war. Ackerwagen aber waren 
verbotene Laftwagen, die zur Beförderung von Perfonen nicht ge 
brancht werden durften, Ein anderer Stahlhelmführer erhielt 
- feine drei Monate Gefängnismindefiftrafe, weil er einen Werbe⸗ 
marfch durch zwei Drefehaften zwar für den einen, aber nicht für 
den anderen Ort angemeldet hatte. 

Teure Eingelbeifpiele Eönmen bier. gebracht werden. Und and) 
der öffentliche Ankläger war in ſchwieriger Lage; aber ex Flagte 
doch immerhin an! 

„Sechs junge Burſchen und fünf Mädchen”, fo berichtet 
das Berliner Tageblatt über einen ftrafmwirdigen „Aufzug“, 

„waren zu Dflern mit Gingfang und KlingElang in die Hob- 
burger Schweiz gerückt. Am Abend des Dflermontags 
gingen fie mit Zupfgeigenmuſik durch die alte Stadt Wur⸗ 
zen. In Viererreihen elf Kinder. Sie ſchliefen ſchon halb, 
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fo müde waren fie. Aber hell wachte das Auge des Gefeges. 

Viererreihen? Halt! Verbot! Kraft Notverordnung des 
Reichspräfidenten vom 28. März. Viererreihen trogdem — 
Vergehen nach Paragraph 7, Ziffer ı, diefer Notverord⸗ 
nung — Anzeige gegen den Yührer, der von der Notverord⸗ 
nung nichts wußte — Gerichtsnerhandlung am 26. Juni 
1931 vor den Schöffengericht in Leipzig. 

Der Staatsanwalt: Ic fehe mich, da der Tarbeftand 
sticht zu beftreiten ift, zu meinem Bedanern genötigt, die Au⸗ 
wendung der Strafbeſtimmungen der Notverorduungen zu 
‚beantragen, obwohl felbft die Mindeſtſtrafe im vorliegenden 
Fall hart erfcheint, denn fie beträgt drei INlonate Gefängnis. 

Urteil: Unter dem Zwang des Öefeges wie beantragt. 
Der Vorfigende: Ich bedaure in gleicher Neife wie der 
©taatsanwalt und bedaure noch mehr, daß nach den Beftim- 
mungen der legten Notverordnung für das Gericht Feine 
Möglichkeit befteht, eine Bemährungsfrift zuzubilligen.“ — 

Die Klagen über Gummiknüppeljuſtiz und unberechtigte Verhaf⸗ 
tungen hatten zu verſtummen ebenfowenig Gelegenheit. Auch hier 
nur zwei Beifpiele aus der Preffe verfchiedener Richtungen. Der 
„Angriff“ vom 28. Juli 1931 fehildert die Verfammlung der 
nationalfozialiftifchen Ortsgruppe in Marienburg (Dftprenßen), 
in welcher die anmwefende Schutzpolizei ohne Ankündigung oder 
Aufforderung wahllos anf alles einfchlug, andy auf Frauen und 
Kinder, auch auf folche, die gar niche im Werfammlungsgarten an- 
wefend waren, fondern ſich völlig unbeteiligt von der Straße aus 
das Feuerwerk anfehen wollten. Eine große Anzahl Frauen wurde 
verlegt, Konzertteilnehmer, darunter ältere Herren, wurden zu 
Boden gefchlagen. Ein Arbeiter wurde fo geſchlagen, daß er eine 
Gehirnerſchütterung und einen Armbruch davonteng. Fußtritte 
erhielt ein anderer am Boden liegender Arbeiter in den Unterleib 
von dem amtierenden Hauptmann, fo daß ein Leiftenbruch die Folge 
war; mehrfach wurden Armbrüche und Gehirnerfchürterungen 
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durch die anwefenden Arzte feftgeftellt, die eine Reihe von Perſouen 
ins Krankenhaus bringen Iaffen mußten. Diefer Bericht wird von 
in der Zeitung benannten Cinzelzeugen mit. Cinzelangaben geflüßt, 
über Verlegung von 8—1ojährigen Kindern, Kriegsbefchädigten, 
Frauen, Männern, die nicht den geringften Widerſtand Leifteten, 
und über Haßworte wie „Euch Hunden werben wir ſchon Beine 

machen“. 

Als Gegenfpiel: den Bericht des Berliner Tageblatts vom 
1. Juni 1931 über den Stahlhelmtag in Breslau: 

„Während des Stahlhelmtages Fam es zu Bufommenftößen 
mit der erregten Beoölferung. Bei einer Prügelei in der Ticolai- 
sorftadt verlor die Polizei den Kopf und hieb mit nicht zu befchrei- 
bender Roheit wahllos atıf die Straßenpaſſanten ein.” — 

Den Höhepunkt brachte die AUnsführung der Prefienotverord- 
nung, sonderNeichsarbeitsgemeinfchaft der deut- 
fen Preffe mir geößtem Bedenken in folgender Eingabe 
begrüßt: 

„Die. Reichsarbeitsgemeinfchaft der deutſchen Preſſe muß 
verlangen, daß auch in Diefer Notzeit des deutſchen Volkes 
die Preßfreiheit unbedingt gewahrt bleibt. Gie verurteilt 
anfs fehärffte jeden Mißbrauch der Preßfreiheit. Die Nor- 
verordnung aber verſtößt, von technifchen Mängeln ganz 
abgefehen, gegen die elementaren Grundlagen des Lebens und 
der Freiheit der Preffe, befonders dadurch, daß es in das ſub⸗ 
jektive freie Exmeffen zahlreicher Behörden geftelle wird, in 
den Inhalt von Zeitungen eine Gefährdung der öffentlichen. 
Sicherheit und Ordnung zu erblicken und Zeitungen deshalb _ 
zu verbieten, So behindert die Verordnung in Ihrer: jegigen 
Yorm auch die Mitarbeit und Kritik der verautwortungs⸗ 
bewußten Preſſe und führt damit ſchwere Gefahren für die 
Meinungs⸗ und Urteilsbildung in der Öffentlichkeit herauf.“ 

Schon die Erweiterungen des Republikſchutzgeſetzes durch die 
erſte Notverordnung hatte genügt, um beiſpielsweiſe zunächft ein- 
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mal (no nicht vierzehn Tage nach ihrem Inkraftireten d die Seehl⸗ I 


helinzeitung zu verbieten, und zwar wegen eines ſcharfen Vorwurfs 
unzureichender Abwehr der polniſchen Gefahr, des NRuhrkampfes 
und ‚der. Franzoſen, alſo wegen des Vorwurfs mangelnder Ab⸗ 
wehr von „Verfailles“. Noch nicht zwei Monate ſpäter erfolgte 
ernent das Verbot der gleichen Gtahlhelmzeitung wegen einer 
Zeichnung des Deutſchen Michels, der eingeklemmt in der Steuer⸗ 
preffe Geld und Blue in ein Gefäß mic der Aufſchrift „Repara⸗ 
tionen“ ſpuckt, während die Steuerpreſſe von zwei angeblich ver⸗ 
gnügt dreinfchanenden Finanzbeamten bedient wurde, von denen 
der eine zum anderen jagt: „Gehen ©ie, Herr Kollege, jegt ſpuckt 
er nicht nur Geld, jet ſpuckt er auch fehon Bine." Diefe Kari- 
katuren follten angeblich nad) Auffaſſung der Behörden den 
- Reichsfanzler und den Reichsfinanzminifter darſtellen. Auch hier 
kennzeichnet das Thema, das zum Verbot führte, worum es ging. 
Vreben anderen wurde felbftverfländlich auch der „Angriff“ o ver⸗ 
boten, um ein weiteres Beiſpiel herauszugreifen. 
Aber all dies reichte offenbar noch nicht, und die eigentliche Fülle 
der Verbote erfolgte prompt nach Veröffentlichung der vom Ber⸗ 
liner Polizeipräfidenten gewünfchten Preſſenotverordnung. Jeder 
J Tag brachte nun neue Verbote. Binnen 14 Tagen wurden 


nunmehr ı. a. verboten der „Wölkifche Beobachter", erneut der 


Angriff“, die nationalſozialiſtiſche „Niederdeutſche —— 
tung“ in Hannover, die nationalfozialiftifche „Volksparole” i 
Düffeldorf, die „Oberſchleſiſche Gerichtszeitung“, die nationale 


I ſozialiſtiſche „Preußifche Zeitung” in Königsberg i. Pr., die nativ: 


nalſozialiſtiſche Zeitung „Die nationale Poft”, die Zeitfchrift „Das: 
Vanal“, das neu im Verlag der Stahlhelm:Kreisgeuppe Emden 
erfchienene Kampfblatt der oftfriefifchen Stahlhelmgruppe, betitelt 
„Der Volksentſcheid“, fofort nach Erſcheinen, die, Weichſel⸗Zei- 
“sung” in Marienwerder, den, Augsburger Wocheuſpiegel“, das 
„Blatt der Niederſachſen“ in Harburg, der nationalſozialiſtiſche 


Wirtſchaftspolitiſche Preſſedienſt“, dee „Tecklenburger Land⸗ 
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bote”, die nationalfozialiftifchen Blätter „Chiemgaubote” und 
„Juntalbote“ in Bayern, das nationalfozialiftifche bayriſche 
Blatt „Die Front”, die nationalfogialiftiiche „Irene National⸗ 
Zeitung” in Ungsburg, die „Empdener Zeitung, Mationale Tages: 
Zeitung für den Stadt- und Landkreis Emden“ in Emden, die 
Auricher Zeitung“ in Aurich, der „Allgemeine Anzeiger für Oft: 
friesland“ in Leer, die „Lycker Zeitung”, das „Oletzkoer Tage 
blatt”, die nationalſozialiſtiſche „Schleſiſche Tageszeitung”, die 
Mochenfchrift „Die Tribüne”, die nationalfozialiftifche „Note 
Erde” in Bochum, die, Wuppertaler Zeitung”, die in Fraukfurt 
a. M. erſcheinende nationale Tageszeitung „Nrankfurter Poft“. 

Dies ein Teil der Ausbeute von 14 Tagen, Weitere ange: 
fehenfte Zeitungen der bürgerlichen Rechten folgten binnen Eür- 
zefter Friſt, fo die ‚Rheiniſch-Weſtfäliſche Zeitung”, „Bergifch 
Märkiſche Zeitung”, „Schleſiſche Zeitung“ und fat ſämtliche Zei⸗ 
tungen des „Reichslandbundes“ und der Provinziallandbünde. 
Faſt ausnahmslos Blärter, die durch Teidenfchaftliche Bekundung 
ihres Yreiheitswillens ſchon bei ihrem Eintreten — für die Wahl 
des jegigen Reichspräfidenten aufgefallen und ſchon damals des: 
halb befäntpfe worden waren von den gleichen Kreifen, deren Ey- 
ponenten fie jeßt mit der ITotverordnung des gleichen Reichspräfi- 
denten verbieten Eonnten. Schweigen, Dulden und nun für die 
Preffe der Tributfronde auch noch wirtfchaftlicher Ruin — ob» 
jektio ganz im Ginne der Tributmächte! 

Und noch war Fein Ende abzufehen. 

Auch die Linkspreffe erfaßte laugſam das Grauen. Urplöglich 
begann man die Kautſchukeigenſchaft der neuen politifchen Gefeß- 
gebung zu fühlen. Zum Verbot der „Frankfurter Poft” gab 
die demofratifche „Yrankfurter Zeitung“ den vom Oberpräfiden- 
ten beanftandeten Gag wörtlich wieder mit dem Hinzufügen, 
daß weder der beanftandere Gas noch die darauf folgende 
Stelle eine Beleidigung oder Verächtlichmachung enthielte, 
„ficherlich unrichtige Wertungen, aber Keine unzuläffigen Dinge, 
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die jedenfalls zur ſagen erlaube fein muß, falls Kritik überhanpt noch 
geflattet werden fol.” Das Blatt erflärte: 

„Die Verbotsbegründung zitiert diefe Stellen, behauptet, 
fie feien ‚anfreizend‘ — ‚bewußt wahrheitswidrig‘ (obwohl 
dies Kriterium bei Wertungen jolcher Art überhaupt kaum 
zuläffig fein kann); der Dberpräfidene kommt endlich zu dem 
Schluß, es liege eine ‚böswillige Werächtlichmachnng‘. der 
Reichsregierung vor, weshalb die Zeitung unter Berufung 

anf beide Notverordnungen (vom 17. Juli und vom 
28. März) zu verbieten fei. Bei ſolcher Gachlage wäre es 
von ung weder anfländig noch klug, diefen Mißgriff ſchwei⸗ 
gend hinzunehmen, etwa weil es ſich um ein Blatt gegneri⸗ 
fcher Richtung handele. Man kaum nicht nachdrücklich ge: 
nug betonen, daß mit derartigen bürokratiſchen Willkürakten 
der fehr ernfte, auch von ung unterflüßte eigentliche Zweck der 
Prefienotverordnung gefährdet wird. Dies Verbot fcheint 
uns moralifch unzuläſſig, politifch nutzlos, ja ſchädlich und 
juriſtiſch recht zweifelhaft zu fein. Nenn fo etwas jest ſchon 
anfängt, ift bald überhaupt Fein Halten mehr.” 

&s war Eein Halten mehr. 

Auch die Verſammlungsverbote ans der Notverordnung bes 
gannen, durch die wachjende Notzeit getrieben, bisher ungeahnte 
Formen anzunehmen. 

Alljährliche Kundgebungen deutſcher Univerfieäten und Stu⸗ 
denten gegen Verfailles wurden im Namen der Notverordnung 
verboten. Gegen Verfailles zu demonſtrieren oder die findentifche 
Jugend demonftrieren zu Laffen, lag nicht im Sinne der Erforder⸗ 
niffe der Zeit. Der Polizeipräfivent von Ylensburg erließ in Un: 
berracht der „ernften Wirtſchafts⸗ und politifchen Lage” bis auf 
weiteres ein allgemeines Verbot politifcher Veranſtaltungen und 
Kundgebungen unter freiem Himmel, Die Amtshanptmannfchaft 
Weißen befchränkte fich einfacherweife anf ein Verbot aller 
öffentlichen Verfarimlnngen der NSDAP. Schließlich wurden 
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fie wieder genehmigt unter der Bedingung, daß „die Ersrterung 
der mit der gegenwärtigen Finanznot des Reichs zufammenhängen- 
den Fragen unterbleibe!” 

Dentlicher kann man die allgemeine Verborsrichtung biefer Un: 
ordnungen kaum charafterifieren! 

Verboten wurde eine öffentliche Verſammlung in Můnchen, 
in der der Nationalſozialiſt Münchmeyer ſprechen ſollte, verboten 
wurde ſogar eine geſchloſſene Mitgliederverſammlung mit. Adolf 
Hitler, Werboten wurden Aundgebimgen des Stahlhelms im Luſt⸗ 
garten in Berlin, oder überhaupt unter freiem Himmel. Verboten 
ein geoßer Stahlhelmaufmarſch der Mittelrheiniſchen Gtahl- 
helmformation in Eſchweiler (Rheinland). Und vieles andere 
noch. Um mit der, Frankfurter Zeitung“ zu ſprechen, es mar in 
der Tat „Kein Halten mehr”. , 


Der prenfifche Polizeiminifter aber wies gleichzeitig durch 
die nicht verbotene Preffe in einem Runderlaß darauf Hin, daß 
zur Vorführung an den bevorſtehenden Verfaſſungsfeiern beſonders 
geeignet fei ein Yılm des Namens „Mündiges Volk·. — 
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Es fo sicht verkaunt werden, daß ſolche Gawaltmehnohmen 
vielleicht vorübergehend berechtigt ſein konnen und müſſen, um mic 
ihrer Hilfe ein Freiheitsringen des deutſchen Volkes durchzufech⸗ 
ten, mit ihrer Hilfe Gabotenren ſolcher Aufgabe das Handwerk 
zu legen. 

Und es wird vielleicht eingewandt werden, daß — auf lauge 
Sicht betrachtet — dies auch hier das Ziel geweſen ſei. 

Mit Verlaub, die Sicht iſt hier zu laug. Zwölf Jahre lang 
Kann man nicht mie ſolcher Begründung foregefege ſich verſchär⸗ 
fende Rampfmaßnahmen gerade gegen die freiheitbegehrende Op⸗ 
pofition, faft fehon Eeitte Dppofition mehr, fondern eine Mehrheit, - 


rechtfertigen. Nicht der gute Wille eutſcheidet in der Politik, fon u 


. bern allein der Erfolg. 
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Und bier war der Erfolg das mit eben Worien des Vorwärts 
zuſammengefaßte Ergebnis, daß man „dicht vor dem Zufammen: 
bruch“ ſtand, und daß man verfuchte, fich die beiden Yonngmil- 

liarden des: legten Jahres im. Auslande wieder zurückzuborgen. 

Das Ergebnis war nicht Freiheit, ſondern objektio zwölf Jahre 
lange Schädigung an Volksvermögen nnd. Volkskraft, zwölf. 

Jahre lange Arbeit und Leiftung für den Yeind. Das Ergebnis 
war objeffio nicht Verfolgung von Freiheitsgegnern, fondern ge— 
rade umgekehrt Verfolgung ihrer Vorkämpfer. 

So war das Ergebnis Tribut und — Tributjuſtiz. 
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IV 
Um das Ende 


„Jtiernals fchändet die Tat; 
das Erdulden ſchändet.“ 


(Walther Rathenan.) 


Dreigeteilt find die Gewalten im Staat feit Montesquien: 
Geſetzgebung, Wollziehung, Juſtiz, eing frei vom andern und Miß—⸗ 
Branch hemmend. 

Zweifach nur noch die Gemwalten im parlamentarifchen Gtaat: 
das Parlament gibt Geſetz und Regierung. 

Einfach, eindeutig einfach und ungeteilt die Gewalt im Staat 
der Tribute: fie heiße Werfailles. Über dem Staatsgrundgeſetz 
ſteht der Artikel 178. 

* 

Es wird erfüllt. 

Dieſem Zweck dient die vollziehende Gewalt; er geht anderem 
vor, muß anderem vorgehen. 

Dieſem Zweck dient das Gefes, das nen gefchaffen wird, wo es 
nötig ift die Erfüllung zu fichern; anderem geht es vor, muß an⸗ 
derem vorgehen. Freiheitsrechte? 


* 


Verfailles fordert Prozeffe. Sie finden flatt. Prozeffe als 
Tribut. Tributprozeſſe. 
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Verſailles ift beftehende Drdnung, geltendes Recht. Wer gegen 
Verfailles kämpft, handelt gegen geltendes Recht. Er erfährt es. 
Tributprozeſſe. 

Verſailles iſt zur Zeit Regierungswille. Unabhängig iſt von 
Regierungen die Juſtiz, nur dem Geſetz unterworfen. Aber das 
Geſetz iſt Verſailles. Wo das alte nicht ausreicht mit dem Schutze 
der Ordnung gewandelten Inhalts, wird neues geſchaffen. So 
unterwirft Die Regierung, ſelbſt unterworfen, mic neuem Geſetz, 
Notgeſetz, die Juſtiz. Tributjuſtiz. 


Verſailles iſt Unrecht, durch Betrug erliſtet, durch Gewalt er⸗ 
zwungen, einen Zuſtand ſchaffend gegen menſchliches und göttliches 
Recht. 

Juſtiz gibt Recht auch dem Armſten, ohne Unterſchied der 
Perſon. 

Das Unrecht Verſailles, im Mautel dentſchen Geſetzes, Recht“ 
geworden, unterwarf über Regierung und Geſetzgebung auch die 

Juſtiz. u 
In der Gewalt des Unurechts ſoll fie Recht fprechen. 

So iſt, wo Verſailles ſteht, das Recht verſchwunden. 
Das verträgt auf die Dauer keine Juſtiz, kein Volk. 


* 


Das heißt Auflöſung. 

Auflöfung aus Gewöhnung an den Vorzug fremden Anſpruchs, 
fremden Rechts. So wird mit dem eigenen Recht der eigene Staat 
aufgelöft, Provinz. 

Dder Auflöſung allee Bande des verlorenen Rechts auch vom 
Standpunkt des einzelnen. Gilt fremder Anſpruch, fremdes Recht 
bevorzugt, was bindet ihn? Auflöſung des Staates and) fo. 

* 


Schon Klinge das Wort „Hochverrat” durch die Straßen. 
Tributfeindliche Aktiviſten heißen „Hocwerräter” in Preußen, 
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und das Reich lieferte das „ Material” dazu. Glaubt man die 
dentfche Republik zur Befreiung fo ungeeignet, daß ihre gewalt- 
ſame Befeitigung notwendige Voransfegung jcheine? Uber Rom, 
Sparta, letzthin noch Frankreich find Gegenbeweis, zeigen durch⸗ 
ans grundſätzliche Möglichkeit freier und unatioualſtolzer Repu⸗· 
bliken. Iſt es nicht die Tragik der dentſchen Republik, daß ſie 

immer ihre Spartaner verfolgte und ſich demgemäß ſelbſt von 

ihnen verfolgt glaube? 

Um alles das geht es nicht. 

Es geht nur um Verſailles. 

Kampf gegen Verſailles! Umſturz einer Ordnung, die für 
Europa, für die Welt nur Unordnung ift; ficher aber für Deutſch⸗ 
land; das genügt! Yordern es wirtfchaftliche Gründe zwingend, . 
hier fordern es zwingend ureigenfte Gründe des ſchwindenden 
Staates und feines Rechts. Und lawinenhaft mehren ſich die 
Gruppen und wachen an Umfang, denen dies Ziel vor allem geht, 
die zu folchen Ziel jedes Dpfer zu Bringen bereit find, 

Los von Derfailles! 

Aber Verfailles ift ſeit Artikel 178 Zeil der deutſchen Der 
faffung. 

Ift, wer gewaltſam dies ändert, Hochoerräter? J 

Oft zeigt anf die Spitze getriebene Theorie — mehr if es 
kaum — Grundfätzliches am ſchärfſten. Iſt ſolches möglichenfalls 
gewaltſam zu ändern „Verrat“? 

Sicher vom Standpunkt von Verfailles. Doch auch vom 


Standpunkt deutſcher Verfaſſung, dentſchen Strafrechts! Und | 


aljo auch deutſcher Juſtiz?ꝰ 

Iſt folches Gefeg Recht auch in den Augen denefcher Regie⸗ 
rung? Wieder zeigt ſich das ganze Problem in letzter Schärfe. 
A fie es bejahen, der Yeindverpflichtung gemäß? DVerneinen 
nach ihren Pflichten dem eigenen Volk gegenüber? 
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Geht endlich hier eigenes Recht dem Fremdrecht vor, auch nach 
verantwortlicher Meinung verantwortlicher Führer? Und wes- 
halb erſt hier? Weshalb und wo ift die Grenze? 

Oder will man jagen, daß Verfailles Eein „rechtlich” geihüg- 
ter, Eein „wefentlicher" Teil der Verfaffung fei? 

Mag es der dentſchen Juſtiz erfpart bleiben, fich ſelbſt und dem 
eigenen Staat die Totenglocke zu läuten. 


* 


Kann heutige Diktatur Auflöſung hindern? 
Staaten werden mit den Mitteln erhalten, die ſie ſchufen, ſagt 
Clauſewitz. 

Mit der ſchwindenden Demobratie ſchwindet der Regierung 
von Weimar die Legitimation. Wozu auch ſonſt ward einſt der 
alte Staat befeitige? 

So ift Diktatur Vorzeichen des Endes auch aus folcher Gicht. 

Jeder ſi eht es. Irgend Weſentliches zu ändern, auch mr zu 

‚ ‚hemmen, hilft nicht eine Verorduung der Not. Beſchleunigend 
wirkt, was überhaupt noch einzugreifen trachtet. Ausnahme! 
Por! Zwang! Jegt zeige auch das Gewand des Gefeges endlich 

die Außergewoͤhnlichkeit der Umſtände, nicht mehr den Schleier 


der Alltäglichkeit wie einft. 


Verſiles, die Notzeit, hat endlich die  Sülen abgeworfen. 


* 


Doch auch ein anderes ſcheint jetzt hüllenlos klar. 
Des ift die: Grunde des ‚Opfers da, wo deffen Notwendigkeit 
jeder keunt! 

Allein zu ganz anderen Ende! 

Die aktiviflifche immer opferfrendige Jugend, Jahre um 
Jahre durch die Gefängniffe der Tributangſt gefchleift, hat plög- 
lich Anhang ungeahnten Ausmaßes — bat plötzlich nicht mehr 
u als Vorrecht der Jugend die „Zukunft“, hat faft fehon die Gegen: 
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wart. Ging fie anf, die Tränenfaat unfäglicher Tot, num wo die 
freiwillige Not Einzelner zum zwangsmäßigen Schickſal Aller 
geworden? 

licht um weiter Freiheit und Recht zu miffen, weiter feind- 
lichen Exprefiungen entgegenzufehen im Gewaude eigenen an⸗ 
geblichen Rechts, ift man das Allerletzte zu opfern bereit; aber 
wenn es ſchon um das Letzte geht, zu anderem! 


* 


Vielgerühmte deutſche Organiſation hat ſchwerſte Opfer an 
den Feind, materielle, geiſtige, ſeeliſche, aus Deutſchland heraus⸗ 
organiſiert. Sollte fie nicht fähig fein, den anf ſich geſtellten Eigen- 
ſtaat und notfalls Löſung aus der ſchmerzhaften Gemeinſchaft 
heutiger internationaler „Solidarität“ zu organiſieren? Aut— 
arkie? Rückzug aus der Weltwirtſchaft? Schlagworte und doch 
hinter ihnen tiefe Gedanken haben geiſtigen Boden bereitet. 

Hinter ihnen ſteht der Wille der Verzweiflung, der nichts 
mehr zu verlieren hat als ſeine Not. 


* 
Riſiko? 

Wer ſpricht bei dem, was wir bisher als Folge erlebten, 
ſchlimmer ſonſt zu erleben haben, noch von irgendwie vergleichbarer 
Gefahr. 

Einmal wird es doch gelten den Schritt zu un; je ſpäter, 
umſo ſicherer zu ſpät. 

So oder ſo — los von Verſailles! 

Aber nur wer glaube und will, ſoll dieſen Weg vorangehen. 

* 
Tribut, Tributjuſtiz oder — deutſcher Staat. 
Eins davon geht alsbald zu Ende. 


Nicht mit feichten Optimismus kann dies verfchleiert werden 
wie demokratiſche Norte zum legten Verfaffungstag: „Ein gro- 
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fes Volk kann nicht untergehen." Die Gefchichte zeigt, jeder 
Einzelne erlebt ſchon jetzt das Gegenteil. 

So gebt es nur um Willen und Opfer. 

Mag die Erkenntnis fchwindenden Rechts, mag das Beifpiel 
fleigender Dpfer beides fördern. 

Dan wird die deutſche Tributjuſtiz doch noch eine Stufe zur 
Freiheit und zu neuen deutſchem Recht. 
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Im gleiden Verlag erfbien: 


REBELLEN UM EHRE 


VON HERBERT VOLCK 
Broſchiert M, 4.50, Beinen M, 6,80 


In unferer verorganifierten Welt, die nur Mitgliedsbeiträge 
verlangt und in der die Tatenlofigfeit fih hinter Mehrheit: 
beſchlüſſen verbirgt, fühlen wir uns nicht mehr wohl. Einen 
Mann, ein Königreich für einen Mann: Solh’ ein ganzer 
Dann, der immer Aftivift war, nie etwas dom paſſiven 
Widerſtande hielt, immer feine eigene Perfon vorneweg ein- 
feßte, ift Herbert Bold. Als Lüneburger Dragonerleutnant 
macht er den Xeiter- und Stellungdfrieg im Weften mit, wird 
als Flieger in Rußland abgefhofjen, gefangen, nah Sibirien 
gebracht, bricht aus, marfchiert 10000 km dur die Mongolei 
und durch Perfien, bis er fih in Mefopotamien wieder deutſchen 
Truppen anſchließen Fann, entfeſſelt den Raufafus-Aufftand 
gegen die Bolſchewiken: dann foll dad reihe, raube, rafende 
Erleben mit ſchmählichem Waffenftillftand und Frieden auf- 
hören. Das deutfhe Volk wird ehrlos, Herbert Vold aber — 
zum Rebellen um Ehre. Er Fämpft weiter. In feiner alten Frie- 
dendgarnifen Lüneburg holt er fih die erften paar Mann 
zufammen, die den Stamm der erjten nachrevolutionären Frei« 
willigentruppe bilden: und mit diefem Seitpunft fest die 
Erzählung in feinem flammenden, glühenden, vulkaniſchen 
Nachkriegs⸗ und Abenteuerbuh ein, in deffen heißem Atem 
der Leſer immer wieder voll Begeifterung hineinjauchzen 
möchte. Wo in dem einen Jahrzehnt nach dem Umfturz in 
- Deutfchland gefämpft wird, oberirdifh oder unterirdifch, da 
ift Herbert Volck dabei, zulegt unter der fhwarzen Fahre des 
Bauernaufftandes mit Bomben gegen die Büttel der Republik 
in Schleswig-Holftein. Dazwiſchen ift er immer raftlos, immer 
Aftivift, immer für Deutfchland tätig, immer im Rampf mit 
Sumpen und Verrätern, in Italien und in Amerifa. Sein Bud 
bringt die erfte große Aufklärung über dad ganze Aufbäumen 
der Starken wider den November und ift in einem fo bin- 
reißenden, Fünftlerifch-impreffioniftiihen Fluß gefchrieben, das 
einft nah der Fommenden Wende, vielfeiht bald, einzelne 
Kapitel daraus als vorbildlihe Stilproben wohl in unfere 
Schulleſebücher fommen fünnten. 


BRUNNEN VERLAG o WILLI BISCHOFF 
BERLIN SW 68 








Kae 
REMLERCHECHZE 
Hr 


DE u Hl —— 


ch) RE 
[25 un 


— 


— A 
Fe * 
ee Be 

Er 
Alan oo 


J 
un Hu — F 
88 HER 


A 
J 
EEE 
Deere ie » 


* 
u 
J HN — 9 J 


* 
Bi u — a 
i& —* 


J— 


—— 


Kun — 


Me 
J J he 

En HR ER J— 
a) — 
He FIRE se 


ui 

J 
—— 

BEER Wash 


HHHHMNEK 
MR EHLIR, TEN 
14 kiruikslh A 
J——— Kot Fin BEN 
* 
IH R I 


ESS —— 


EAU 
ER — KERN: N; 
an Hin A, 


RER 


% 
En 


Hd a Ki — Hu 
Au hl 
* 


D 


sen 
MN 
ERnHRR En J— 
EHEN Fr 
— J 


HERE 
iM in 
Per I) a 
Ihe; —— 
J— 
J 


A 
ii Ars 
An 


—— 9 
VRR 


un 
J— u I 
9 J 


EIN 


4 wi — 
hen MENT 9 Ar 
— 

EHEN 
gen — 


— J 
— He J FE 


a 


—3358 


En 


EEE 
RER RER 
J— 
N 
RRRILHE LIEF NT 
BE HR Et 
a 


ERRRER 


jr 


Dan 
— 


— u 

EEG MAT 

J— J — 
Wi 9 


—— J 


UM 


* 


har 


J— 


* 
D 


an 


Be 


Al A TUR 
EEE 


* — — 
— 
J——— 
I TEN] Ah, 


J—— Ah J— 


nr ba 
—— — Ran ih 


J— 
— 
RE 


EHEN HR 
Hl — 


au NUM 
nen HR 


J—— J—— BE 
Ak Mare 


—J— 
— 


M } 
BE 


Ihre 


EA ORRAGE 


FR 


1 
AH 
— 


— 


X 
JJ 
Fir 


| ara ner er ng, 
RETTET: 
— 


— 
EEE! 
erh 


" Tr = 
net — 
———— 


— 
—— u 


A 


ae Fe 
et 


rreren 
DIENEN 





